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Beginn: 10:01 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich heiße Sie zu unserer heutigen, 65. Sitzung des 
Landtags Nordrhein-Westfalen herzlich willkommen. 
Mein Gruß gilt auch den Gästen auf der Zuschauer-
tribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich drei Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Wir treten in die heutige Tagesordnung ein. 

(Unruhe – Glocke) 

Ich rufe auf: 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für das 
Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7200 

erste Lesung 

Und: 

Finanzplanung 2019 bis 2023 des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7201 

erste Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer 
Landesgesetze (Haushaltsbegleitgesetz 2020) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7203 

erste Lesung 

In Verbindung mit: 

Fünftes Gesetz zur Änderung der Landeshaus-
haltsordnung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7318 

erste Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemein-
den und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
2020 (Gemeindefinanzierungsgesetz 2020 – 
GFG 2020) und zur Änderung des Stärkungs-
paktgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/7202 

erste Lesung 

Zur Einbringung dieser Gesetzentwürfe erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Lienenkämper 
das Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man-
che Beobachtungen sind auch nach Jahrzehnten 
noch aktuell – vielleicht sogar aktueller denn je –, 
zum Beispiel die Beobachtung von Ludwig Erhard 
aus den Aufbaujahren. 

Ludwig Erhard warnte damals vor der sprichwörtli-
chen deutschen Gründlichkeit, vor Schwarz-Weiß-
Denken und vor dem Hang zum radikalen Entweder-
oder. Schon seinerzeit sagte er, dass katastrophale 
Irrwege oft die Folge davon seien. Eine Ordnung der 
Mitte sei zwar komplizierter und differenzierter, weil 
sie zum Nachdenken und zur Rechenschaft zwinge. 
Das Gefühl für Maß und Mitte bereichere uns jedoch. 

Denn differenzierte Antworten sind meist die besse-
ren. Deshalb charakterisiert „Maß und Mitte“ unsere 
Haushaltspolitik. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir setzen vor allem an zwei Stellen an. 

Erstens wollen wir uns nicht länger damit abfinden, 
dass in Nordrhein-Westfalen wirtschaftliche Chan-
cen ungenutzt bleiben, dass Familien von der Kita bis 
zur Hochschule immer öfter erfahren, dass es mit der 
Bildung bergab geht, und dass die mangelhafte in-
nere Sicherheit weitere weltweite Schlagzeilen pro-
duziert. Das ist nicht das Nordrhein-Westfalen, das 
wir wollen. Denn damit bliebe unser Land weit unter 
seinen Möglichkeiten. 

Vom ersten Tag an ging es uns deshalb darum, diese 
Fehlentwicklungen umzukehren und mit echten 
strukturellen Investitionen die Schwerpunkte neu zu 
justieren. Daran arbeiten wir seit dem ersten Tag mit 
Sorgfalt, mit Herzblut und ohne Ideologie. Denn wir 
wollen das alte Aufstiegsversprechen, das früher hier 
in Nordrhein-Westfalen galt, erneuern. Wir wollen 
das Aufsteigerland Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Zweitens gilt in guten wie in schlechten Zeiten, dass 
wir die gewaltigen Investitionsaufgaben stemmen 
müssen. Dabei müssen wir mit dem auskommen, 
was wir einnehmen. Genau das haben wir zu Beginn 
in der Nordrhein-Westfalen-Koalition vereinbart, und 
genau das tun wir seitdem. 

Meine Damen und Herren, dank vorausschauender 
Planung und Vorsorge setzt dieser Haushalt – auch 
im Angesicht einer konjunkturellen Delle und rund 
841 Millionen Euro weniger Einnahmen im Haushalt 
2020 als erwartet – unsere klare Linie fort: notwen-
dige Aufstiegsinvestitionen ohne neue Schulden. 

Wenn ich von „Maß und Mitte“ spreche, werden das 
manche auf den allerersten Blick vielleicht etwas alt-
modisch finden. Denn „Maß und Mitte“ setzt eben 
nicht auf Spaltung, nicht auf lautes Getöse und nicht 
auf unvereinbare radikale Ziele, sondern auf Versöh-
nung vermeintlicher Gegensätze, auf stille Vernunft 
und auf gesunden Menschenverstand. 

Das setzt eine klare Haltung voraus. Klarheit bedeu-
tet, dass man sich entscheiden muss. Gleichzeitig 
scharf nach rechts, scharf nach links und moderat 
geradeaus zu steuern, geht eben nicht. Haltung be-
deutet, Kurs zu halten. Man darf nicht das Fähnchen 
in den Wind hängen und sich wundern, wenn man 
sich dann um sich selber dreht, auch wenn der Wind 
etwas lauer wird. Es geht vielmehr darum, Maß und 
Mitte sowie Haltung zu bewahren.  

Haltung ist in den Zeiten radikaler Positionen für un-
sere Opposition manchmal etwas schwierig. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Eine radikale Position ist furchtbar einfach. Sie passt 
auch gut ins 280-Zeichen-Format von Twitter. In der 
Haushaltspolitik vertritt man zum Beispiel die fast un-
schuldige Position, wie die drei Affen über Schwierig-
keiten einfach hinwegzusehen – so, als gäbe es in 
Nordrhein-Westfalen keine Versäumnisse aus meh-
reren Jahrzehnten aufzuholen, was Geld kostet. Wer 
sich auf dieses Glatteis begibt, der rutscht schnell 
aus. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ernst gemeinter Beliebtheit erfreut sich ohnehin im 
Moment die andere Extremposition. Eine Tageszei-
tung brachte sie kürzlich entwaffnend ehrlich auf die 
Schlagzeile „Haut das Geld raus“. Diese Haltung ist 
zwar falsch, aber immerhin klar. Da weiß man jeden-
falls, was man hat. Und ehrlich gesagt: Da weiß man, 
was wir in Nordrhein-Westfalen nicht wieder haben 
wollen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Seit gerade einmal zwei Jahren machen wir in Nord-
rhein-Westfalen keine neuen Schulden mehr – an-
ders als in den 45 Jahren zuvor. Das sind zwei Jahre, 
in denen Nordrhein-Westfalen bereits das tut, was 
rein rechtlich ab 2020 der Regelfall für alle Länder 

und Kommunen werden soll. Wir gleichen nämlich 
Einnahmen und Ausgaben aus. 

Dennoch ist nicht zu übersehen, dass sich das politi-
sche Meinungsklima zu den staatlichen Finanzen viel 
schneller verändert hat als das thermisch-radiative 
Gleichgewicht im Erdklimasystem. 

Es gibt neuerdings sogar den nicht sonderlich subti-
len Versuch, beide Themen so miteinander zu vermi-
schen, dass das Weltklima als Entschuldigung für 
das staatliche Schuldenmachen herhalten soll. 

Aber der Hauptgrund für diese Diskussion ist in 
Wahrheit die schwächere Konjunktur. Sie trifft natür-
lich auch das wirtschaftlich eng verzahnte Industrie-
land Nordrhein-Westfalen. 

Wenn China infolge des Handelskrieges mit den 
USA weniger deutsche Autos importiert, dann merkt 
das der mittelständische Automobilzulieferer bei-
spielsweise in Bocholt. 

Wenn am 31. Oktober dieses Jahres zwischen Groß-
britannien und der Europäischen Union plötzlich Ein-
fuhrzölle erhoben werden sollten, dann merkt das un-
sere Chemieindustrie in Essen und in Leverkusen. 

Meine Damen und Herren, das sind ernst zu neh-
mende branchenspezifische Probleme. Aber reden 
wir damit doch bitte keine Krise herbei. Wir schreiben 
nicht das Jahr 1929 und auch nicht das Jahr 2009. 

Es gibt auch positive Zeichen. Noch nie gab es bei-
spielsweise so viele Jobs wie heute. 

Deswegen liegen die Voraussetzungen für eine anti-
zyklische Konjunkturpolitik à la John Maynard Key-
nes schlichtweg nicht vor, und deswegen hat Jens 
Weidmann völlig recht, wenn er sagt, Panik, Pessi-
mismus und Aktionismus seien nicht das Gebot der 
Stunde. 

Politische Führung erfordert jetzt Gelassenheit, Opti-
mismus und vor allem kluges, langfristig durchdach-
tes Handeln. Daran ändert auch das gar nicht so 
neue niedrige Zinsniveau nichts, das in Europa vo-
raussichtlich noch länger anhalten dürfte. 

Ja, in dieser Zeit ist Schuldenmachen kurzfristig ein-
facher. In Amerika bezeichnet der Präsident seinen 
eigenen Notenbankchef als Feind, weil dieser ihm 
das große Schuldenmachen nicht weiter erleichtern 
will. Wie man liest, gehören ungedeckte Schecks und 
enorme Schulden wohl auch schon zum früheren 
Geschäftsmodell Trump. 

Aber anders als bei Immobilienunternehmer Trump 
können weder das Land Nordrhein-Westfalen noch 
die Bundesrepublik Deutschland erst auf Pump Ge-
schäfte machen, hinterher die Rechnung nicht be-
zahlen und danach ein paar Anwälte schicken. Die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen müssten die 
Rechnung zahlen, um das Vertrauen zu erhalten. Die 
hohe Bonität von Bund und Land speist sich aus 
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ebendiesem Vertrauen. Darum werden wir woanders 
beneidet. 

Stichwort „Trump“: Glaubt denn jemand ernsthaft, 
dass es bei einer Finanzkrise wie 2009 zu einer in-
ternational abgestimmten Reaktion wie damals kom-
men würde? Ziemlich sicher nicht. Und auch die EZB 
hat ihr Pulver verschossen. 

Deshalb ist es in einer solchen Situation im wahrsten 
Sinne des Wortes Gold wert, wenn der deutsche 
Staat – Bund und Länder – über hinreichend Bonität 
verfügt, damit wir uns selber helfen können – aber 
erst in so einem Notfall, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Deswegen brauchen wir heute einen klugen haus-
haltspolitischen Kurs von Maß und Mitte. Wir müssen 
die notwendigen strukturellen Investitionen vorneh-
men und gleichzeitig die Balance nie aus den Augen 
verlieren; da halte ich es mit dem Vorsitzenden der 
Wirtschaftsweisen, Christoph M. Schmidt. Dafür steht 
unsere Haushaltspolitik vom ersten Tag an. 

Davon haben sich auch neutrale Experten über-
zeugt. Mit Standard & Poor’s hat eine der weltweit 
führenden Ratingagenturen unser Land kürzlich zum 
ersten Mal seit 15 Jahren wieder auf die sehr gute 
Bonitätsstufe AA heraufgestuft. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Dieses Urteil fällte die Agentur selbstverständlich 
nach einem sorgfältigen neutralen Blick in die Bü-
cher. Und es ist eindeutig: Wir setzen die richtigen 
Rahmenbedingungen – mit Investitionen, Zukunfts-
vorsorge und ohne neue Schulden. 

Natürlich kann man in einer solchen Situation von der 
Opposition keine ähnlich neutrale Bewertung unserer 
Politik verlangen. Wünschen würde ich mir dennoch 
eine klare haushaltspolitische Haltung, die ich aber 
leider nicht erkennen kann. 

Da ist zum Beispiel urplötzlich die neue Liebe zum 
Thema „Schuldentilgung“. Als wir in Nordrhein-West-
falen angefangen haben, mit weit über einer halben 
Milliarde Euro endlich wieder Schulden zu tilgen, fie-
len – daran erinnere ich mich gut – vonseiten der Op-
position schrille Worte wie „armselig“ oder „Offenba-
rungseid“. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD)  

Aber ehrlich gesagt: Dass ausgerechnet die Vertreter 
der die Vorgängerregierung tragenden Parteien mit 
einem Mal schneller Schulden abschaffen wollen, 
passt nun wirklich nicht zu den knapp 15 Milliarden 
Euro neuer Schulden, die diese Regierung in ihrer 
siebenjährigen Amtszeit unserem Land zusätzlich 
hinterlassen hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
den GRÜNEN) 

Fast noch schlimmer als diese Schulden war das rie-
sige Investitionsdefizit, das trotz dieser enormen 
Neuverschuldung 2017 geherrscht hat. Dass bei-
spielweise zahlreichen Kitas die Schließung drohte, 
ist nur ein Beispiel für die Folgen dieser Versäum-
nisse. 

Das bedeutet: Die Vorgängerregierung hat Schulden 
gemacht und nicht genug investiert. – Beides war 
falsch. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Sarah 
Philipp [SPD]: Das ist ein schlechtes Beispiel!) 

Das ist auch der Grund dafür, dass wir trotz des deut-
lichen Einstiegs in die Schuldentilgung – gleichzeitig 
erfolgt die konsequente Nutzung von Zinsvorteilen 
durch langfristige Umschuldung – vor allem in das 
Aufsteigerland Nordrhein-Westfalen investieren und 
endlich für die sträflich vernachlässigten Risiken vor-
sorgen. 

Nur am Rande sei noch einmal erwähnt, dass die von 
uns getroffene Vorsorge – in Summe 2,7 Milliarden 
Euro seit Regierungsübernahme – aufgrund der 
Zinsdifferenzen im Saldo wirtschaftlicher war als eine 
ausschließliche Schuldentilgung im selben Zeitraum. 

Aber in diesem Hohen Hause gilt offenbar aktuell: 
Wer am lautesten „Haltet den Dieb!“ schreit, der ist 
im Moment der Dieb. – Deswegen kann ich diese 
Haushaltspolitik der Beliebigkeit, die von der Opposi-
tion betrieben wird, intellektuell nicht teilen, um das 
einmal sehr vorsichtig zu sagen. 

Dafür lobe ich mir die ungeschminkte Offenheit eines 
der immer zahlreicheren Bewerber aus Nordrhein-
Westfalen um den Vorsitz der Bundes-SPD. Profes-
sor Karl Lauterbach plädiert ganz offen dafür, die 
Schuldenbremse zu lösen. Das klingt hier in Nord-
rhein-Westfalen viel vertrauter; denn das hatten wir 
hier 45 Jahre lang. 

Nur: Kann eigentlich irgendjemand plausibel erklä-
ren, wie diese Politik mit der unerwarteten neuen Lei-
denschaft für eine verstärkte Schuldentilgung zu-
sammenpasst? Überhaupt nicht! Sie wollen alles und 
von allem das Gegenteil. Klare Haltung? Fehlan-
zeige! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vielleicht ist es auch eine ganz besondere Dialektik. 
Vielleicht denkt man ja Heinrich Brüning und John 
Maynard Keynes zusammen: radikale Haushaltskon-
solidierung und antizyklische Konjunkturpolitik 
gleichzeitig, also auf einmal. Das wäre dann aller-
dings nobelpreisverdächtig. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE] – Gegenrufe 
von der FDP) 
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Ich fürchte allerdings, dass die Wahrheit schlichter 
ist. Sie haben als Opposition wie schon in Ihrer Re-
gierungszeit das Rechnen offenbar nicht ganz so 
ernst genommen. Deswegen habe ich das einmal für 
Sie übernommen. 

Die zusätzlichen Forderungen der Grünen belaufen 
sich allein im Zeitraum 2017 bis 2019 hier in Nord-
rhein-Westfalen auf 33,7 Milliarden Euro; darunter ist 
ein 30 Milliarden teurer Infrastrukturfonds. 

Die zusätzlichen Forderungen der nordrhein-westfä-
lischen SPD belaufen sich auf knapp 10 Milliarden 
Euro; darunter sind unterschiedlichste Wünsche wie 
mehr als eine halbe Milliarde Euro für Studenten-
wohnheime bis hin zu einem 870 Millionen Euro teu-
ren zusätzlichen Paket für Sozialprogramme. 

In Summe belaufen sich die bereits jetzt bestehen-
den Forderungen aller drei Oppositionsfraktionen in 
den letzten beiden Jahren auf sagenhafte 43,8 Milli-
arden Euro zusätzlich. 

(Zurufe von der SPD: Das ist doch gut! – Da 
habt ihr schon mal mehr ausgegeben!) 

Gerechnet haben kann da keiner. Oder – frei nach 
Wolfgang Schäuble –: Vielleicht sind die Zahlen rich-
tig; nur das Vorzeichen ist falsch. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Ich habe das Gefühl, dass Sie einfach Plus und Mi-
nus verwechselt haben. Denn dann ist plötzlich alles 
ganz einfach. 

Allerdings warnte schon Albert Einstein: „Man muss 
die Dinge so einfach wie möglich machen. Aber nicht 
einfacher.“ 

(Zuruf von der SPD) 

Auch mit Blick auf Ihre wahre Absicht hatte Einstein 
etwas zu sagen. Ich zitiere: „Probleme kann man nie-
mals mit derselben Denkweise lösen, durch die sie 
entstanden sind.“ Lernen Sie also vielleicht dazu! 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Übrigens hat Olaf Scholz völlig recht, wenn er bezo-
gen auf den Bund am Haushalt ohne Neuverschul-
dung festhält 

(Zuruf von der SPD) 

und ergänzt – Zitat –, man müsse nur mit großer 
Sorgfalt, mit großer Intensität und mit großer Präzi-
sion arbeiten. 

Das gilt für das erst zwei Jahre ohne Neuverschul-
dung auskommende Nordrhein-Westfalen in gleicher 
Weise. Ansonsten ist Herrn Scholz nichts hinzuzufü-
gen. 

Große Sorgfalt, große Intensität, große Präzision 
sind wichtig für eine Finanzarchitektur, die die Gren-
zen der Baustatik eben nicht ausreizt. Hätten wir die 
ersten beiden Haushalte auf Kante genäht, könnten 
841 Millionen Euro weniger als gedacht die Konstruk-
tion schon ins Wanken bringen. Umgekehrt wären al-
lerdings zu geringe strukturelle Investitionen auch 
sträflich gewesen. 

Und so paradox es klingen mag: Ausgerechnet eine 
Kennzahl bei den rückläufigen Einnahmezuwächsen 
zeigt an, dass wir vorankommen. Denn 132 Millionen 
Euro verliert Nordrhein-Westfalen bei den Bundeser-
gänzungszuweisungen, weil unsere Finanzkraft im 
Ländervergleich gestiegen ist. 

Sorgfalt bedeutet vor allem Risikovorsorge. Ein si-
cheres Gebäude muss gegen absehbare Einwirkun-
gen geschützt werden. So wie ein Gebäude vor ein-
wirkenden Lasten wie Schnee, Wind und Regen ge-
schützt werden muss, haben wir seitdem die unter-
bliebene Vorsorge für Risiken in Höhe von fast 2,7 
Milliarden Euro geleistet. 

1,28 Milliarden Euro haben wir für die immer noch 
bestehenden Risiken aufgrund des jahrzehntelangen 
Missmanagements früherer Regierungen bei der 
WestLB vorgehalten. Damit haben wir das Risiko für 
die gesamte Legislaturperiode eliminiert. 800 Millio-
nen haben wir zusätzlich dem Pensionsfonds für die 
Beamtinnen und Beamten unseres Landes zuge-
führt. 582 Millionen Euro flossen in die Vorsorge für 
weitere Risiken. 

Alles das ist mit einer weißen Wanne beim Bau in 
sumpfigem Gebiet zu vergleichen. Man sieht sie viel-
leicht nicht jeden Tag; aber es ist gut, dass es sie 
gibt. 

Auch die sichtbaren politischen Schwerpunkte haben 
eines gemeinsam: Sie stärken Nordrhein-Westfalen 
strukturell. 

Das geht nur – mit Herrn Scholz gesprochen – dank 
großer Intensität und Präzision. Wir jedenfalls halten 
uns auch daran. Denn das Land braucht keine immer 
neuen konsumtiven Wohltaten, die verpuffen – am 
besten garniert mit immer neuen, willkürlich festge-
legten Grenzen der Begünstigung, sodass am Ende 
gerade die Aufsteiger bestraft werden, die dank har-
ter Arbeit vielleicht 1,50 Euro zu viel verdienen und 
dann noch als faulenzende Millionäre im Liegestuhl 
verunglimpft werden, wie das leider in jüngster Zeit 
passiert ist. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP)  

Meine Damen und Herren, das meine ich sehr ernst. 
Das Letzte, was dieses Land Nordrhein-Westfalen 
jetzt braucht, ist ein Klassenkampf gegen die Aufstei-
ger. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Wir brauchen wirklich keine Umverteilungsdebatte, 
keinen Systemwechsel und keine bürokratisch-sozi-
alistischen Schreckensideen wie das neu geplante 
rot-rot-grüne Mietrecht in Berlin, 

(Zuruf von der SPD: Oh, oh!) 

die Vergemeinschaftung von BMW 

(Zuruf von der SPD: Oh, Oh!) 

oder, wie Herr Hartmann von der SPD es nennt, eine 
Demokratisierung der Wirtschaft, sondern wir brau-
chen weiterhin das, was es unter der Vorgängerre-
gierung niemals gab: einen soliden Haushalt und 
bessere Rahmenbedingungen für eine dynamische, 
funktionierende soziale Marktwirtschaft. 

(Zuruf von der SPD: Ist das schlecht!) 

Das haben die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
verdient, die dies erarbeiten können, wenn wir sie 
lassen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Nordrhein-Westfalen ist das Land des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts – ein Land, das wie kein ande-
res für den Aufsteiger steht. Wir werden jedenfalls 
keine vergiftete Stimmung zulassen, die all jene „ver-
blüfft bis fassungslos“ zurücklässt, die, wie es die 
„Süddeutsche Zeitung“ angesichts der Verirrungen in 
der SPD kürzlich beschrieb, „ein gutes, aber keines-
wegs dekadentes Leben führen, weil sie hart dafür 
arbeiten“. Aufstieg muss in Nordrhein-Westfalen 
möglich bleiben. 

Deswegen stärken wir auch alle, die mit ihrer Leis-
tung und ihrem Engagement mit anpacken – übri-
gens egal, ob Familien- oder Unternehmensmanage-
rin oder beides. Deshalb hat auf Initiative des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der Freien und Hansestadt 
Hamburg der Finanzausschuss des Bundesrates ei-
nen neuen Vorstoß unternommen, die Mitte der Ge-
sellschaft und das Ehrenamt schonend zu stärken, 
und zwar ab dem 1. Januar 2020. Das ist ganz prak-
tische Politik für die Mitte unserer Gesellschaft. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

So setzen wir auch unseren haushaltspolitischen 
Kurs von Maß und Mitte fort. Genau deshalb holen 
wir in Nordrhein-Westfalen endlich die enormen Ver-
säumnisse der Vergangenheit auf. Wir rechnen da-
bei richtig, vorsichtig und solide, und zwar vom An-
fang bis zum Ende einer Legislaturperiode. 

Das beginnt beispielsweise bei der Bildung. Seit un-
serer Regierungsübernahme stellen wir einschließ-
lich des vorliegenden Entwurfs kumuliert zusätzlich 
6,8 Milliarden Euro für die Bildung in Nordrhein-West-
falen bereit, und zwar für die frühkindliche Bildung 
1,9 Milliarden Euro, für die Schulen 3,4 Milliarden 
Euro und für die Hochschulen 882 Millionen Euro. 
Über die gesamte Legislaturperiode werden es nach 

der vorliegenden Mittelfristigen Finanzplanung in der 
Addition der einzelnen Jahre insgesamt 15,6 Milliar-
den Euro zusätzlich sein, 2020 allein 2,1 Milliarden. 

Wir beenden mit dem Kita-Träger-Rettungspro-
gramm die strukturelle Unterfinanzierung der Kitas. 
Mit dem neuen Pakt für Kinder und Familien fließen 
zusätzlich 1,3 Milliarden Euro in die Kindertagesbe-
treuung. Die Zahl der Kindergartenplätze steigt auf 
Rekordhöhe. Das Land übernimmt zusätzlich auch 
die Elternbeiträge für die beiden Jahre vor der Ein-
schulung. 

Das Chaos um G8 und G9 haben wir übrigens auch 
gleich mit beseitigt, genauso wie die unüberlegte In-
klusionspolitik. 

(Unruhe – Eva-Maria Voigt-Küppers [SPD]: 
Wer hat denn am längsten für G8 gekämpft 
und es dann eingeführt?) 

Deswegen ist es richtig, weiter in Bildung zu investie-
ren – auch in 1.200 neue Stellen für Lehrerinnen und 
Lehrer, 

(Zuruf von der SPD: Wie viele sind davon be-
setzt?) 

ganz besonders für die Neuausrichtung der Inklu-
sion. Wir bringen die Bildung in Nordrhein-Westfalen 
nach vorne. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir stärken den Leistungsträgerinnen und Leistungs-
trägern den Rücken, die als Polizistinnen oder Poli-
zisten, als Lehrerinnen oder Lehrer und als Feuer-
wehrleute jeden Tag dafür sorgen, dass es in unse-
rem Land läuft. 

Gleichzeitig kommen wir beim Wettbewerb um die 
besten Köpfe entscheidend voran, indem rund 1 Mil-
liarde Euro mehr in einen modernen, attraktiven öf-
fentlichen Dienst investiert wird. Für die gesamte 
Laufzeit des Tarifvertrages werden es kumulativ über 
5 Milliarden Euro zusätzlich für die Beteiligten sein. 
Ich bin froh darüber und dankbar dafür, dass wir es 
als Koalition geschafft haben, den Tarifabschluss 
eins zu eins für unsere Beamtinnen und Beamten 
umzusetzen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Übrigens haben wir auch ein anderes Staatsver-
ständnis als die Vorgängerregierung. Wir finden, 
dass der Staat Partner sein sollte und nicht Oberleh-
rer. Deshalb forcieren wir zum Beispiel in der Finanz-
verwaltung massiv den Ausbau digitaler Servicean-
gebote, einer klaren Sprache und einer einfacheren 
Kommunikation. 

Seit unserer Regierungsübernahme stellen wir ein-
schließlich des vorliegenden Entwurfs in der Summe 
zusätzlich 1,3 Milliarden Euro für Digitalisierung, Inf-
rastruktur und Innovation in Nordrhein-Westfalen zur 
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Verfügung. Über die gesamte Legislaturperiode wer-
den es nach der vorliegenden MFP 2,9 Milliarden 
Euro sein. 

Wir werden strukturell stärker, indem wir die Ver-
handlungserfolge für Nordrhein-Westfalen im Bund 
mit eigenen Strategien verknüpfen, beispielsweise 
für die Zukunft des Rheinischen Reviers, für die wir 
Haushalt 2020 vorbereitende Maßnahmen in Höhe 
von 10 Millionen Euro einplanen, oder für die Batte-
riefabrik der Zukunft in Münster, für die 50 Millionen 
Euro zur Verfügung stehen. 

Wir stärken die Gründerinnen und Gründer in Nord-
rhein-Westfalen zusammen mit der NRW.BANK mit 
fast einer Viertelmilliarde Euro zusätzlich. 

Zusätzliche 20 Millionen Euro fließen in ein moder-
nes Straßenverkehrsnetz von Land und Kommu-
nen – und by the way entlasten wir die Anlieger mit 
weiteren 65 Millionen Euro erheblich bei den Kosten 
für die Straßenausbaumaßnahmen. 

Das bringt die Mitte Nordrhein-Westfalens und damit 
unser ganzes Land nach vorne. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Sarah 
Philipp [SPD]: Das hätte ich jetzt nicht erwar-
tet!) 

Ein starker Standort Nordrhein-Westfalen braucht 
auch starke Kommunen. Im Landeshaushalt 2020 
sind für die Kommunen insgesamt Steuerverbund-
Kompensationsleistungen und Zuweisungen nach 
Maßgabe des Haushaltsplans in Höhe von rund 28,7 
Milliarden Euro vorgesehen. Das sind 36,1 % unse-
rer Gesamtausgaben des Jahres 2020. Übrigens wa-
ren es in 2017 noch 34,4 % der Landesausgaben. 
Damit haben die Kommunen seit unserer Regie-
rungsübernahme rund 3,8 Milliarden Euro zusätzlich 
zur Verfügung – alleine vom Land. Hinzu treten noch 
die wesentlichen Verbesserungen von Bundesseite. 

Außerdem schaffen wir endlich mehr Sicherheit für 
unsere Bürgerinnen und Bürger. Wir stellen seit der 
Regierungsübernahme einschließlich des vorliegen-
den Haushalts kumuliert 1,4 Milliarden Euro zusätz-
lich für die innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung, Justizausgaben noch gar nicht mit 
eingerechnet. Bis zum Ende der Legislaturperiode 
werden es nach der vorliegenden MFP insgesamt 
3,1 Milliarden Euro sein. 

Zum Zeitpunkt der Regierungsübernahme gab es 
2.000 Polizeianwärterstellen; heute sind es 2.500 pro 
Jahr. Zusätzlich gibt es jährlich 500 neue Stellen für 
den polizeilichen Verwaltungsdienst – und damit 
mehr Polizei auf der Straße. Dazu kommen 640 Stel-
len zur Übernahme von geprüften Kommissaren al-
leine mit dem Haushalt 2020. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Mit diesem Haushaltsentwurf stehen erneut deutlich 
mehr Mittel im Kampf gegen Kriminalität, Terror und 
Extremismus zur Verfügung. 

Das sind nur einige Schwerpunkte aus diesem Haus-
halt, die wir übrigens zum Teil durch Umstrukturie-
rungen im Haushalt finanzieren, denn wir sparen 
auch ein. In allen drei Haushalten haben alle Res-
sorts wesentliche Einsparbeiträge geleistet. 

(Lachen von der SPD) 

In diesem Jahr sind es 200 Millionen Euro. Weil diese 
Beträge Jahr für Jahr auflaufen, finanzieren wir inzwi-
schen rund 500 Millionen Euro pro Jahr aus Einspa-
rungen und Umschichtungen in den Häusern. Auch 
das ist vernünftige Haushaltspolitik. Konsolidieren 
und investieren sind zwei Seiten derselben Medaille. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir spüren es alle: Die 
Zeit bricht auch in unserem zentraleuropäischen In-
dustrieland um. Die neue Zeit birgt Chancen, aber sie 
setzt gerade in der Mitte auch viele unter Druck: 
Werde ich in 10, 20 Jahren noch an meinem Arbeits-
platz gebraucht? Verliert meine Heimatregion den 
Anschluss? 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine sehr gute 
Frage!) 

Können beide Elternteile arbeiten gehen im Wissen 
darum, dass ihr Kind in einer guten Kinderbetreuung 
ist? Kann ich in Nordrhein-Westfalen sicher leben? – 
Das sind nur einige der zentralen Fragen, die sich 
viele heute stellen. 

(Zuruf von der SPD) 

Gerade Nordrhein-Westfalen steht wie kein anderes 
deutsches Bundesland für den erfolgreichen Aufstieg 
nach dem Krieg, für eine soziale Marktwirtschaft, die, 
um es mit den Worten des Soziologen Helmut 
Schelsky zu sagen, eine nivellierte Mittelstandsge-
sellschaft hervorgebracht hat, eine starke Mitte. 

(Zuruf von der SPD) 

Altbundespräsident Joachim Gauck ist nicht der Ein-
zige, der sich angesichts der Umbrüche um den Zu-
sammenhalt sorgt. In einem lesenswerten Buch 
mahnt er zu mehr Toleranz – auch gegenüber Posi-
tionen, mit denen man nicht übereinstimmt. Das be-
trifft vor allem die Art und Weise, wie wir miteinander 
reden und umgehen, ob überhaupt noch. Er warnt 
auch vor einer Spaltung, denn – Zitat – „aufgrund der 
zentralen Bedeutung von Wissen als Rohstoff und 
Ware im digitalen Zeitalter sortiert sich die Gesell-
schaft neu“, ganz besonders übrigens in der Mitte. 

In einer solchen Situation sollten wir gerade bei uns 
in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass wirklich alle von 
den neuen Chancen einer offenen, modernen und 
freien Gesellschaft profitieren können, dass ein Auf-
stieg weiter oder vielleicht sogar besser möglich ist 
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als früher. Wir wollen zeigen, dass die Politik alles 
unternimmt, um an den entscheidenden Stellen 
strukturelle, dauerhafte und echte Verbesserungen 
zu erreichen – bei den Kitas, in den Schulen, bei der 
Sicherheit für diejenigen, die sich tagtäglich ins Zeug 
legen für unser Land. 

Es wäre vermessen, wenn eine Landesregierung für 
sich in Anspruch nähme, die treibenden Kräfte unse-
rer Zeit aufhalten oder Handelskonflikte stoppen zu 
können. Realistisch ist es hingegen, alles an Rhein, 
Ruhr und Lippe dafür zu tun, auch unter veränderten 
Bedingungen einen Aufstieg für alle zu ermöglichen, 
gerade jetzt die Industrie und den Mittelstand weiter 
zu stärken, gerade jetzt dafür zu sorgen, alle in Nord-
rhein-Westfalen, ob in Bocholt, Bochum oder Bur-
scheid, mitzunehmen, gerade jetzt Spaltungen zu 
vermeiden, statt neue Spaltungen zu forcieren und 
gerade jetzt bestehende Institutionen zu stärken. 

Die deutsche Institution par excellence ist nach wie 
vor das vor 70 Jahren in Bonn verabschiedete 
Grundgesetz. Vor einer Dekade wurden darin sinn-
volle normative Vorgaben für eine generationenge-
rechte Haushalts- und Finanzpolitik niedergelegt. 

Alles spricht dafür, den haushaltspolitischen Kurs 
von Maß und Mitte gerade heute nicht zu verlassen. 
Die für den Aufstieg notwendigen Mittel müssen und 
werden wir bereitstellen. Gleichzeitig werden wir 
keine neuen Schulden machen; denn auch billig auf-
genommene Schulden belasten unsere nachfolgen-
den Generationen. Das ist der richtige Weg für Nord-
rhein-Westfalen. – Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Herr Finanz-
minister. – Ich eröffne nun die Aussprache und erteile 
als erstem Redner für die Fraktion der SPD dem Ab-
geordneten Kutschaty das Wort. 

Thomas Kutschaty (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Lieber Herr Finanzminister, als Sie schon wieder mit 
„Maß und Mitte“ anfingen, war mir eigentlich sehr 
schnell klar: Sie haben heute dem Grunde nach die 
gleiche Rede gehalten wie im letzten Jahr, wie im 
vorletzten Jahr und wie Sie sie wahrscheinlich auch 
im nächsten Jahr halten werden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich danke Ihnen aber dafür, denn jetzt haben wir alle 
die Gewissheit: Von dieser Regierung ist nichts 
Neues mehr zu erwarten. Ihr Pulver ist verschossen. 
Der Ofen ist aus, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Haushaltsentwurf 2020 macht sehr deutlich: Zu 
neuen Zielen wird kein Kabinettsmitglied mehr auf-
brechen. Von nun an irren Sie alle nur noch durch die 
Asche Ihrer verbrannten Ideen, und das noch zwei-
einhalb Jahre lang bis zum tristen Ende dieser Legis-
laturperiode. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU) 

Dabei hatte keine andere Landesregierung in der 
Geschichte unseres Landes so gute Startchancen 
wie Ihre Landesregierung, Herr Ministerpräsident. 

(Zuruf von der SPD: Allerdings!) 

Sie haben einen ausgeglichenen Haushalt von der 
Vorgängerregierung übernommen. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der FDP – 
Zurufe von der CDU: Oh!) 

– Ja. Und Sie profitieren von einem neuen Länderfi-
nanzausgleich, den Ihre Vorgängerin, Frau Minister-
präsidentin Kraft, für unser Land erfolgreich verhan-
delt hat. – Hannelore Kraft, herzlichen Dank dafür. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Sie haben so hohe Steuereinnahmen wie noch nie in 
der Geschichte unseres Landes, aber gleichzeitig hat 
noch keine Regierung so wenig aus den Möglichkei-
ten gemacht wie Ihre, sehr geehrter Herr Ministerprä-
sident. 

(Beifall von der SPD)  

Ganz gleich, ob Wirtschaft, Finanzen oder Arbeits-
markt, ob Kitas, innere Sicherheit oder Energiepolitik: 
Ihre Ministerinnen und Minister sonnen sich in den 
Leistungen ihrer Vorgänger, oder sie rühmen sich für 
die Investitionen des Bundes, die von Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten in Berlin erstritten 
wurden. 

(Beifall von der SPD) 

Eigene Erfolge hat aber niemand von Ihnen so richtig 
vorzuweisen. Heute lassen Sie sich dafür von Ihren 
Fraktionen bejubeln, und jedes Mal geht es dabei zu 
wie im berühmten Märchen von Hans Christian An-
dersen – „Kaiser Armins neue Kleider“. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Dabei spielt es keine Rolle, ob Sie sich für die Leis-
tungen anderer rühmen oder einfach nur gut darin 
sind, die Misserfolge zu kaschieren. Politisch haben 
Sie nichts an, politisch sind Sie alle nackt, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall von der SPD) 
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Diese Regierungsbank wirkt wie ein einziger FKK-
Strand, und wir müssen Ihnen leider gegenübersit-
zen. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Aber wir sagen die Wahrheit, und wir sagen sie deut-
lich und auch sehr laut. Die Wahrheit ist … 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Das wäre das 
erste Mal, Herr Kollege! Das wäre das erste 
Mal!) 

– Ja, ich weiß, es tut weh, sich so etwas vorstellen zu 
müssen, aber ich kann ja auch nichts dafür. Es tut mir 
leid. 

(Beifall von der SPD) 

Die Zwischenbilanz dieser Landesregierung ist eine 
Bilanz des Scheiterns, der Enttäuschungen und des 
Versagens: Der Wirtschaftsminister scheitert mit sei-
ner Energiepolitik an der Realitätsverweigerung sei-
ner eigenen Koalition. Der Familienminister ent-
täuscht mit seiner KiBiz-Reform Hunderttausende 
von Müttern und Vätern, Erzieherinnen und Trägern 
im ganzen Land. Die sogenannte Heimatministerin 
versagt jeden Tag bei der Bekämpfung der 
schlimmsten Wohnungsnot in Nordrhein-Westfalen 
seit den 50er-Jahren. 

(Beifall von der SPD) 

Und Sie, Herr Laschet, hatten einst eine schlankere 
Verwaltung versprochen. Was ist tatsächlich pas-
siert? In der Ministerialbürokratie sind innerhalb von 
zweieinhalb Jahren 525 zusätzliche Stellen entstan-
den. So haben Sie die Ministerialbürokratie aufge-
bläht. 

(Zurufe von der SPD: Hört, hört! Unglaublich!) 

Damit Sie mich nicht falsch verstehen: Ich habe 
nichts gegen neue Stellen. Aber dann sollten die 
neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch eine 
Uniform anhaben oder meine Kinder unterrichten. 
Das wären vernünftige Stellen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Zu Beginn Ihrer Amtszeit wollten Sie noch knallhart 
sein und unnötige Ausgaben im Landeshaushalt 
streichen. Aber was machen Sie stattdessen? Sie 
gönnen sich einen luxuriösen Umzug in neue, reprä-
sentative Räumlichkeiten. Für 40 Millionen Euro ma-
chen Sie es sich schön in der Staatskanzlei – feine, 
edle Möbel, eine neue Ausstattung – nach dem Motto 
„Majestät braucht Sonne“, Herr Laschet. 

(Beifall von der SPD) 

Aber ich sage Ihnen auch ganz deutlich, Herr La-
schet: Die Staatskanzlei ist nicht das Bistum von Lim-
burg. Merken Sie sich das bitte, 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

und rufen Sie sich in Erinnerung, was mit dem Bi-
schof von Limburg passiert ist. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Herr Tebartz-van Elst wurde nach seiner Luxussa-
nierung nach Rom wegbefördert. 

(Zurufe von der SPD) 

Vielleicht, Herr Laschet, ist das auch Ihre Absicht, 
nach Berlin wegbefördert zu werden. Die Gerüchte-
küche brodelt. Vielleicht wünschen Sie sich ja nichts 
sehnlicher als das, aber bis dahin machen Sie es sich 
in der Staatskanzlei für 40 Millionen Euro noch 
schön. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Was ich heute bei Ihnen vermisst habe, Herr Lienen-
kämper, war eine klare Ansage, wie weit denn Ihre 
Vorbereitungen für eine Senkung der Grunderwerb-
steuer gediehen sind. Das hatten Sie doch im Wahl-
kampf versprochen.  

(Beifall von der SPD) 

Das haben Sie, die Koalitionsparteien, Ihren Wähle-
rinnen und Wählern versprochen. Wissen Sie, was 
passieren wird? Diese Senkung der Grunderwerb-
steuer wird niemals kommen, weil Ihr Haushalt ohne 
diese Einnahmen schon längst ins Defizit gerutscht 
wäre. 10 Milliarden Euro Mehreinnahmen hin oder 
her: Hier haben Sie Ihre Wählerinnen und Wähler ge-
täuscht, Herr Lienenkämper. 

(Beifall von der SPD) 

Wir sehen: Diese Regierung scheitert an ihren eige-
nen Ansprüchen, 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

sie enttäuscht die Hoffnungen ihrer Wählerinnen und 
Wähler, und sie versagt bei der Lösung der großen 
Probleme in diesem Land. Das ist die Wahrheit oder 
die Zwischenbilanz der schwarz-gelben Koalition, 
aber längst noch nicht alles, meine Damen und Her-
ren. 

Dieser Haushalt macht deutlich: Die Investitions-
quote in unserem Land steigt nicht. Nein, trotz erhöh-
ter Steuereinnahmen sinkt die Investitionsquote. Der 
Lehrermangel in Nordrhein-Westfalen wird nicht klei-
ner, er wird immer größer. Und die Staus werden 
nicht kürzer, sondern länger. Was sinken sollte, 
steigt, und was wachsen muss, schrumpft mit diesem 
Haushalt. Wo es Hoffnung auf Fortschritt gab, ent-
mutigt jetzt der Rückschritt. 

Der einst rasante Ausbau der Windkraft, der erneu-
erbaren Energie, ist in der Laschet-Regierung auf ein 
Nullniveau in sich zusammengefallen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Die unter Rot-Grün noch stark gewachsene Anzahl 
an öffentlich gefördertem Wohnraum ist unter 
Schwarz-Gelb um ein Drittel eingebrochen. 

Aber dafür ist der Unterrichtsausfall an unseren 
Schulen während Ihrer Regierungszeit auf ein Re-
kordhoch emporgeschnellt. 2018 war er doppelt so 
hoch wie noch im Jahre 2015, wie das Bildungsmi-
nisterium bereits zugeben musste. 

(Henning Höne [FDP]: Die Zahlen sind doch 
noch gar nicht erfasst, Herr Kutschaty!) 

Dieses Scheitern und Enttäuschen hat Folgen: Noch 
nie haben sich in so kurzer Zeit so viele Bürgerinitia-
tiven und Bündnisse gegen die Politik der Landesre-
gierung gegründet wie in den ersten zwei Amtsjahren 
dieser Koalition: Bürgerbündnisse gegen Ihre Woh-
nungsbaupolitik, gegen Ihre Verkehrspolitik, gegen 
Ihre KiBiz-Reform, gegen Ihre Manipulation des 
Kommunalwahlrechts und nicht zuletzt auch gegen 
Ihre starrsinnige Verteidigung der Straßenausbau-
beiträge, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Nehmen wir zum Beispiel das Bündnis für Wohnen. 
Das war keine Aktion, die die Akteure aus Lange-
weile gemacht haben, sondern das geschah eher 
aus Notwehr. Die Wohnungsnot in Nordrhein-West-
falen wird immer schlimmer, und zwar nicht nur für 
Rentnerinnen und Rentner, Geringverdiener oder 
Studierende. Nein, es trifft mittlerweile auch die Mitte 
unserer Gesellschaft. Familien mit Kindern, Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst, Polizistinnen und Polizis-
ten, Facharbeiter oder Krankenschwestern können 
sich in bestimmten Städten oder Regionen eine Miet-
wohnung einfach nicht mehr leisten.  

Wohnungsnot trifft die Mitte der Gesellschaft, aber 
das scheint den Ministerpräsidenten überhaupt nicht 
zu interessieren. 

Lieber Herr Laschet, wissen Sie noch, was Sie in Ih-
rer Regierungserklärung zum Thema „Wohnen und 
bezahlbare Mieten“ gesagt haben? Wissen Sie das 
noch, Herr Laschet? – Sie scheinen nicht zuhören zu 
wollen. Wahrscheinlich wollen Sie sich auch gar nicht 
daran erinnern, was Sie dazu gesagt haben. Das 
wundert mich nicht; denn Sie haben in Ihrer Regie-
rungserklärung gar nichts dazu gesagt. Kein einziges 
Wort haben Sie zum größten sozialen Problem un-
seres Landes verloren. Das war eine bittere Enttäu-
schung. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der SPD: 
Unerhört! Das hat er vergessen!)  

Aber was noch schlimmer ist: Zum ersten Mal in der 
Geschichte unseres Landes ist eine Wohnungs-
bauministerin nicht mehr die Verbündete der 11 Mil-
lionen Mieterinnen und Mieter in Nordrhein-Westfa-
len. 

(Marc Herter [SPD]: Sehr richtig!) 

Frau Scharrenbach steht auf der Seite der Woh-
nungs- und Immobilienkonzerne, für die sie mit ihrem 
Bündnis für Wohnen eine staatlich geförderte Lob-
byallianz geschaffen hat. Die Interessen von Miete-
rinnen und Mietern kommen da gar nicht mehr vor. 
Im Gegenteil! Die Menschen, die in Nordrhein-West-
falen zur Miete wohnen, können sich auf Frau Schar-
renbach nicht verlassen. Man muss sich als Mieter in 
Nordrhein-Westfalen vor Frau Scharrenbach fürch-
ten. Auch das ist die Wahrheit, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD und Matthi Bolte-Richter 
[GRÜNE]) 

Denn noch immer steht die Drohung im Raum, den 
Markt zu entfesseln, den landeseigenen Mieter-
schutz zu beschädigen, und noch immer verweigert 
die Ministerin die dringend nötigen Investitionen in 
bezahlbare Wohnungen. Diese Politik trifft insbeson-
dere ältere Menschen und Menschen mit Behinde-
rungen. Sie alle hatten die große Hoffnung, dass Bar-
rierefreiheit in Zukunft Standard im Wohnungsbau 
sein wird und nicht Luxussanierung. Doch diese Hoff-
nung der Menschen haben Frau Scharrenbach und 
ihre Koalition zunichtegemacht. 

Was Sie dabei völlig übersehen, Frau Ministerin: Bar-
rierefreiheit ist für körperlich eingeschränkte Men-
schen nicht nur eine Baumaßnahme, Barrierefreiheit 
bedeutet für diese Menschen tatsächlich Freiheit und 
Selbstbestimmung im ursprünglichen Sinne beider 
Worte. Doch diese Freiheit wird es mit Ihnen, Frau 
Scharrenbach, nicht geben. Auch das gehört zur 
traurigen Zwischenbilanz dieser Ministerin. 

(Beifall von der SPD) 

In Nordrhein-Westfalen müssten jedes Jahr 100.000 
Wohnungen gebaut werden, um in den nächsten fünf 
Jahren die Lage auf dem Wohnungsmarkt einiger-
maßen entspannen zu können. Tatsächlich wird 
nicht einmal die Hälfte gebaut. Besonders drama-
tisch ist die Entwicklung im Bereich des öffentlich ge-
förderten Wohnungsbaus. Die Zahl der öffentlich ge-
förderten Wohnungen ist im Vergleich zum Jahr 2016 
um 34 % gesunken – ein Drittel weniger öffentlich ge-
förderte Wohnungen innerhalb kürzester Zeit Ihrer 
Regierung. 

(Jochen Ott [SPD]: So ist es!) 

Auch das gehört zur Zwischenbilanz dieser Ministe-
rin. 

(Beifall von der SPD) 

An Ihrem Haushalt kann man die Prioritäten erken-
nen. Trotz der dramatischen Lage auf dem Woh-
nungsmarkt investiert diese Koalition keinen eigenen 
Cent in den Mietwohnungsbau – keinen eigenen 
Cent. Sie nehmen das Geld vom Bund und von der 
NRW.BANK, aber aus den Steuermehreinnahmen in 
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diesem Landeshaushalt – 10 Milliarden Euro Mehr-
einnahmen seit dem Jahre 2017 – geht kein einziger 
Cent in den mietpreisgebundenen Wohnungsbau.  

Deswegen sage ich noch einmal: Frau Scharren-
bach, Sie versagen bei der Bekämpfung der 
schlimmsten Wohnungsnot seit Jahrzehnten! 

(Beifall von der SPD) 

In die Kategorie des Enttäuschens fällt zweifelsohne 
auch das Kita-Gesetz des Familienministers. 10.000 
Menschen sind nach Düsseldorf gekommen, um ge-
gen dieses Gesetz zu protestieren; über 80.000 Men-
schen haben eine Petition gegen Ihr Gesetz unter-
schrieben. Warum? Weil sie von dieser Regierung 
maßlos enttäuscht sind, weil diese Regierung eine 
Riesenchance vertan hat. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Das Gute-KiTa-Gesetz von Franziska Giffey hätte 
eine Initialzündung für eine Qualitätsoffensive in un-
seren Kindergärten sein können. 

(Beifall von der SPD – Lachen von Dietmar 
Brockes [FDP]) 

– Ja, ist so. Ganz ehrlich. 

Es hätte einen Aufbruch geben können, mehr in die 
frühkindliche Bildung zu investieren, wenn – ja, 
wenn – diese Regierung die Schubkraft aus Berlin 
durch ein eigenes Investitionsprogramm ernsthaft 
verstärkt hätte. – Herr Stamp, doch genau das haben 
Sie nicht getan. Dazu fehlt Ihnen der Mut, dazu fehlt 
Ihnen die Kraft, und wahrscheinlich fehlt Ihnen auch 
der politische Wille dazu. 

(Beifall von der SPD – Dr. Joachim Stamp, Mi-
nister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In-
tegration: Sie haben doch sieben Jahre gar 
nichts gemacht!) 

Fest steht: Es wird keine auskömmliche Sockelfinan-
zierung für unsere Kindergärten geben. Es wird kei-
nen verbesserten Fachkraft-Kind-Schlüssel geben. 
Unsere Erzieherinnen und Erzieher werden nicht ent-
lastet, obwohl sie jeden Tag am Limit ihrer Kräfte ar-
beiten. Familiengerechte Öffnungszeiten wird es viel-
leicht auf dem Papier, aber wahrscheinlich nicht in 
der Praxis geben. Und die freien Träger erhalten 
nicht mehr Unterstützung vom Land.  

Im Gegenteil! Sie werden auf Kostensteigerungen in 
Höhe von 500 Millionen Euro sitzen bleiben, viele 
Kommunen übrigens auch. Fragen Sie sich doch 
mal, warum die Träger alle ein so gestörtes Verhält-
nis zu Ihrem Gesetzentwurf haben, Herr Stamp. 
Dann müsste man doch darauf kommen, dass das 
nicht so richtig passt. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Michael Hüb-
ner [SPD]) 

Doch ich will einen Punkt Ihrer Politik in dem Bereich 
loben, Herr Stamp. Es gibt auch gute Nachrichten für 
Familien in Nordrhein-Westfalen. CDU und FDP len-
ken ein und geben ihren Widerstand gegen eine Ent-
lastung bei den Kitagebühren auf. Hier haben wir uns 
zumindest teilweise durchgesetzt. 

(Lachen von Bodo Löttgen und Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Ab dem Jahr 2021 wird auch in Nordrhein-Westfalen 
ein weiteres Kitajahr beitragsfrei sein. Das ist ein gro-
ßer Erfolg, darauf kann man durchaus stolz sein. 
Aber das reicht bei Weitem nicht aus, meine Damen 
und Herren. Ich hoffe, wir kommen irgendwann mal 
gemeinsam in diesem Hause zu der Erkenntnis, dass 
Kita nicht nur irgendeine Verwahr- oder einfache Be-
treuungseinrichtung ist, sondern der erste wichtige 
Baustein in der frühkindlichen Bildung. Deswegen 
gehören Kitagebühren komplett abgeschafft. 

(Beifall von der SPD) 

Mit den gleichen Argumenten – Sie werden gleich in 
der Debatte die vollständige Gebührenfreiheit für 
Kitas ablehnen – müsste man konsequenterweise 
auch wieder Schuldgeld einführen, wenn Sie das so 
konsequent durchziehen möchten. 

(Beifall von der SPD) 

Das macht aber niemand mehr, weil Zugang zur Bil-
dung etwas mit Aufstiegschancen zu tun hat und für 
niemandem in diesem Lande mit Gebühren belegt 
sein darf. Deswegen gibt es keine guten Argumente 
mehr für Kitagebühren. Sie sind ungerecht, sie sind 
unnötig, sie gehören abgeschafft. 

(Beifall von der SPD) 

Aber Sie werden das Thema genauso wenig abräu-
men wie die Straßenausbaubeiträge. Nordrhein-
Westfalen ist neben Bremen und Sachsen-Anhalt 
das einzige Bundesland in Deutschland, das die Er-
hebung dieser Beiträge von ihren Kommunen noch 
erzwingt, die jedes Jahr Tausende Bürgerinnen und 
Bürger treffen. Ich habe in den letzten Monaten mit 
sehr vielen betroffenen Menschen gesprochen. Sie 
fühlen sich in ihrer Existenz bedroht, weil es um 
Zehntausende von Euro geht. 

Wir treffen Rentnerinnen und Rentner, die froh sind, 
dass mit dem letzten Gehalt die letzte Rate des Hau-
ses bezahlt ist, und man hatte sich die Hoffnung ge-
macht, mit der Rente könne man weiter in seinem 
Haus wohnen. Es trifft junge Familien, die noch die 
laufenden Hypotheken, Grundschulden bedienen 
müssen und für die ein fünfstelliger Betrag tatsäch-
lich wie ein Schlag kommt. Es geht um Menschen mit 
Durchschnittseinkommen, die diese Summen nie 
wieder aufbringen können. 

Da helfen auch Ihre 65 Millionen Euro nicht, die Sie 
gerade so gelobt haben, Herr Lienenkämper. Was 
nützt es einer Rentnerin, wenn die von ihr geforderte 
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Summe von 30.000 Euro auf 20.000 Euro gesenkt 
wird? 

(Zuruf von Stefan Kämmerling [SPD]) 

Es ist doch völlig gleichgültig, ob ein Gewässer 
100 m oder nur 10 m tief ist – wenn man nicht 
schwimmen kann, ertrinkt man trotzdem, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall von der SPD)  

Deswegen steht für die Sozialdemokratie in diesem 
Land ganz klar fest: Die bisherigen Straßenausbau-
beiträge müssen vollständig aus dem Landeshaus-
halt finanziert werden. Ich bin sehr optimistisch, dass 
das schon bald der Fall sein wird. 

(Beifall von der SPD) 

Ja, Herr Löttgen, Sie gucken jetzt staunend, warum 
ich da so optimistisch bin. Ich bin mir ziemlich sicher, 
dass Sie, Herr Löttgen, und Ihre Kolleginnen und Kol-
legen dem Druck nicht länger standhalten können. 
Ihre Verweigerungshaltung wird bald ein Ende ha-
ben. 

(Beifall von der SPD) 

Eine halbe Million Menschen in diesem Lande haben 
sich schon offiziell gegen Straßenausbaubeiträge 
ausgesprochen. Wir merken es doch. In den Kom-
munen wird mit Stimmen der CDU in den Ratsfrakti-
onen gemeinsam eine Resolution für die Abschaf-
fung von Straßenausbaubeiträgen gefasst. Sie wer-
den einknicken, da bin ich mir ziemlich sicher.  

Aber wissen Sie auch, was dann passieren wird, Herr 
Löttgen? Dann werden Sie sich hier ans Rednerpult 
stellen und allen weismachen wollen, dass die kom-
plette Abschaffung der Straßenausbaubeiträge 
schon immer das Ziel Ihrer Fraktion gewesen ist. Das 
wird eine herrliche Vorstellung. Darauf freue ich 
mich. Ich verspreche Ihnen: Im nächsten Jahr wer-
den wir das erleben. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der FDP) 

Weit weniger optimistisch als bei den Straßenaus-
baubeiträgen bin ich allerdings bei dem Thema „Leh-
rermangel und Lehrerversorgung“. Ich habe ernste 
Zweifel, ob die Landesregierung noch in der Lage ist, 
ein wirksames Mittel gegen den Lehrermangel und 
den Unterrichtsausfall zu finden. Ganz im Gegenteil! 
Einmal mehr scheitert die Regierung an ihren eige-
nen Ansprüchen. 

Was ist uns denn noch vor der Wahl versprochen 
worden, auch von der FDP-Bildungsministerin? Sie 
ist für mich gerade nicht sichtbar, zumindest hier im 
Saal nicht. Das weltbeste Bildungssystem wurde uns 
versprochen; darunter macht es die FDP ja nicht. 

Heute wissen wir, dass Frau Gebauer und ihre Partei 
auf eine Übernahme des Schulressorts überhaupt 

nicht vorbereitet waren. Es gab offensichtlich reich-
lich Phrasen und Floskeln, aber weder Pläne noch 
Konzepte. Seitdem Sie im Amt sind, müssen wir 
Ihnen dabei zusehen, wie Sie verzweifelt versuchen, 
zu improvisieren, und manchmal auch dilettieren. 

(Zurufe von der FDP) 

Derweil wird der Mangel an Lehrerinnen und Lehrern 
immer größer. Es ist ja schön, wenn Sie im Haushalt 
darstellen, dass es zusätzliche Lehrerstellen gibt, 
aber Stellen unterrichten noch nicht meine Kinder. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Sie waren ja noch nicht mal in der Lage, mehr als 
58 % der ausgeschriebenen Stellen zu besetzen. 
Das ist ein historischer Negativrekord in unserem 
Lande, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der FDP) 

Jetzt versuchen Sie, die größten Löcher mit Seiten-
einsteigern und Pensionären zu stopfen. Aber das ist 
nicht mehr als planloser Aktionismus. Wissen Sie, 
was mich dabei besonders ärgert? Wenn Sie sich 
mal mit Schulvertretern unterhalten, dann stellen Sie 
fest, 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

dass die Seiteneinsteiger viel zu oft völlig unvorberei-
tet an die schwierigsten Schulen in unserem Land 
kommen, während die Gymnasien in wohlhabenden 
Stadtvierteln den Begriff „Lehrermangel“ nur aus der 
Zeitung kennen. 

(Beifall von der SPD) 

Genau das ist das Problem. Wo ist denn der Master-
plan Grundschule, der seit zwei Jahren angekündigt 
worden ist? Wo ist der Masterplan Berufsschule, der 
genauso notwendig wäre? Diese Regierung hat nicht 
die Kraft, um den Lehrermangel an den Wurzeln zu 
bekämpfen. Auch das ist die Wahrheit. 

Der größte Lehrermangel herrscht an den Grund-
schulen, und das Problem kann man relativ einfach 
und auch schnell lösen. Es bedarf nämlich einer 
grundlegenden Reform der Lehrerbesoldung in un-
serem Lande. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Ralf Witzel 
[FDP]) 

Die ungleiche Bezahlung von gleichwertiger Arbeit ist 
nach wie vor eine der Hauptursachen für den Lehrer-
mangel an Grundschulen. Es darf aus unserer Sicht 
keine Lehrerinnen, keine Lehrer erster und zweiter 
Klasse mehr geben. Grundschullehrerinnen dürfen 
nicht schlechter bezahlt werden als ihre Kollegen am 
Gymnasium. Ihre Arbeit ist genauso wichtig, ist ge-
nauso anspruchsvoll, wenn nicht sogar anspruchs-
voller als in höheren Klassen. Das heißt, A13 für alle 
im Eingangsamt. Auch das hätten Sie mit diesem 
Haushalt endlich mal nach vorne bringen können. 
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(Beifall von der SPD) 

Ich habe ja Verständnis dafür, wenn man in solchen 
Situationen auch auf Seiteneinsteiger zurückgreift. 
Ja, das kann man machen. Aber es bedarf einer ver-
bindlichen Vorqualifizierung, und wir dürfen sie nicht 
an die Schulen schicken, die mit vielen sozialen 
Problemen zu kämpfen haben. Das ist nun wirklich 
eine Aufgabe für Profis. Da müssen die besten Leh-
rerinnen und Lehrer hin. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Da helfen uns auch Ihre 60 Talentschulen in Nord-
rhein-Westfalen nicht. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Nee!) 

Bei 6.000 Schulen in Nordrhein-Westfalen muss ich 
noch nicht mal auf einer Talentschule gewesen sein, 
um Ihnen relativ leicht ausrechnen zu können: Das 
trifft 1 % unserer Schulen in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Was ist mit den 99 % der anderen Schülerinnen und 
Schüler, Lehrerinnen und Lehrer? Sind da keine Ta-
lente zu fördern? Nein, wir müssen dort in Personal 
investieren, wo viele Kinder aus armen Familien 
kommen, wo es soziale Spannungen gibt, ja, wo 
viele Kinder auch Sprachprobleme haben. Bringen 
Sie endlich den Mut auf, und behandeln Sie Unglei-
ches auch ungleich. „Löschen, wo es brennt“ muss 
die Devise in der Schulpolitik sein, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Deswegen sage ich an dieser Stelle noch mal ganz 
deutlich: Wir brauchen endlich einen schulscharfen 
Sozialindex. Daran führt kein Weg mehr vorbei, wenn 
Sie dieses Problem endlich vernünftig lösen wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Frau Gebauer weiß das auch, sie kann sich aber im 
Kabinett und in den Mehrheitsfraktionen nicht durch-
setzen. Ihr Schwung ist verflogen, ihre Kraft ist ver-
braucht. Jetzt steckt sie fest im Morast der Wider-
stände und Widersprüche ihrer eigenen Koalition. Da 
kommen Sie nicht mehr raus. Die Schulpolitik in 
Nordrhein-Westfalen wird dadurch allerdings leider 
nicht besser. 

Unser Land kann seit vielen Jahren auf stets gute 
Wachstumszahlen und immer bessere Arbeitsmarkt-
zahlen zurückblicken. Auch das hat der Finanzminis-
ter gerade sehr ausführlich dargestellt.  

Doch die Lage verschlechtert sich tatsächlich zuneh-
mend. Große Konzerne wie thyssenkrupp, Bayer, 
Karstadt und RWE haben angekündigt, Tausende 
Arbeitsplätze in Nordrhein-Westfalen in den nächs-
ten Jahren abbauen zu wollen. Insgesamt stehen 
mehr als 25.000 Jobs in Nordrhein-Westfalen auf 

dem Spiel. – Das ist ein ganz massiver Stellenabbau 
in Ihrer Amtszeit, Herr Ministerpräsident.  

Es fehlen Maßnahmen dagegen. Ihre Regierung ist 
ja noch nicht mal in der Lage, neue industriepoliti-
sche Leitlinien vorzulegen. Darauf wartet die Indust-
rie in diesem Lande seit zweieinhalb Jahren. Offen-
sichtlich haben Sie an Industriepolitik nicht das ge-
ringste Interesse. Anders kann ich mir nicht erklären, 
dass Sie in diesem Bereich bislang so untätig gewe-
sen sind. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD)  

Das Gleiche gilt, meine Damen und Herren, für die 
Klima- und Energiepolitik, derzeit ein einziges 
Chaos. Diese Koalition macht die Windkraft kaputt, 
scheitert aber gleichzeitig beim Ausbau von Fotovol-
taik, Biomasse, Geothermie oder Wasserkraft.  

Die energiepolitische Bilanz dieser Regierung ist so 
schlecht, dass der Ministerpräsident aus lauter Ver-
zweiflung schon anfängt, das rot-grüne Klimaschutz-
gesetz zu preisen – ein Gesetz übrigens, was Sie, 
Herr Laschet, und Ihre Fraktion damals zu Oppositi-
onszeiten bis aufs Messer bekämpft haben.  

Herr Pinkwart, wissen Sie eigentlich noch, wie Ihr jet-
ziger Kabinettskollege, Herr Wüst, damals das von 
Ihnen jetzt hochgelobte Klimaschutzgesetz genannt 
hat? – Herr Wüst, Sie sagten damals: Das Klima-
schutzgesetz der rot-grünen Regierung sei eine 
Schweinerei. – Das war das Niveau, auf dem wir da-
mals Auseinandersetzungen mit Ihnen führen muss-
ten.  

Konzeptionell haben Sie aber seitdem nichts dazu-
gelernt; den industriepolitischen Herausforderungen 
des Klimaschutzes steht diese Landesregierung 
hilflos gegenüber. Unser Land verliert dadurch leider 
wertvolle Zeit, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der SPD) 

Zur Mitte dieser Legislaturperiode hat das Kabinett 
Laschet aber noch zwei weitere Rekorde aufgestellt, 
die in absehbarer Zeit niemand mehr knacken wird. 
Noch nie hat eine Regierung in so kurzer Zeit so viele 
Menschen enttäuscht und so oft die Öffentlichkeit ge-
täuscht wie Ihre, Herr Ministerpräsident.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn frühere Ministerpräsidenten Rau, Rüttgers oder 
Kraft mitteilten, dass Sie mit unseren europäischen 
Freunden in Verhandlungen zu einer Sachfrage ste-
hen, hat das niemand in Zweifel gezogen. Warum 
auch? – Das stimmte selbstverständlich. In der Ära 
Laschet kann man sich da leider nicht mehr sicher 
sein, meine Damen und Herren.  

Bis 2018 wäre es auch keiner Richterin im Traum ein-
gefallen, dass sie jemals eine Landesregierung in die 
Irre führen könnte. Das war undenkbar in Nordrhein-
Westfalen. In Ihrer Regierungszeit, Herr Laschet, ist 
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das leider nicht mehr der Fall, denn es ist passiert, 
und bis heute hat sich dafür bei der Justiz leider kei-
ner von der Regierung entschuldigt. Das hätten Sie 
wenigstens mal tun können.  

(Beifall von der SPD) 

Gleiches gilt für die Falschmeldung über angebliche 
Hackerangriffe auf eine Ministerin, die Ihre Regie-
rung in die Welt gesetzt hat.  

Der nächste Skandal kam dann im März ans Licht: 
Schulministerin Gebauer musste zugeben, dass sie 
einen 600.000-Euro-Auftrag ohne Ausschreibung an 
eine Unternehmerin, die zuvor 50.000 Euro an die 
FDP gespendet hatte, vergeben hat.  

(Zuruf von der SPD: So sind sie!) 

Das Ministerium hatte Frau Gebauer gewarnt, ohne 
Ausschreibung sei die Vergabe rechtswidrig, aber 
man hat offensichtlich darauf bestanden, nicht aus-
zuschreiben.  

Im Juni gingen Frau Gebauer dann die Ausflüchte 
aus, der Auftrag wurde zurückgezogen und ausge-
schrieben. Jetzt können sich auch Unternehmen be-
werben, die nicht an die FDP gespendet haben, und 
das ist auch gut so, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der SPD) 

Stellen wir uns einmal kurz vor, Sylvia Löhrmann 
hätte in ihrer Amtszeit ohne Ausschreibung eine Auf-
tragsvergabe so vorgenommen.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Sie hat nichts ge-
macht!) 

Was hätte die damalige Opposition getan? – Da wäre 
der Teufel los gewesen. Sie, Herr Löttgen, hätten in 
Rekordzeit gelernt, das Wort „Rücktritt“ in 50 Spra-
chen zu buchstabieren, vorwärts und rückwärts. Das 
wäre die Realität gewesen.  

(Beifall von der SPD) 

Aber in dieser Regierung muss man für persönliches 
Fehlverhalten keine Konsequenzen ziehen; nicht ein-
mal eine Entschuldigung hält man für nötig.  

Sie meinen, Sie könnten Ihre Schwindeleien und Af-
fären unauffällig in der Flut aus schlechten Nachrich-
ten und Aufregerthemen versenken, die tagtäglich in 
der Öffentlichkeit über uns hereinbrechen. Aber ei-
nes schönen Tages wachen Sie auf, und die Ebbe ist 
zurück, und dann kommt der ganze Mist wieder an 
die Oberfläche, und – das verspreche ich Ihnen – er 
wird zum Himmel stinken, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Bei Herrn Reul und bei Frau Scharrenbach ist es 
schon so weit. Es geht um die Räumung des Ham-
bacher Forstes im September letzten Jahres, den 
größten, den teuersten und den wahrscheinlich auch 

gefährlichsten Polizeieinsatz in der Geschichte unse-
res Landes.  

Angeblich waren allein die Sicherheitsmängel der 
Baumhäuser Grund für den Einsatz. Mit der von 
RWE geplanten Rodung des Hambacher Forstes 
habe der Einsatz nichts zu tun. – Das jedenfalls ha-
ben die Minister Reul und Scharrenbach ein ums an-
dere Mal behauptet. Wörtlich sagte Innenminister 
Reul am 23. September 2018 in der WDR-Sendung 
„Westpol“: 

„Die Räumung ‚hat ja mit der Baumrodung gar 
nichts zu tun. Das werfen die Leute ja alles durch-
einander, bedauerlicherweise.‘„ 

Und weiter führt er aus,  

„dass Gefahr im Verzug ist. Das sind lebensge-
fährliche Situationen. (…) Nur darum geht‘s.“ 

Frau Ministerin Scharrenbach sagte im Ausschuss 
für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen am 
14. September 2018 wörtlich:  

„Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass 
es nicht um die Frage der Rodung geht. Ich sage 
das hier in aller Ausdrücklichkeit“. 

Heute wissen wir, dass das so nicht richtig war. Herr 
Reul hat schon um Entschuldigung gebeten, Frau 
Scharrenbach hat ihre Platte in der letzten Woche im 
Heimatausschuss noch einmal neu gespielt. Wahr-
scheinlich wartet sie wieder auf Heino, bis sie wieder 
eine neue Platte auflegen kann.  

Bis heute ist allerdings völlig unklar, meine Damen 
und Herren, wie dieses Kommunikationsdesaster 
überhaupt passieren konnte. Was ist da in der Lan-
desregierung schiefgelaufen? 

Frau Scharrenbach und Herr Reul, Sie haben heute 
in der Fragestunde Gelegenheit, dem Parlament die 
ganze Wahrheit und nichts als die Wahrheit zu sa-
gen. Ich bin gespannt, was gleich kommen wird.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Dann gibt es Innenminister Reul, der bestreitet, Ge-
spräche mit RWE geführt zu haben. Ich weiß ja, dass 
ein Minister viel zu tun hat, auch viele Gespräche 
führt und man nicht immer noch jedes Detail seines 
Terminkalenders kennt.  

Aber im Zusammenhang mit der Räumung und ge-
planten Rodung des Hambacher Forstes, was ja kein 
alltägliches Geschäft eines Ministers und eines Mi-
nisteriums ist, sich nicht daran erinnern zu können, 
dass man zwei Gespräche mit der Vorstandsspitze 
von RWE geführt hat? – Meine Damen und Herren, 
wer soll Herrn Reul das noch glauben? Das glaubt 
ihm noch nicht einmal mehr seine Oma.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege 
Kutschaty, die Redezeit.  

Thomas Kutschaty (SPD): Wir haben mitgekriegt, 
dass sich schon viele Ministerinnen und Minister in 
großen Fragen öffentlich korrigieren mussten. Herr 
Finanzminister, Sie mögen hier einen ausgegliche-
nen Haushaltsentwurf vorgelegt haben, aber im Hin-
blick auf Redlichkeit und Wahrhaftigkeit ist Ihre Re-
gierung schon längst bankrott. – Herzlichen Dank, 
meine Damen und Herren.  

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kutschaty. – Für die CDU-Fraktion hat 
Herr Kollege Löttgen jetzt das Wort.  

Bodo Löttgen (CDU): Vielen Dank. – Sehr geehrte 
Frau Landtagspräsidentin! Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Sie haben meine Erwartungen wirklich 
übertroffen, Herr Kutschaty: ein Oppositionsführer, 
der sich an dieses Pult stellt und Märchen erzählt. 
Aber wenn Sie die Märchen schon erzählen 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD] – Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

und Rollen in diesen Märchen zuweisen – Sie haben 
ja dem Ministerpräsidenten die Rolle des Kaisers zu-
geordnet –, hätten Sie sich vielleicht auch ein klein 
wenig mit den weiteren Akteuren in diesem Märchen 
beschäftigen sollen, denn es waren zwei Betrüger, 
die dem Kaiser vormachten, sie hätten ihm Kleider 
gewebt. Ich weiß genau, wo diese beiden Betrüger 
hier in diesem Plenum sitzen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie haben in Ihrer Regierungspolitik den Menschen 
vorgemacht und vorgegaukelt, Sie hätten eine erfolg-
reiche Politik gemacht, und am Ende haben wir das 
übernommen, was Sie uns als nackte Tatsachen hin-
terlassen haben, 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

und darauf kommen wir jetzt mal zu sprechen. 

(Zuruf von der SPD) 

Fakt ist doch, dass die Zahlen der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung aufgrund zurückgehender Steuerein-
nahmen korrigiert werden müssen. 

Fakt ist: Es gibt weniger vom prognostizierten Mehr. 

Dann müssen Sie irgendetwas als SPD grundsätz-
lich missverstanden haben, denn Sie möchten je 
nach Tagesform entweder mehr vom Weniger aus-
geben oder ersatzweise mehr vom Weniger sparen. 

Es wird zu wenig Geld ausgegeben, sagen die Fach-
leute der Opposition im Geldausgeben. Es wird zu 
wenig gespart, sagen die Fachleute der Opposition 
im Zu-wenig-Sparen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist nicht wahr! Wer 
sagt das denn?) 

Liebe Opposition, niemand in diesem Haus zweifelt 
an Ihrer Expertise 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

im Geldausgeben und Zu-wenig-Sparen. Daran ha-
ben wir nun wirklich keinen Zweifel. 

(Beifall von der CDU und Christian Mangen 
[FDP]) 

Aber ich sage es mal vorsichtig: Diese ambivalente 
Haltung überzeugt mich nicht. 

Dann betritt der Landesvorsitzende der SPD Sebas-
tian Kutschaty, nein, Sebastian Hartmann – Ent-
schuldigung, Herr Kutschaty, das war als Verspre-
cher hier eingeplant; nein, Scherz – die Bühne. 

(Lachen von der SPD – Nadja Lüders [SPD]: 
Wer ist jetzt der Märchenonkel? – Stefan Zim-
keit [SPD]: Gedächtnisschwäche ist CDU-
Stärke!) 

Er wäre ja vielleicht auch gerne Landesvorsitzender; 
ich weiß es ja nicht.  

Also, Sebastian Hartmann betritt die Bühne und sorgt 
mit einem Bericht in der „Rheinischen Post“ vom 16. 
September endlich für Klarheit. Mit Blick auf den Bil-
dungsetat wird er dort wie folgt zitiert: 

„Um aufzuschließen, müsse NRW jährlich sie-
ben Milliarden Euro mehr für Bildung ausgeben. 
Der Anteil des Bildungsetats am Gesamthaushalt 
in NRW läge dann bei rund zehn Prozent.“ 

Diese Wortmeldung wiederum macht exakt drei 
Dinge deutlich:  

Erstens. Herr Hartmann hat den Haushalt nicht gele-
sen.  

Zweitens. Falls er ihn gelesen hat, hat er ihn nicht 
verstanden.  

Drittens. Aber auf jeden Fall erbringt der Landesvor-
sitzende der SPD den beredten Nachweis, dass – 
wie schon häufiger an diesem Rednerpult nachge-
wiesen werden musste – die SPD an einer ausge-
prägten Dyskalkulie, sprich: Rechenschwäche, lei-
det. 

(Beifall von der CDU und Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Die Zahlen: Gesamthaushalt 79,8 Milliarden Euro, 
Anteil alleine des MSB am Bildungsetat 20 Milliar-
den Euro, siehe Einzelplan 05. Das sind jetzt nach 
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Rechnung plus 7 Milliarden; 10 % bei Herrn Hart-
mann.  

In Wirklichkeit sind es bereits jetzt 25 %. Nehmen wir 
Hochschulen, Weiterbildung, Kindertagesbetreuung 
etc. hinzu, steigert sich der Anteil der Bildungsausga-
ben am Gesamtetat auf gut 34 Milliarden Euro. Das 
entspricht 42,62 %. 

Fakt ist also, meine Damen und Herren: Bildung von 
der Kita über die Schulen bis zu den Hochschulen ist 
zentraler Bestandteil 

(Jochen Ott [SPD]: Ist unterfinanziert!) 

der Politik der NRW-Koalition. 

(Jochen Ott [SPD: Ist unterfinanziert!) 

Fakt ist: 

(Jochen Ott [SPD]: Ist unterfinanziert!) 

Aufstieg durch Bildung unabhängig vom Geldbeutel 
der Eltern zu ermöglichen, bleibt zentrales Anliegen 
der Landesregierung 

(Jochen Ott [SPD]: Ist unterfinanziert!) 

und der sie tragenden Fraktionen, wie sich zweifels-
frei erneut auch an diesem Haushalt ablesen lässt. 

(Beifall von der CDU) 

Nun, meine Damen und Herren, zu drei weiteren Kri-
tikpunkten der Opposition: 

Erstens. Die NRW-Koalition baut keine Schulden 
ab. – Falsch! Ich darf mal mit der Übersetzung eines 
Zitats von Thomas Kutschaty antworten, der be-
kanntlich zu seinen Ambitionen auf den SPD-Vorsitz 
sagte: Ich habe keine Kandidatur angemeldet, son-
dern nur nicht ausgeschlossen. 

Übertragen auf die Verschuldung hätte Herr 
Kutschaty also vermutlich gesagt: Wir haben keinen 
Schuldenabbau angemeldet, sondern nur nicht aus-
geschlossen. 

Im Ergebnis beider Ambitionen allerdings, Herr 
Kutschaty, unterscheiden wir uns erheblich: Sie ha-
ben den Bundesvorsitz inzwischen aufgegeben; wir 
halten an unseren Zielen des Schuldenabbaus fest, 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

denn richtig und im Koalitionsvertrag festgeschrieben 
ist – ich zitiere das noch einmal –:  

„Nordrhein-Westfalen ist das Bundesland mit der 
höchsten Verschuldung. Die große Schuldenlast 
hat zu einer immer niedrigeren staatlichen Inves-
titionsquote,“ 

– was der Herr Finanzminister glasklar nachgewie-
sen hat – 

„einer deutlichen Überlastung der Kommunen 
und mangelhafter Wettbewerbsfähigkeit geführt. 
Wir wollen diesen Trend zum Wohle unseres Lan-
des und unserer Kinder endlich stoppen. Wir wer-
den die Schuldenbremse einhalten.“ 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Sie halten sich an gel-
tendes Recht? Das ist ja super! Ist es etwas 
Besonderes für Sie, dass Sie sich an gelten-
des Recht halten?) 

– Herr Zimkeit, wenn Sie noch ein bisschen weiter-
machen, kriegen Sie das Zitat von Heinrich Heine 
gerne noch einmal. Das ist kein Problem; das habe 
ich Ihnen schon mal gesagt. Ich warte auf Ihren 
nächsten Zwischenruf. 

542 Millionen Euro Verschuldung hat diese Landes-
regierung seit Beginn der Legislaturperiode abge-
baut. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist auch falsch!) 

Das sind ziemlich exakt – Sie können ja auch rech-
nen – 542 Millionen Euro mehr als die Vorgängerlan-
desregierung in sieben Jahren abgebaut hat.  

Die Landesregierung hat darüber hinaus 2,7 Milliar-
den Euro für den Pensionsfonds eingezahlt und die 
Risikoabschirmung der Altlasten der WestLB ausrei-
chend dotiert. 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

– Herr Zimkeit, wenn Sie es denn unbedingt haben 
möchten, in Düsseldorf noch einmal für Sie speziell 
zugeschnitten das Zitat von Heinrich Heine: Ein 
Schlauer bemerkt alles, ein Dummer macht zu allem 
eine Bemerkung. – Machen Sie weiter Zwischenrufe; 
bitte schön. 

(Beifall von der CDU und von Dietmar Brockes 
[FDP] – Zurufe) 

– Er hat das Zitat nicht verstanden, deshalb macht er 
weiter Zwischenrufe, aber das ist okay. 

Meine Damen und Herren, Verschuldung stoppen, 
Schuldenbremse einhalten, Vorsorge für Risiken tref-
fen, versprochen, Versprechen eingehalten, Ver-
sprechen erneuert mit dem klaren Bekenntnis der 
Landesregierung, in der gesamten Legislaturperiode 
keine neuen Schulden aufzunehmen. 

Nebenbei: Der Herr Finanzminister hat erwähnt, 
dass das Rating nach 13 Jahren von „stabil“ auf „po-
sitiv“ gesetzt wird. Damit verbunden ist eine Verbes-
serung der Landesbonität. Da wären doch mal 
Glückwünsche von Ihrer Seite angebracht gewesen.  

Stattdessen lese ich aber im „Tagesspiegel“ von 
heute ein Zitat des uns hier bekannten Finanzminis-
ters Norbert Walter-Borjans. Dort wird er wie folgt zi-
tiert: „Wir brauchen einen Staat, der sich nicht mit der 
schwarzen Null stranguliert.“ 
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(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Sie hatten eine Ministerpräsidentin, für die die 
schwarze Null ein Fetisch war. Jetzt haben wir einen 
ehemaligen Finanzminister und Kandidaten, für den 
die schwarze Null eine Strangulation ist. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Mit dem 
koalieren Sie in Berlin!) 

Ich will Ihnen sagen, was die wirkliche Strangulation 
war: die Zunahme der Verschuldung dieses Landes 
um 15 Milliarden Euro in der Zeit zwischen 2010 und 
2017. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das hat dieses Land stranguliert, und der Verant-
wortliche dafür 

(Marc Herter [SPD]: Ist Helmut Linssen, da ha-
ben Sie recht!) 

möchte heute darauf hinweisen, wie erfolgreich seine 
damalige Politik in Wirklichkeit gewesen ist. 

Ich kann nur sagen: Wer in der Bilanz mit einem Mi-
nus von 15 Milliarden Euro aus dem Markt geht, 
sollte lieber den Mund halten und sagen, was er da-
mit diesem Land angetan hat, 

(Marc Herter [SPD]: Mit einem ausgegliche-
nen Haushalt! – Stefan Kämmerling [SPD]: 
Schreihals!) 

und nicht darauf hindeuten, dass er das Gleiche noch 
einmal wiederholen möchte. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zweitens: Der Stellenaufbau ist zu groß. – Das ist 
falsch. 

(Zurufe von Hannelore Kraft [SPD] und Horst 
Becker [GRÜNE]) 

Ich bin gespannt, sehr geehrte Frau Kollegin Düker, 
wie Sie uns gleich erklären, welche konkreten Stellen 
in diesem Haushalt Sie für überflüssig halten.  

Für die CDU-Fraktion steht jedenfalls fest: Wir stehen 
nicht nur zu den 63 Millionen Euro zusätzlich für digi-
tale Ermittlungsmöglichkeiten der Polizei, sondern 
wir begrüßen ausdrücklich jede und jeden, der oder 
die auf den 143 neu geschaffenen Stellen im Bereich 
„Cybercrime“ zukünftig Kinderpornografie, Handel 
mit Drogen und Waffen im Darknet, Terror oder Ext-
remismus in der vorgeblichen Anonymität des Inter-
nets bekämpft. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Wir sagen – anscheinend im Gegensatz zu Ihnen –: 
Herzlich willkommen im Team an alle, die die 500 zu-
sätzlichen Stellen im polizeilichen Verwaltungsdienst 
besetzen, an die 640 zusätzlichen Anwärterinnen 

und Anwärter der Polizei und an die 55 neuen Kolle-
ginnen und Kollegen des Staatsschutzes, die zukünf-
tig Extremismus bekämpfen.  

Wer auch immer auf der Straße oder im Netz Ge-
setze bricht: Wir geben bei den Konsequenzen kei-
nen Zentimeter Raum. Wir stärken mit diesem Haus-
haltsentwurf unseren Sicherheitsbehörden den Rü-
cken und verleihen unserer Nulltoleranzstrategie da-
mit Substanz. Das unterscheidet uns, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Frank Müller [SPD]) 

Der dritte Punkt – das ist eine ganz interessante Ge-
schichte – ist der Vorwurf, die Investitionsquote sei 
zu niedrig. Da wollen wir doch mal über relative und 
absolute Zahlen sprechen – über Quoten. Das finde 
ich super. 

(Sarah Philipp [SPD]: Ja, erzählen Sie mal! – 
Frank Müller [SPD]: Genau!) 

Wissen Sie eigentlich, wie die Quote aussieht, wenn 
man Personal- und Transferausgaben zusammen-
rechnet, was bei Ihren Haushalten noch übrig geblie-
ben ist, wovon Sie etwas verteilen wollten? – Durch-
schnittlich waren bereits etwa 86 % weg, bevor Sie 
überhaupt etwas verteilen konnten. 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

In den Haushalten des Finanzministers Lienenkäm-
per haben wir diese Zahl wenig beachtet, aber trotz-
dem – das ist umso wichtiger – auf 82 % gesenkt, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

obwohl die Transferausgaben beispielsweise an die 
Kommunen gestiegen sind. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das ist ja 
Wahnsinn, was der Kerl macht!) 

Jetzt kommt die absolute Zahl. Darum geht es doch; 
den Leuten geht es doch nicht um eine Quote. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ja, die absoluten 
Zahlen sinken!) 

Mit einer Quote können Sie draußen nichts bezahlen, 
aber mit Euros können Sie Investitionen möglich ma-
chen. Meine Damen und Herren, die Zahl lautet für 
die Digitalisierung in der Verwaltung,  

(Lachen von Marc Herter [SPD]) 

für Schule, für Mobilität, für Straßenverkehr, ÖPNV, 
moderne Sportstätten und Krankenhäuser, 

(Sarah Philipp [SPD]: Das ist ja unfassbar! – 
Michael Hübner [SPD]: Was ist mit der Talent-
schule?) 

für die Themen „Klimawandel“ und „Umweltschutz“ – 
konkret: von der Forschungsfabrik für Batteriezellen 
über den Strukturwandel im Rheinischen Revier bis 
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zur Förderung klimaneutraler Mobilität an der Steck-
dose in der häuslichen Garage –: 8 Milliarden Euro, 
die diese Landesregierung mit dem Haushalt 2020 
investiert. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE])  

Soll ich Ihnen die Zahlen von 2011 bis 2017 noch ein-
mal nennen? Wissen Sie sie noch? 

(Monika Düker [GRÜNE]: Oh Mann!) 

In Ihrem Haushalt im Jahre des Herrn 2011 

(Sarah Philipp [SPD]: Was ist denn mit Ihrem 
Haushalt? Erzählen Sie doch mal etwas 
dazu!) 

betrugen die Investitionsausgaben 6,2 Milliarden 
Euro gehabt. Jetzt kommt es: 5,9 Milliarden Euro im 
Jahr 2012, 5,2 Milliarden Euro im Jahr 2013, 

(Monika Düker [GRÜNE]: Dann nennen Sie 
doch mal die Steuereinnahmen in dem Jahr! 
Lesen Sie die auch mal vor!) 

5,2 Milliarden im Jahr 2014 und 5,4 Milliarden Euro 
im Jahr 2015. Sie haben die Investitionen in Nord-
rhein-Westfalen drastisch nach unten gefahren. Das 
ist das Problem, an dem die Kommunen und das 
Land heute noch leiden. Jetzt wollen Sie uns kritisie-
ren? 

Sie von Rot-Grün haben doch immer Geld ausgege-
ben, das Sie nicht hatten, 

(Monika Düker [GRÜNE]: Dann machen Sie 
es doch anders! – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Kann er nicht! Er kann es einfach 
nicht!) 

und Sie haben darauf gehofft, dass mehr kommt. Es 
kam aber nie. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Haben wir jetzt zu 
viel oder zu wenig ausgegeben? – Sarah Phi-
lipp [SPD]: Das ist aber kalter Kaffee!) 

Wir geben als NRW-Koalition und Landesregierung 
nur Geld aus, das auch da ist, und setzen darauf, 
dass unsere gute Politik am Ende zu Mehreinnah-
men führt, was durchaus häufig der Fall ist. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE] – Gegen-
ruf von Dr. Ralf Nolten [CDU]) 

Genau das ist der grundsätzliche Unterschied in der 
Haushaltspolitik 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE] – Gegenruf 
von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

von Rot-Grün und Schwarz-Gelb.  

Reden wir also für einen kleinen Moment über gene-
relle Unterschiede im Politikansatz zwischen den 
Parteien und Fraktionen.  

Die SPD ist der Meinung, die große Herausforderung 
sei die Umorganisation aus ihrer Sicht notwendiger 
Umverteilungsprozesse. Das ist aus unserer Sicht – 
da unterscheiden wir uns wirklich wesentlich – falsch. 

Die große Herausforderung für unser Land Nord-
rhein-Westfalen – übrigens ebenso wie für die Bun-
desrepublik – ist die Bewältigung der vor uns liegen-
den Transformation. 

Die Grünen dienen hingegen momentan als Projekti-
onsfläche für Wünsche und Hoffnungen eines Teils 
der Bevölkerung. Aber, liebe Grüne, aus Projektio-
nen müssen auch Projekte werden. Politik muss kon-
kret und spürbar gestalten, und die Grünen haben 
bundespolitisch 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Fangen 
Sie mal an!) 

während ihrer gesamten Laufzeit, um mit Max Weber 
zu sprechen, noch niemals ein dickes Brett gebohrt. 
Alle anderen Fraktionen in diesem Landtag außer 
der AfD, die wir schon in der Regierungsverantwor-
tung waren, haben das bereits getan.  

Diese NRW-Landesregierung bohrt die dicken Bret-
ter. Uns in der NRW-Koalition macht es Spaß … 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Oha! Aber mit 
stumpfen Bohrern!)  

– Herr Rüße, hören Sie doch einfach zu. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Die Bretter vor dem 
Kopf!) 

– Ich kann auch warten, bis Sie mit den Zwischenru-
fen fertig sind. Möchten Sie noch was sagen?  

(Zurufe) 

– Nein, wohl lieber nicht. 

Uns in der NRW-Koalition macht die ebenfalls von 
Max Weber beschriebene Kunst des Kompromisses 
und der Synergie Spaß. Deshalb bin ich froh, dass 
vieles von dem, was wir uns im Koalitionsvertrag vor-
genommen haben, vor der Mitte der Legislaturperi-
ode Wirklichkeit geworden ist und dass Nordrhein-
Westfalen spürbar und nachvollziehbar Kurs auf eine 
gute Zukunft setzt. 

Den Kurs zu setzen heißt aber noch nicht, auch an-
zukommen. Ich bin dem Kollegen Thomas Kutschaty 
dankbar dafür, dass er in einem Interview mit dem 
WDR am 14. August erklärt hat, die SPD habe die 
aktuellen Umfragewerte in vielen Bereichen selbst 
verschuldet, sie müsse sich die Frage stellen – und 
jetzt kommt der Punkt –, ob sie in den letzten Jahren 
die richtige Politik gemacht habe. 

(Sarah Philipp [SPD]: Es ist erstaunlich, wo-
rum Sie sich kümmern!) 

Das Folgende ist völlig ohne doppelten Boden ge-
meint: Diese Selbstreflexion, die Sie für die SPD an 
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den Tag legen, ist nicht nur für die SPD notwendig 
und richtig, sie gilt ebenso für meine Partei. 

(Helmut Seifen [AfD]: Auch für die CDU!) 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich dem Koali-
tionspartner FDP und den Fraktionen von SPD und 
Grünen Dank für die Bereitschaft aussprechen, in 
zentralen Fragen der Landespolitik wie etwa im Zu-
sammenhang mit dem Strukturwandel im Rheini-
schen Revier nach gemeinsamen Botschaften und 
vielleicht sogar Lösungen zu suchen. 

Ich erlaube mir, einen etwas nachdenklicheren Teil in 
diese Rede einzustreuen. Wir diskutieren heute die 
finanziellen und haushalterischen Voraussetzungen 
unseres Landes, um allen Menschen, die in Nord-
rhein-Westfalen leben, mit den Möglichkeiten, die 
uns als Landesparlament, als Landesregierung zur 
Verfügung stehen, die besten Voraussetzungen zu 
bieten, selbstbestimmt und in Frieden leben zu kön-
nen.  

Wir, die NRW-Koalition und die Landesregierung, 
sind – ebenso wie Sie das als rot-grüne Landesregie-
rung vor einigen Jahren waren – überzeugt davon, 
das Richtige zu tun. Was aber das Richtige ist, wer-
den wir erst in den kommenden Jahren wissen. 

Genau hier liegt die Krux der heutigen Politik, die der 
neue Staatspreisträger in einer bemerkenswerten 
Rede am Montagabend beschrieben hat. Klaus Töp-
fer 

(Monika Düker [GRÜNE]: Hören Sie mal auf 
den!) 

zitierte einen Satz des Soziologen Wolf Lepenies, 
ebenfalls ein Träger des Staatspreises. Dieser Satz 
lautet: 

„Die Demokratie als Staats- und Lebensform 
steht vor ihrer größten Bewährungsprobe. Es fehlt 
uns heute der politische Langmut, Prozesse wirk-
sam in Gang zu setzen, die nur Opfer abverlan-
gen und von denen erst unsere Kinder und Kin-
deskinder Nutzen haben werden.“ 

Ich stimme dem nicht nur zu, sondern will es noch 
ergänzen: 

(Monika Düker [GRÜNE]: Vielleicht handeln 
Sie mal danach; dann wären wir schon mal 
weiter!) 

Der politische Langmut in diesem Parlament reicht 
noch nicht einmal aus, die Wirksamkeit oder gar den 
Erfolg von Prozessen abzuwarten, die die Betroffe-
nen besserstellen – Stichworte: „Straßenausbaubei-
träge“, „Infrastrukturmaßnahmen“, 

(Nadja Lüders [SPD]: Aha!) 

„Bildungsausgaben“. Wenn wir uns selbst in diesem 
Parlament in der Kritik in Form eines reflexhaften „zu 
wenig“ und „nicht ausreichend“ erschöpfen, obwohl 

die eingeleiteten Maßnahmen gerade erst beschlos-
sen worden sind – ob beim Straßenbau, 

(Marc Herter [SPD]: Da ist doch nichts be-
schlossen worden! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

bei der Digitalisierung, bei der ärztlichen Unterversor-
gung oder beim Lehrermangel –, wie Sie das eben 
gemacht haben … 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wo ist 
denn der Vorschlag der Regierung? – Weitere 
Zurufe) 

– Sie haben ja gerade über das Thema „Lehrerman-
gel“ gesprochen. 

(Zurufe von der SPD – Daniel Sieveke [CDU]: 
Mein Gott, lasst ihn doch mal reden!) 

– Ja, danke. Genau so ist es. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wo ist 
denn der Vorschlag? Ich kenne den nicht!) 

Wer glaubt denn – egal ob auf der Zuschauertribüne 
oder sonst wo –, dass eine Landesregierung in der 
Lage wäre, einen Mangel, der bereits am Ende Ihrer 
Regierungszeit deutlich bestand, innerhalb von zwei 
Jahren zu beheben? 

(Jochen Ott [SPD]: Dann mach doch mal ei-
nen Vorschlag! Einen Vorschlag! – Stefan 
Zimkeit [SPD]: Ihr habt doch in zwei Jahren 
nichts gemacht! – Ralf Witzel [FDP]: Steige-
rung der Ausbildungskapazität, Herr Kol-
lege! – Weitere Zurufe – Glocke) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, Haushaltsdebatten sind spannend 
und rufen offensichtlich Widerspruch auf allen Seiten 
hervor, aber das Wort hat jetzt der Redner hier am 
Redepult, Herr Löttgen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Volkan 
Baran [SPD]: Aber der sagt doch nichts! – 
Weitere Zurufe) 

Bodo Löttgen (CDU): Ich will es noch mal wiederho-
len, weil es im Geschrei des Kollegen Ott unterge-
gangen ist: 

(Zurufe von der SPD: Och! – Jochen Ott 
[SPD]: Dann soll er mal was sagen! – Dr. Den-
nis Maelzer [SPD]: Sie haben sogar ein 
Mikro!) 

Wenn wir uns selbst in diesem Parlament in der Kritik 
in Form eines reflexhaften „zu wenig“ und „nicht aus-
reichend“ erschöpfen, obwohl die eingeleiteten Maß-
nahmen gerade erst beschlossen worden sind – ob 
bei Straßenbau, Digitalisierung, ärztlicher Unterver-
sorgung oder beim Lehrermangel –, wie wollen wir 
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dann der zunehmenden Skepsis der Gesellschaft 
gegenüber Transformationsprozessen begegnen? 

Seit 50 Jahren führt das Institut für Demoskopie Al-
lensbach eine Umfrage gemeinsam mit der „FAZ“ 
durch. Die aktuelle stammt vom 18. April dieses Jah-
res und trägt die Überschrift „Der unheimliche Fort-
schritt.“  

Fazit: Selten war die Stimmung so fortschrittsskep-
tisch wie heute. Heute sagen nur noch 32 % der 
Deutschen, sie glaubten an den Fortschritt. Bei den 
Jugendlichen ist das der niedrigste gemessene Wert 
seit 50 Jahren. Die Forscher sprechen von einer 
Trendwende. Es ist offensichtlich, dass viele Men-
schen von den aktuellen wissenschaftlichen und 
technischen Entwicklungen überfordert sind. 

Jeder Tag – so sagt ein geflügeltes Wort in Amerika – 
hat zwei Griffe. Wir können den Tag am Griff der 
Ängstlichkeit packen oder am Griff der Zuversicht 
halten, aber statt für die Zuversicht entscheiden wir 
uns immer wieder nur für den Griff der Angst. 

Als jemand, der an einem Dietrich-Bonhoeffer-Gym-
nasium Abitur gemacht hat, erlaube ich mir, einen 
Satz dieses großen Mannes als Leitspruch für mich 
und für meine Fraktion in Anspruch zu nehmen: Der 
größte Fehler, den man im Leben machen kann, ist, 
immer Angst zu haben, einen Fehler zu machen. 

Es ist leider so, dass uns auch hier in diesem Parla-
ment häufig die Bauchnabelschau wichtiger ist als 
die Draufsicht auf die Dinge, als die Perspektive. 
Was hindert uns eigentlich daran?  

Ich will Ihnen mal sagen, wie das noch vor 50 Jahren 
war. Am 13. September 1962 sagte Kennedy: We 
choose to go to the moon. – Am 20. Juli 1969, in der 
Nacht vom 20. auf den 21., kam anlässlich der Lan-
dung auf dem Mond der Satz: The eagle has 
landed. – 357 Wochen von der Ankündigung bis zur 
erfolgreichen Durchführung. 

Am 21.10.2009 beschloss dieses Parlament die 
Übertragung der Regionalplanung auf den RVR. Am 
13.09.2019 kam das Eingeständnis des Scheiterns: 
kein Regionalplan vor der Kommunalwahl 2020, 
ganze 516 Wochen von der Ankündigung bis zum 
Scheitern. Wir hatten 159 Wochen mehr Zeit als die 
Amerikaner bei der Mondlandung, und es hat trotz-
dem nicht funktioniert. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Die CDU 
regiert im RVR mit!) 

Das lässt nur einen Schluss zu: Die Regionalplanung 
des RVR muss eine ungleich größere und schwieri-
gere Aufgabe sein als eine bemannte Mondlandung. 

(Michael Hübner [SPD]: Wer ist denn Vorsit-
zender der Verbandsversammlung?) 

– Herr Kollege, wollen wir beide uns mal den Artikel 
der Ruhrbarone von Stefan Laurin durchlesen, wer 

personell dafür verantwortlich ist, dass das geschei-
tert ist? Wollen wir das mal machen? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Da werden Sie sehr viele Kolleginnen und Kollegen 
aus Ihrer Fraktion, aus der Fraktion der Grünen wie-
derfinden, die an führender Stelle dafür gesorgt ha-
ben, dass diese Regionalplanung nicht zum Tragen 
gekommen ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe von 
der SPD) 

Jetzt kann man ja sagen: Okay, 2020, 2022, 2023 
kommt das Ganze. – Aber noch schlimmer ist die Re-
aktion aus einigen Bereichen auf dieses Scheitern. 
Ich will eine einzige exemplarisch nennen. Schlag-
zeile – ich sage nicht, welcher Ort es war –: Aufatmen 
in XXX, kein neues Industriegebiet, Regioplan Ruhr 
verzögert sich um Jahre. – Das empfinden die Men-
schen als gut.  

Nicht nur in diesem Fall gibt es viele Menschen, die 
genau wissen, was nicht geht, die genau wissen, was 
Mann oder Frau nicht mehr tun darf. Aber das, was 
es zu tun gilt, wird bei uns, bei der Politik abgeladen, 
um sogleich nach einer Entscheidung wieder als 
nicht ausreichend und ungenügend kritisiert zu wer-
den.  

Das Sankt-Florians-Prinzip, von dem Harald Marken-
stein 2014 in der „Zeit“ mal sagte: „Jeder denkt 
manchmal so, gleichzeitig weiß jeder, dass man nicht 
so denken sollte“, verbunden mit der heute nicht nur 
in sozialen Netzwerken so beliebten Maxime: „Willst 
du nicht meiner Meinung sein, dann schlag ich dir 
den Schädel ein“, führt zwangsläufig zu einer sich 
selbst blockierenden Republik. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Und wer diesen Stillstand verhindern will, meine Da-
men und Herren, der muss sich in Zeiten plötzlicher 
disruptiver Transformationen auf einige Grundan-
nahmen einigen. Ich will drei nennen; es gibt sicher-
lich mehr. 

Fehler einzugestehen und zu korrigieren, ist wichtig. 
Antworten auf Fragen zu geben, auch wenn es nicht 
allen passt, ist wichtig. Sagen, was man tut und tun, 
was man sagt, ist wichtig.  

Ein letztes Beispiel, wo genau das nicht funktioniert 
als Vorlage für die Kollegin Düker, also in Richtung 
Bündnis 90/Die Grünen, möchte ich noch nennen. 
Wir kommen noch mal zurück zum Staatspreis. Bun-
deskanzlerin Angela Merkel sagte bei der Verleihung 
des Staatspreises unter großem Applaus der anwe-
senden grünen Spitze – Zitat –: Ohne Ordnungsrecht 
werden wir nicht auskommen.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Guter Satz!) 
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– Guter Satz, genau. Klaus Töpfer ergänzte, Drei-
wege-Katalysator und Rauchgasentschwefelungs-
anlagen seien nicht durch Abgaben, sondern durch 
Vorgaben eingeführt worden.  

Wenn man aber, liebe Monika Düker, darauf setzt, 
dass es richtig und notwendig ist, dass neues Ord-
nungsrecht zum Schutz des Klimas und der Umwelt 
ab dem Zeitpunkt der Rechtsetzung gilt, dann ist im 
umgekehrten Schluss bestehendes Ordnungsrecht 
vom Baurecht bis zum Brandschutz in Düsseldorf 
ebenso wie im Rheinischen Revier einzuhalten.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Man kann nicht das eine haben, ohne das andere zu 
bekommen. Wenn heute diese Erkenntnis bei Bünd-
nis 90/Die Grünen  

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

mit den daraus sich ergebenden unabdingbaren 
Konsequenzen mit eben solcher Vehemenz Einzug 
halten würde wie bei der nachdrücklichen Forderung, 
zukünftiges Ordnungsrecht ebenso konsequent und 
zum Schutz des Klimas einzuhalten, dann, meine 
Damen und Herren, wäre in diesem Parlament schon 
viel gewonnen. 

Wir, die NRW-Koalition, sind uns sicher, mit diesem 
vorgelegten Haushalt die notwendigen Mittel bereit-
zustellen, um die wichtigsten Zukunftsfragen unseres 
Landes, die in unserer Verantwortung liegen, zu be-
antworten: 

(Monika Düker [GRÜNE]: Ganz weit herge-
holt!) 

Keine neuen Schulden auf Kosten kommender Ge-
nerationen, Schuldenabbau wann immer möglich, 
klar erkennbare Schwerpunkte bei verbesserter Si-
cherheit auf der Straße und im Netz, Ermöglichung 
des Aufstiegs durch Bildung, Transformation in eine 
nachhaltige Mobilität in Stadt und Land, Ausstieg aus 
der Braunkohle und Sicherung bezahlbarer Energie 
für ein prosperierendes Industrieland Nordrhein-
Westfalen, 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Wahrung des sozialen Friedens in Zeiten erheblicher 
technologischer Umwälzungen.  

Diese Vision eines funktionierenden und prosperie-
renden Landes Nordrhein-Westfalen, in dem jede 
und jeder seine Chancen nutzen kann, in dem der 
soziale Frieden trotz Transformation auf der Grund-
lage solider Haushalte und einer Politik von Maß und 
Mitte gewahrt bleibt, ist sicher nicht mit der amerika-
nischen Vision von 1962 vergleichbar, ganz be-
stimmt nicht, aber eines darf ich Ihnen versichern:  

Wir werden diese, unsere Ziele mit dem gleichen 
Nachdruck und der gleichen Kraftanstrengung wei-
terverfolgen und verwirklichen.  

Für die CDU-Fraktion sage ich dem Finanzminister 
und allen, die in Ministerien und Behörden an diesem 
Haushaltsentwurf mitgearbeitet haben, einen herzli-
chen Dank. Wir freuen uns auf konstruktive Beratun-
gen in den Ausschüssen und hier im Parlament. 

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Löttgen. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt Frau Kollegin Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Brauchen wir mehr 
öffentliche Investitionen, ja oder nein? Meine Antwort 
ist ganz klar: Ja, wir brauchen sie. Und das Fehlen 
dieser öffentlichen Investitionen ist aus unserer Sicht 
das zentrale Problem dieses Haushalts, Herr Lienen-
kämper.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn eines ist klar: Die jetzt vernachlässigten Inves-
titionen sind die Schulden von morgen. Auch im 
Deutschen Bundestag wurde in der letzten Woche 
der dritte Haushalt der Legislaturperiode diskutiert, 
und auch dort standen die Investitionen im Mittel-
punkt der Debatte. Das hat nichts, Herr Kollege Lött-
gen – lieber Bodo Löttgen, ist er noch da? Ja, da ist 
er –, … 

(Zuruf von der SPD – Bodo Löttgen [CDU] 
führt ein Gespräch.) 

– Lass ihn reden, ich erkläre es ihm nachher.  

… mit Geldausgeben zu tun, sondern es kommt da-
rauf an, wofür man Geld ausgibt. 

(Christof Rasche [FDP]: Das stimmt!) 

Auch immer mehr Ökonomen in dieser Republik, 
Herr Rasche, die Ihnen nahestehen, fordern ange-
sichts schwächelnder Konjunktur, stockender Welt-
wirtschaft, zurückgehender Wachstumsprognosen – 
wir haben es schon gemerkt, die Steuern werden we-
niger –, drohender Handelskonflikte lang angelegte 
öffentliche Investitionsprogramme oder Investitions-
fonds, Sondervermögen und drängen die Politik zu 
Entscheidungen.  

Herr Lienenkämper, das hat nichts mit Panikmache 
oder mit Untergangsszenarien zu tun, sondern das 
ist einfach Realitätssinn, den Sie sich vielleicht auch 
einmal aneignen sollten. Denn wir müssen uns auf 
das, was auf uns zukommt, vorbereiten. Nichts an-
deres mahnen Ökonomen an.  

Da sind wir noch nicht beim Schuldenmachen und 
bei der Debatte um die schwarze Null. Denn schaut 
man in die Zahlen des NRW-Haushalts, dann sehen 
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wir gegenüber 2019 ein um 2 Milliarden Euro größe-
res Haushaltsvolumen.  

Schauen wir uns die Investitionsausgaben an. Diese 
steigen um mickrige 100 Millionen Euro von 7,9 auf 
8 Milliarden Euro. Da kann ich Ihren gerade vollmun-
dig angekündigten Investitionsschwerpunkt nun wirk-
lich nicht erkennen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von Bodo 
Löttgen [CDU]) 

Schaut man in die Mittelfristige Finanzplanung, dann 
fasst man es nicht. Bis 2023 sollen die Investitions-
mittel sogar auf 7,8 Milliarden Euro sinken bei gleich-
zeitig weiter steigendem Haushaltsvolumen. 

Von einem Finanzminister, Herr Lienenkämper, der 
seit Amtsbeginn über 7 Milliarden Euro mehr Steuer-
einnahmen in der Kasse hat, können die Menschen 
in diesem Land erwarten, dass er mit diesem Geld-
segen eine Finanzplanung vorlegt, die Antworten auf 
die Herausforderungen der Zukunft gibt. Genau das 
tut dieser Haushalt einmal mehr nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Schaut man auf den bundesweit dramatischsten In-
vestitionsstau bei öffentlicher Infrastruktur, dann sind 
wir gerade in NRW zwangsläufig bei den Kommu-
nen. Denn bundesweit klafft in den Städten und Ge-
meinden eine Investitionslücke von sage und 
schreibe 140 Milliarden Euro. Die Auswirkungen se-
hen wir doch jeden Tag in den Regionen, im Bergi-
schen Dreieck, im Ruhrgebiet oder anderswo. Da 
sind marode Schulgebäude, da sind Schwimmbäder, 
die kurz vor der Schließung stehen, 

(Henning Rehbaum [CDU]: Alles Rot-Grün! – 
Lachen von der SPD – Zuruf von Bodo Löttgen 
[CDU]) 

da sind Straßenschäden. Das alles können Sie sich 
jeden Tag anschauen; da fahren auch Sie, Herr Lött-
gen, jeden Tag durch.  

Mit 1.262 Euro Verschuldung pro Kopf – nur über die 
Kassenkredite, also den Dispo in unseren Kommu-
nen – sind wir hinter dem Saarland und Rheinland-
Pfalz unter den am höchsten verschuldeten Städten 
und Gemeinden. Zum Vergleich: In Baden-Württem-
berg hat jede Einwohnerin und jeder Einwohner 22 
Euro Schulden, in Bayern sogar nur 13 Euro. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Weil Sie 49 Jahre re-
giert haben! – Weitere Zurufe von der CDU, 
der SPD und den GRÜNEN) 

Sie und ich, Herr Löttgen, die Menschen in den Kom-
munen Nordrhein-Westfalens haben hundertmal 
mehr Schulden als die Menschen in Bayern. Von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen kann doch da 
schon längst keine Rede mehr sein.  

Jeder weiß, dass es unsere Kommunen aus eigener 
Kraft schlichtweg nicht schaffen können, die notwen-
digen Investitionen zu stemmen und gleichzeitig ihre 
Schulden abzubauen. 

(Zuruf von der CDU: Alles Ihr Werk!) 

Da sind nicht nur ein paar kaputte Schwimmbäder, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist nicht nur brö-
ckelnder Putz von der Fassade, das sind lebendige 
Kultureinrichtungen, Stadtbüchereien, Sportstätten, 
Schulen. Das ist Daseinsvorsorge. Das hat sehr viel 
mit einer funktionierenden kommunalen Demokratie 
zu tun. 

Schon jetzt gehen die Steuereinnahmen gegenüber 
den Prognosen merklich zurück. Wann, wenn nicht 
jetzt, Frau Scharrenbach, lösen Sie endlich Ihr Ver-
sprechen gegenüber den Kommunen ein? Wann le-
gen Sie uns endlich ein Konzept für den Altschulden-
fonds vor, den diese Kommunen so dringend brau-
chen? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Anstatt ein Förderprogrämmchen hier und dort mal 
ein bisschen mehr für Klimaschutz  

(Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

wäre für den Klimaschutz und die Klimafolgeanpas-
sung – auch ein großes Thema in den Kommunen – 
jetzt ein langfristig angelegtes Investitionsprogramm 
nötig. 

Aus unserer Sicht könnte hier das Programm „Gute 
Schule 2020“ ein Vorbild sein. Das ist ein erfolgrei-
ches Programm, das durchaus verlängert werden 
müsste, wie wir meinen. Auch dazu heute von Ihnen 
kein Wort. 

(Beifall von den GRÜNEN und Christian Dahm 
[SPD] – Zuruf von Henning Höne [FDP]) 

Ich sage Ihnen, Herr Höne, es ist längst Zeit für ein 
Programm „Gutes Klima 2030“. Denn es kann nicht 
sein, dass sich nur reiche Kommunen Klimaschutz 
leisten können. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Hen-
ning Höne [FDP]) 

Das Problem lösen Sie auch mit den ganzen Förder-
programmen nicht. Da geht es um Frischluftschnei-
sen, um Entsiegelungen, um energetische Gebäu-
desanierungen, Dachbegrünungen usw. usf. Düssel-
dorf kann sich das leisten, andere Städte nicht. Also 
brauchen wir nach „Gute Schule 2020“ ein Pro-
gramm „Gutes Klima 2030“. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Einen Investitionsstau gibt es im Land auch bei den 
Hochschulen und bei den Studierendenwohnhei-
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men, von denen die Hälfte dringend sanierungsbe-
dürftig ist. Es drohen bald Schließungen – und das 
bei der großen Wohnungsnot in unseren Städten. 

Die Studierendenwerke beziffern die Mittel für ein So-
fortprogramm auf 300 Millionen Euro, langfristig auf 
700 Millionen Euro. Zu diesem Investitionsbedarf, 
Herr Lienenkämper, habe ich heute nichts, aber auch 
gar nichts von Ihnen gehört. Diese Hilferufe überhö-
ren Sie geflissentlich bei Ihren Haushaltseinbringun-
gen. 

Und Sie sind gerade dabei, ein weiteres zentrales 
Wahlversprechen zu brechen. Frau Gebauer, im 
Wahlkampf wurde von Klaus Kaiser, damals schul-
politischer Sprecher der CDU-Fraktion, aber auch 
von der FDP rauf und runter gefordert, die Grund-
schullehrerinnen und Grundschullehrer endlich mit 
A13 zu besolden – wie andere Lehrkräfte auch und 
wie sie es auch verdient hätten. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Zuruf von Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Angesichts des sich jetzt verschärfenden Lehrer-
mangels bei den Grundschulen kommen Sie in einer 
Pressekonferenz mit dem Vorschlag, jetzt wieder die 
verpflichtenden Prüfungen zum Übergang zum Gym-
nasium zu machen. 

(Zuruf von Yvonne Gebauer, Ministerin für 
Schule und Bildung) 

Eine zentrale Antwort auf den Lehrermangel an den 
Grundschulen ist eine anständige Besoldung der 
Lehrerinnen und Lehrer. Diese Antwort geben Sie mit 
diesem Haushalt wieder nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stattdessen gibt es im Kabinett Laschet überhaupt 
keine Hemmungen, die Ministerialbürokratie weiter 
aufzublähen – noch einmal 73 Stellen. Herr Lienen-
kämper, wird das bei Ihnen einfach abgezeichnet, 
wenn die Anmeldungen der Kollegen kommen? Hin-
terfragen Sie mal, wofür die alle jetzt noch mal 73 
Stellen mehr brauchen? 

Sie haben einen Halbzeitrekord. Ein Halbzeitrekord 
Ihrer Regierung – unfassbar; denn ich glaube, das ist 
die einzige Regierung, die das geschafft hat –: zu-
sätzlich 525 neue Stellen in den Ministerien. 

Frau Gebauer, wie erklären Sie eigentlich Ihren über-
lasteten Lehrerinnen und Lehrern, warum diese Stel-
len beim Finanzminister genehmigt werden und für 
Ihre Lehrerinnen und Lehrer nichts übrig bleibt? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Lienenkämper, ein Finanzminister, der so mit 
der Gießkanne – bei den Ministerien und auch an-
derswo – über das Land geht und nicht sieht, wo 
mehr Düngung oder mehr Wasser für ein gutes 
Wachstum benötigt wird, dem fehlt nicht nur der 

grüne Daumen, dem fehlt tatsächlich ein Kompass 
für eine nachhaltige Finanzpolitik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Fortsetzung des größtmöglichen Gegensatzes 
zwischen Reden und Handeln findet sich in Ihrer Kli-
maschutzpolitik, Herr Pinkwart. In nahezu jeder Rede 
des Ministerpräsidenten und auch bei Ihnen hören 
wir das Mantra der Eins-zu-eins-Umsetzung des Be-
richts der Kommission Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung. 

(Henning Rehbaum [CDU]: Das ist ja auch 
richtig!) 

Machen wir mal den Faktencheck: Handelt diese Re-
gierung auch wirklich danach? – Liest man den Be-
richt, findet man auf Seite 21 folgenden Passus – ich 
zitiere aus dem Bericht –: 

„Für den Ausbau der erneuerbaren Energien auf 
65 % ist eine ausreichende Flächenausweisung 
notwendig.“ 

Hört, hört! 

„Insbesondere müssen für Windenergieanlagen 
und Freiflächen-PV-Anlagen Flächen in relevan-
ter Größe ausgewiesen, akzeptiert und geneh-
migt werden.“ 

Und was macht die Landesregierung? – Sie macht 
genau das Gegenteil. 

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Ener-
gie: Nein!) 

Mit der Verabschiedung des LEP reduzieren Sie 
diese von der Kommission geforderten Flächen um 
mehr als die Hälfte. Und dann verkünden Sie in Ihrer 
Energieversorgungsstrategie auch noch vollmundig: 
Wir verdoppeln mal eben den Strom aus Windener-
gie bis 2030. 

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Ener-
gie: Das machen wir auch!) 

Rechnen wir mal. Das bedeutet übersetzt einen Zu-
bau von 700 MW jährlich im Bereich Wind. Im ersten 
Halbjahr waren es allerdings gerade mal magere 42 
MW. Herr Pinkwart, da kann sich doch jeder ausrech-
nen, dass das mit der Energiewende so nichts wird. 

(Beifall von den GRÜNEN – Widerspruch von 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Ener-
gie) 

Ich weiß: Wenn Sie jetzt antworten könnten, dann 
käme das Genöle über die langen Genehmigungs-
verfahren, die bürokratischen Ausschreibungsbedin-
gungen in Berlin, die vielen Klagen und die fehlende 
Akzeptanz vor Ort. Vielleicht mag all das, worüber 
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Sie immer und gerne jammern, zutreffen, aber ich 
frage mich erstens: Warum blockieren Sie in Ihrem 
eigenen Verantwortungsbereich, also dort, wo Sie es 
voranbringen können, den Ausbau von Windenergie-
anlagen wo es nur geht? 

(Zuruf von Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minis-
ter für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie) 

Und ich frage mich zweitens, warum Sie sich dann 
nicht auf Bundesebene für bessere Bedingungen 
einsetzen, anstatt mit zu jammern. 

(Zuruf von Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minis-
ter für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie) 

Der Ministerpräsident gehört schließlich der Regie-
rungspartei in Berlin an und sitzt sogar im Bundes-
vorstand. Will oder kann er sich da nicht durchset-
zen? Entfesseln Sie doch da mal ein wenig mit! 

(Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Wirt-
schaft, Innovation, Digitalisierung und Ener-
gie: Werden wir!) 

Ich glaube, dann wären wir weiter. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Umweltbundesamt rechnet vor: Hätten wir bun-
desweit einen Mindestabstand von nur 1.000 m – wie 
gesagt, Sie leisten sich ja sogar 1.500 m – zur Wohn-
bebauung, würde das gesamte Leistungspotenzial in 
Deutschland von 80 GW auf 40 bis 60 GW, also mit-
hin um fast die Hälfte, reduziert. Das heißt, mit einer 
Reduzierung der Flächen, so wie Sie es hier tun, kön-
nen die Ausbauziele nicht erreicht werden. 

(Zuruf von Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minis-
ter für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 
und Energie) 

Das bedeutet, Sie setzen den Kohlekompromiss 
nicht nur nicht eins zu eins um, wie Sie uns immer 
glauben machen wollen, sondern Sie sabotieren ihn, 
wo Sie nur können. Damit gefährden Sie die Ener-
giewende in NRW. Und dann glauben Sie auch noch, 
die Leute sind so dumm, dass sie das nicht merken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich war vorletzte Woche beim Sommerempfang des 
Landesverbandes Erneuerbare Energien. Minister-
präsident Laschet war auch dort. Da berichteten Be-
treiber von Windenergieanlagen, Mittelständler aus 
dem ländlichen Raum – nicht unbedingt grünes Wäh-
lerklientel, um das gleich dazuzusagen – von ihren 
Problemen, woran es denn nun liege, dass diese 
Branche stoppt. Die prekäre Situation ist allenthalben 
bekannt. 

Herr Pinkwart, sorry, da kamen genau diese Ab-
standsflächen wieder auf. Ein Windmüller berichtete, 

er habe es geschafft, in seinem Bereich eine Akzep-
tanz zu schaffen auch für Windräder unter 1.000 m 
Abstand zur Wohnbebauung. Er bietet Konzepte und 
Hilfe an. 

Da werden Hände gereicht für zukunftsfähige Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung, für eine Unterstüt-
zung Ihrer Klimaschutzziele und für eine Umsetzung 
der Ergebnisse der Kohlekommission. Was ich bei all 
diesen Angeboten und guten Vorschlägen, die da ge-
kommen sind, rational wirklich nicht mal annähernd 
nachvollziehen kann, Herr Pinkwart und Herr La-
schet – der ist jetzt gerade nicht da; diese Angebote 
richteten sich an ihn –, ist, warum man diese ausge-
streckten Hände einfach ausschlägt. Das ist mir nicht 
verständlich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann kommt Ihre Begründung: Naja, die Windräder 
sollen doch im Norden gebaut werden, weil da ja 
mehr Wind weht.  

Herr Pinkwart, dann können Sie die energieintensive 
Industrie gleich mit an die Küste schicken; denn da 
wird dann der Strom produziert, den diese Industrie 
hier bei uns braucht. Mit dieser Strategie vertreiben 
Sie die Industrie aus unserem Land. Sie verhindern 
nachhaltige Wertschöpfung und gefährden zukunfts-
fähige Arbeitsplätze. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist wirklich rational nicht mehr nachvollziehbar, 
das ist irrational. Und das ist ideologisch gesteuerte 
Politik, die ihre vollmundigen Bekenntnisse zur Um-
setzung des Kohlekompromisses Lügen straft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Überhaupt nicht glaubwürdig ist das neue grüne 
Mäntelchen des Ministerpräsidenten in Sachen Um-
welt- und Naturschutz. Über den Sommer konnten 
wir hier eine Strategie, aber keinen Politikwechsel 
beobachten.  

Staunend las ich am 10. August das Interview des 
Ministerpräsidenten in der „BILD am SONNTAG“. 
Der selbst ernannte Baumschützer Laschet fordert 
darin sehr fotogen an einen Baumstamm gelehnt zur 
Rettung unseres geschundenen Waldes eine Baum-
prämie, damit alles mal wieder aufgeforstet werden 
kann. Das Foto sah gut aus, aber: Er will dies durch – 
man höre und staune – eine CO2-Bepreisung finan-
zieren, die aber mit dem Vorschlag der NRW-CDU 
auf Bundesebene gar nicht kurzfristig verfügbar ist. 
Aber man haut schon mal einen Vorschlag raus – 
das hört sich irgendwie gut an; das Bild ist gut. 

(Zuruf von Norwich Rüße [GRÜNE]) 

Das Gleiche gilt für den fotogenen Auftritt bei der Ar-
tenschutzkonferenz. Da kamen tatsächlich ein paar 
nette Bilder. Schaut man aber mal hinter diese Bilder: 
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Da ist es nur ein grünes Mäntelchen, das Sie mit Ihrer 
Politik nicht ausfüllen können.  

Machen wir doch mal einen Faktencheck! Denn 
wenn Sie all das ernst nehmen, was Sie von der 
Staatskanzlei an Bildern produzieren – Herr Liminski, 
Sie werden diese fotogenen Auftritte des Ministerprä-
sidenten mit vorbereiten –, würden Sie nicht gleich-
zeitig alle Maßnahmen zur Reduzierung von Insekti-
ziden blockieren, mal eben den Nationalpark Senne 
aus der LEP-Planung streichen, mit dem Landesent-
wicklungsplan den Flächenfraß vergrößern oder die 
Massentierhaltung mit den negativen Folgen für Um-
welt und Natur erleichtern. 

Gerade am Wochenende konnten wir bei „Westpol“ 
wieder schockierende Bilder sehen. Zwei Jahre nach 
dem Schweinemastskandal beim Hof Schulze Fö-
cking wieder solche Bilder aus dem Kreis Steinfurt. 
Was haben Sie denn in den zwei Jahren getan, damit 
dieses Elend in den Ställen von Nordrhein-Westfalen 
endlich ein Ende hat?  

Sie hätten auch Folgendes in reale Politik umsetzen 
müsse: Sie hätten zum Beispiel das ökologische 
Jagdgesetz nicht rückabwickeln, das Klagerecht für 
Tierschutzverbände nicht abschaffen dürfen. 

Herr Ministerpräsident, bevor Sie sich weiter an 
Bäume im Sauerland lehnen, mache ich Ihnen einen 
Vorschlag, was Sie morgen in eigener Verantwor-
tung stattdessen für unseren Wald ganz konkret tun 
können. Legen Sie einen Waldfonds auf, um Wald-
flächen von Privatbesitzern aufkaufen zu können, um 
sie anschließend naturnah zu bewirtschaften! Das 
muss noch nicht mal als Staatsforst passieren, das 
kann man in Genossenschaftsmodelle überführen. 
Aber damit haben Sie Waldflächen in die naturnahe 
Bewirtschaftung rübergereicht. 

Das wäre ein Fonds. Das wären Investitionsmittel, 
von denen Herr Lienenkämper meint, sie nicht zu ha-
ben. Genau das sind die Antworten auf die Fragen, 
die uns gerade gestellt werden, wie wir im Umwelt- 
und Naturschutz vorankommen. Das hilft wohl mehr 
als Ihre netten Bilder mit den Bäumen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Thema „Bäume“ bietet eine geschickte Überlei-
tung zum Hambacher Wald.  

(Ralf Witzel [FDP]: Forst!) 

– Horst? Der Horst hat da, glaube ich, nichts damit 
zu tun. – Ach, Forst, Herr Witzel. Ich dachte, das 
wäre ein Witz. Okay. 

Beim Hambacher Wald hat diese Regierung Glaub-
haftigkeit und Vertrauen gründlich verspielt. Herr La-
schet, Sie haben sich willfährig in den Dienst von 
RWE und nicht des Landes gestellt. Mit dieser ein-
seitigen Interessenvertretung haben Sie den Konflikt 
vor Ort angeheizt und nicht befriedet, wie es Ihre Auf-
gabe gewesen wäre. Diese Geschichte ist für uns 

noch nicht zu Ende erzählt, solange Sie, Frau Schar-
renbach, das Märchen der Räumung allein aus drin-
gendem Handlungsbedarf wegen Brandschutz wei-
ter erzählen. Wir werden Sie heute in der Frage-
stunde da nicht rauslassen und von Ihnen volle 
Transparenz verlangen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Die Scheintransparenz, die mit den Aktenordnern ge-
geben zu sein scheint, genügt uns nicht. 

Am Ende, weil es sonst niemand tut, lobt sich diese 
Regierung Laschet am liebsten selbst.  

(Vereinzelt Heiterkeit von der SPD) 

Im ADAC-Podcast am 1. August sagten Sie, Herr La-
schet – ich zitiere –:  

„Diese Regierung ist die beste, die es gibt. Weil 
sie harmonisch zusammenarbeitet, nicht streitet, 
sich nicht zusammenraufen muss.“ 

Und jetzt kommt der bemerkenswerte Satz: 

„Es existiert in ganz Deutschland keine Regie-
rung, die so gut funktioniert, …“ 

Wow! 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Bemerkenswert ist, bevor Sie jetzt alle anfangen zu 
klatschen, dass nur Sie, Herr Löttgen, Herr Laschet, 
das so bewerten. Schaut man auf die Meinungsum-
fragen, so hat Ihre Regierung seit der Wahl nicht in 
einer einzigen Meinungsumfrage bei den Menschen 
in diesem Land noch eine Mehrheit bekommen.  

(Bodo Löttgen [CDU]: Wir wollen keine Mei-
nungsumfragen gewinnen! Wir wollen Wahlen 
gewinnen!) 

Und, Herr Ministerpräsident, Ihre Beliebtheitswerte 
sind, gelinde gesagt, sehr bescheiden. Sie sind ge-
rade auf dem vorletzten Platz – immerhin sind Sie 
nicht Letzter. Das ist auch okay. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ihr Regierungsprinzip ist „Hauptsache Frieden am 
Kabinettstisch“. Ihre Kaffeekränzchen müssen im-
mer unglaublich nett sein.  

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Das ist vielleicht ganz nett und gut und schön. Aber 
regiert man so ein Land, dass „Hauptsache Frieden 
beim Kaffeekränzchen“ zum Selbstzweck ver-
kommt? Herr Löttgen, dann bleiben wichtige Ent-
scheidungen auf der Strecke. Dann verkommt das 
Prinzip Harmonie für immer, und überall wird die 
Soße drübergekippt. Jeder kriegt etwas. So löst man 
die entscheidenden Fragen, die sich bei uns stellen, 
nicht.  
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Herr Ministerpräsident, eine Ihrer zentralen Wahl-
kampfslogans, schön groß auf diesen Wesselmän-
nern gedruckt, ist: Zuhören. Entscheiden. Handeln. – 
Wir sind bei der Halbzeitbilanz angekommen, Herr 
Ministerpräsident, und dieses große Versprechen 
verkommt zur hohlen Phrase. Denn bei der Mensch-
heitsherausforderung Klimaschutz – Achtung, ein Zi-
tat von Bundeskanzlerin Merkel – hören Sie nicht 
denjenigen zu, die zum Gelingen beitragen können 
und wollen, sondern vor allen den Mahnern und 
Bremsern. 

In der Haushalts- und Finanzpolitik stellen Sie, Herr 
Lienenkämper, nicht einmal die entscheidenden Fra-
gen, geschweige denn treffen Sie die richtigen Ent-
scheidungen.  

Beim Umwelt- und Naturschutz, Herr Ministerpräsi-
dent, können Sie noch so viele Bäume in der Eifel, 
im Sauerland oder im Münsterland umarmen, es 
glaubt Ihnen niemand Ihre neu entdeckte Empathie 
für Bäume und Bienen, wenn Sie nicht danach han-
deln. Und das tun Sie nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn ich Sie jetzt nach der Debatte fragen würde – 
ich habe Herrn Löttgen und Herrn Lienenkämper zu-
gehört –: „Wie gehen Sie in die zweite Hälfte dieser 
Legislaturperiode?“, dann zeigt diese Debatte: Sie 
haben sich für ein „Weiter so“ entschieden. Wir 
Grüne sagen dazu: Nein, auf keinen Fall. Ihr Mantra 
von Maß und Mitte – ich habe es heute gefühlt 20-
mal gehört – und die Aussage von Herrn Lienenkäm-
per: „Wir machen alles mal ganz gelassen und har-
monisch“, zeugen nicht von Haltung, sondern stehen 
für eine Politik, die den Kopf in den Sand steckt. Das 
kann dieses Land derzeit nicht gebrauchen.  

Dieses Land braucht eine mutige, eine glaubwürdige, 
eine wahrhaftige und eine ehrliche Politik, die sich 
nicht vor notwendigen und manchmal auch unbeque-
men Entscheidungen drückt. Das heißt, Herr La-
schet, liefern Sie endlich! 

(Anhaltender Beifall von den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Für die FDP-Fraktion hat Herr 
Kollege Rasche das Wort.  

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Monika Düker, 
meine Güte, was für eine negative Stimmung haben 
wir gerade an diesem Rednerpult verbreitet, oft mit in 
Richtung des Ministerpräsidenten erhobenem Zeige-
finger, verbunden mit einer ziemlich außergewöhnli-
chen Arroganz! So macht man ein Land nieder, statt 
es nach vorne zu bringen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Bei CDU und FDP ist das ganz anders. Wir haben 
Freude an Gestaltung. Wir haben Freude an Politik. 
Wir haben Freude an Zukunft. 

(Zuruf von der SPD) 

In der Tat sieht das in aktuellen Debatten anders aus. 
Da entwickelt sich ein anderer Eindruck. Da wird 
Angst vor der Zukunft gemacht. Da hat man oft Angst 
vor anderen Menschen. Die Uhren sollen zurückge-
dreht werden. Man redet von Verboten, und man will 
sich abschotten. 

Das ist nicht der Ansatz dieser NRW-Koalition von 
CDU und FDP; denn – ich sagte es – wir haben 
Freude am Regieren. Das hat sogar letzte Woche in 
Berlin – Kolleginnen und Kollegen der Opposition 
waren dabei – die Kanzlerin gelobt. Sie ist das ja in 
der GroKo in Berlin nicht so richtig gewohnt. Umso 
mehr zeichnet uns dieses Lob aus. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir wollen also unser Land gestalten. Das machen 
wir natürlich so, wie wir es begonnen haben: mit Maß 
und Mitte. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Nein!) 

Kollege Kutschaty, der Oppositionsführer, fand das 
langweilig und hat ein Ende von Maß und Mitte ge-
fordert. Bei uns ist es genau umgekehrt. Unser 
Selbstverständnis sagt uns: Was gut ist, setzen wir 
fort. – Und wenn eine Politik von Maß und Mitte er-
folgreich ist, dann setzt diese Koalition natürlich 
diese Politik fort, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir haben richtig Lust, die großen Herausforderun-
gen in unserem Land in unserer Zeit anzugehen. Das 
zeigt auch dieser Landeshaushalt, den Finanzminis-
ter Lutz Lienenkämper heute eingebracht hat. Wir 
haben die riesigen Herausforderungen unserer Zeit 
im Blick. 

Wir stellen den Menschen in unserem Land Lösun-
gen vor, die unser Land und auch die Menschen 
nach vorne bringen. Drei Beispiele in drei wesentli-
chen Bereichen möchte ich Ihnen nennen. 

Erstens: Lösungen für Aufstiegschancen für alle. Das 
fängt übrigens in der Familie an. Der stellvertretende 
Ministerpräsident Dr. Joachim Stamp ist für den Be-
reich von Familien und Kindern zuständig. Er hat die 
Rahmenbedingungen in diesem Bereich wesentlich 
verbessert und wesentlich nach vorne gebracht. Es 
gibt sogar ein Programm mit 5,5 Millionen Euro für 
die Förderung von Kinderwunschbehandlungen. Da-
bei handelt es sich um ein völlig neues Programm. 
Das ist wichtig und zeigt, dass wir nicht nur das große 
Ganze sehen, sondern auch in vielen Details unter-
wegs sind. 
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Für viele Familien ist die frühkindliche Bildung von 
herausragender Bedeutung. Sie ist ein zentraler 
Baustein für die Chancen für ihre Zukunft, übrigens 
für alle Kinder in unserem Land. Der Pakt für Kinder 
und Familien – Bodo Löttgen hat ihn bereits ge-
nannt – ist ein Meilenstein der Politik dieser Regie-
rung. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

1,3 Milliarden Euro zusätzlich pro Jahr stecken wir in 
frühkindliche Bildung. Darunter sind 115 Millionen 
Euro mehr für Investitionen in den Kita-Platz-Ausbau 
und 200 Millionen Euro für ein weiteres beitragsfreies 
Kita-Jahr. Klar ist: Der Pakt für Kinder und Familien 
ist eine historische Leistung der NRW-Regierung in 
diesem Land. Er ist wirklich eine historische Leistung. 
Das will ich noch einmal betonen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dieser Haushalt dokumentiert übrigens auch, dass 
Bildung für die NRW-Koalition klare Priorität hat. 
Rund ein Viertel der Mittel des Landeshaushaltes 
werden für Bildung ausgegeben, während zeit-
gleich – man höre und staune! – im Bund die Mittel 
für Bildung reduziert werden. Das ist einmal ein Un-
terschied. In Berlin werden – unter einer Regierung 
von Union und SPD – die Mittel für Bildung in 
Deutschland reduziert. Hingegen werden in Nord-
rhein-Westfalen – unter einer Regierung von CDU 
und FDP – die Mittel für Bildung wesentlich gestei-
gert. Das ist die richtige Richtung und eine vernünf-
tige Politik. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Im Haushalt gibt es 1 Milliarde Euro mehr in diesem 
Bereich: für mehr Lehrerinnen und Lehrer, für neue 
Talentschulen – 25 weitere gehen an den Start – und 
für mehr Ganztagsplätze. 

Die Menschen – ich will das noch einmal deutlich sa-
gen – wollen in Nordrhein-Westfalen keine Einheits-
schule. Darüber haben die Menschen in Nordrhein-
Westfalen bei der Landtagswahl im Jahr 2017 abge-
stimmt. SPD und Grüne sollten sich noch einmal die 
Landtagswahlergebnisse ihrer beiden Parteien vor 
Augen führen.  

Meine Damen und Herren, wenn Sie das tun würden 
und Respekt vor den Menschen in unserem Land 
hätten, würden Sie das Thema „Einheitsschule“ für 
immer beerdigen. Aber Sie machen das Gegenteil. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Kollege Kutschaty hat in der Bildungspolitik unsere 
Schulministerin Yvonne Gebauer heftig kritisiert. 
Noch schärfer war, dass er die Vorgängerin Sylvia 
Löhrmann ausdrücklich gelobt hat. Weiß denn die 
SPD gar nicht mehr, warum gerade die SPD bei der 
letzten Landtagswahl das schlechteste Ergebnis in 
der Geschichte der SPD in Nordrhein-Westfalen ein-

gefahren hat? In einer Umfrage nach der Wahl sag-
ten die meisten Menschen in diesem Land: Grund 
dafür war die Bildungspolitik von Rot-Grün – also 
ausgerechnet die Bildungspolitik von Sylvia Löhr-
mann. 

Vielleicht sollten Sie sich der Realität nähern, Herr 
Kutschaty, Ihre alte Politik überdenken und eine 
neue Politik gestalten, damit die SPD in Zukunft wie-
der ein bisschen erfolgreicher werden kann. Wir gön-
nen Ihnen das auf jeden Fall. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Eine Politik, die Chancen für alle als Ziel formuliert, 
hat auch immer zwei wache Augen für vernünftige 
Sozialpolitik. Deshalb haben CDU und FDP in jedem 
Landeshaushalt wirksame Sozialmaßnahmen auf- 
und ausgebaut. Ich könnte Ihnen viele Beispiele nen-
nen. Die soziale Kompetenz dieser Regierung wurde 
auch in vielen Medien immer wieder ausdrücklich ge-
lobt. 

Das wichtigste Thema für den sozialen Zusammen-
halt in Deutschland und in Nordrhein-Westfalen liegt 
aber im bezahlbaren Wohnen. Auch diesen Punkt 
hat der Kollege Kutschaty genannt. Da hat er völlig 
recht. 

So unterstützen wir die Landesinitiative „Endlich ein 
ZUHAUSE!“ für wohnungslose Menschen ganz ge-
zielt mit 3 Millionen Euro in diesem Haushaltsjahr und 
weiteren 2 Millionen Euro im kommenden Haushalts-
jahr. Auch hier kümmern wir uns ausdrücklich um die 
sozial Schwachen in Nordrhein-Westfalen. Das ist 
wirklich ein Merkmal der Regierung von CDU und 
FPD in diesem Land. 

Die soziale Bedeutung von bezahlbarem Wohnen für 
alle ist enorm. Wenn wir das Problem lösen wollen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dann müssen wir 
bauen. 

Wir sehen übrigens, wohin eine Wohnungsbaupolitik 
führt, bei der über Jahre nicht gebaut wird, weil man 
über Jahre nichts gebacken bekommt, wenn man 
nach Berlin schaut. Ich meine jetzt nicht die Bundes-
hauptstadt Berlin, sondern die Landeshauptstadt 
Berlin, in der die SPD seit 19 Jahren regiert.  

Die Mieten und Kaufpreise gehen – auch bedingt 
durch diese Politik der SPD – durch die Decke wie in 
keinem anderen Land in der Bundesrepublik 
Deutschland, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Teilweise werden Bauen und Eigentumserwerb dort 
systematisch erschwert, teilweise sogar völlig blo-
ckiert. Dass dann die Mieten steigen, ist doch eine 
logische Konsequenz. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 
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Interessant ist, dass die SPD in Berlin sagt – da gibt 
es ja auch keinen Widerspruch der SPD aus Nord-
rhein-Westfalen –: Unsere Wohnungsbaupolitik in 
Berlin ist sehr erfolgreich. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir setzen sie fort. Da stellen wir noch ein paar Hebel 
mehr um und ziehen die Schrauben fester an, damit 
wir diese Politik noch konsequenter fortsetzen kön-
nen. – Halleluja! Was blüht denn den Mieterinnen 
und Mietern in Berlin bei dieser Politik der Genossen 
in unserer Bundeshauptstadt? Das darf nicht wahr 
sein! 

(Zuruf von der SPD) 

Die SPD in Nordrhein-Westfalen fordert eine staatli-
che Wohnungsbaugesellschaft. Ich kritisiere nicht, 
dass Sie das in sieben Jahren Regierungszeit nicht 
umgesetzt haben. Aber wir hatten doch schon einmal 
staatliche Wohnungsbaugesellschaften, an die wir 
uns noch gut erinnern – mit politisch bezahlten Ge-
schäftsführern, die in die eigene Tasche gewirtschaf-
tet haben und die eigenen Mieter abgezockt haben. 
In diesem Jahr wurde ein Jubiläum dieser Gesell-
schaft, der Neuen Heimat, gefeiert; alle Medien ha-
ben groß darüber berichtet. 

So eine staatliche Baugesellschaft, wie die SPD sie 
damals geleitet hat, brauchen wir aktuell und auch in 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen nicht. Das steht für 
uns definitiv fest. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Auch die Grünen spielen beim Neubau und bei Ent-
wicklungsperspektiven eine besondere Rolle. Das 
von Bodo Löttgen vorhin angesprochene Scheitern 
des Regionalplans Ruhr ist nur die Spitze des Eis-
bergs. Dort gibt es einen grünen Planungsdezernen-
ten, der maßgeblich dafür gesorgt hat, dass das Kind 
in den Brunnen gefallen ist, und dort gibt es eine so-
zialdemokratische Führung. 

(Michael Hübner [SPD]: Und einen Vorsitzen-
den der Verbandsversammlung! Wie heißt 
der? – Weitere Zurufe von der SPD – Gegen-
rufe von der CDU) 

Als die SPD in Nordrhein-Westfalen noch selbstbe-
wusst war 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

und an diesem Rednerpult Kollegen der SPD gespro-
chen haben, die die absolute Mehrheit in Nordrhein-
Westfalen hinter sich hatten, standen hier selbstbe-
wusste Genossen, die sich nicht hinter Kollegen von 
anderen Parteien versteckt haben. 

(Zurufe) 

Sie haben ihre eigene Politik verteidigt 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf von 
Michael Hübner [SPD]) 

und dann auch zu eigenen Fehlern gestanden, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Genau das Gegenteil 
macht die SPD, die es heute in diesem Land gibt – 
leider, leider, leider. 

Diese Beispiele aus Berlin und von der Ruhr zeigen: 
Die SPD und die Grünen sind beim bezahlbaren 
Wohnraum schlecht aufgestellt. 

(Arndt Klocke [GRÜNE]: Was für ein Blödsinn!) 

Von ihnen ist in diesem Bereich nichts zu erwarten. 

Ganz anders macht es die NRW-Koalition. Wir haben 
das Baurecht sowohl für den Neubau als auch für 
den Ausbau vereinfacht. Wir haben die Wohnraum-
förderung massiv gesteigert. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, nach wie vor setzen wir uns dafür ein, dass 
endlich ein Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer er-
möglicht wird. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Ein Freibetrag bei der Grunderwerbssteuer wäre der 
zielgerichtete Weg, um junge Familien zu unterstüt-
zen 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

und ihnen die eigenen vier Wände in unserem Land 
zu ermöglichen. 

(Beifall von der FDP) 

Da erwarte ich von der SPD, dass sie sich endlich 
ehrlich macht 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

und im Bundesrat den Weg für diesen Freibetrag frei 
macht, anstatt ihn ständig zu blockieren. 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

Von der gleichen SPD hören wir dann, dass sie die 
NRW-Koalition kritisiert, weil wir die Grundsteuer 
nicht reduziert haben. 

(Michael Hübner [SPD]: Grunderwerbsteuer!) 

Das macht ausgerechnet die SPD, die in ihrer Regie-
rungszeit von sieben Jahren diese Steuer fast ver-
doppelt hat. Liebe Kolleginnen und Kollegen, un-
glaubwürdiger geht es kaum. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Michael 
Hübner [SPD]: Es war die Grunderwerb-
steuer!) 

Glauben Sie mir: Das haben sich die Menschen in 
unserem Land gemerkt. 

Thomas Kutschaty hat eben versucht, hier am Red-
nerpult die Interessen von Mietern und Vermietern zu 
spalten, statt bei einer so gewaltigen Aufgabe die In-
teressen zusammenzuführen. Was diese Spaltung 
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hervorgebracht hat, ist nicht mehr der Wohnungs-
bau, sondern die Halbierung der Umfrageergebnisse 
der SPD. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch da sind Sie auf 
einem Holzweg. Sie haben hier sieben Jahre lang 
den Bauminister gestellt. Mike Groschek hat oft an 
diesem Rednerpult gestanden. Aufgrund seiner Art 
und Weise, in der er hier geredet hat, hat es uns auch 
Spaß gemacht, ihm zuzuhören – unabhängig vom In-
halt. Es hat allerdings keinen anderen Bauminister in 
der Geschichte des Landes Nordrhein-Westfalens 
gegeben, in dessen Amtszeit die Mieten so stark ge-
stiegen sind wie in der Zeit von Mike Groschek. – Lie-
ber Arndt Klocke, das ist Fakt. Sie waren als Grüne 
damals mit in der Regierung. Da brauchen Sie jetzt 
nicht den Kopf zu schütteln. 

Ein zweites Beispiel: Lösungen für mehr Sicherheit in 
unserem Land. Auch hier hat die Landtagswahl 2017 
gezeigt: Die Menschen waren mit der Politik von SPD 
und Grünen unzufrieden. 

CDU und FDP haben das mit Innenminister Herbert 
Reul vom ersten Tag an geändert. Wir haben eine 
völlig neue Sicherheitspolitik auf den Weg gebracht. 
Wir haben mehr Stellen für Polizistinnen und Polizis-
ten geschaffen. 2.500 Anwärterstellen können wir 
jetzt anbieten; das ist absoluter Rekord in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben die Entwicklungsperspektiven 
in den verschiedenen Bereichen der Polizei wesent-
lich verbessert. Durch Verwaltungsangestellte wer-
den viele Polizistinnen und Polizisten entlastet. 

Die Koalition hat sich auch vorgenommen, Real-
schulabsolventen den Zugang zum Polizeidienst zu 
ermöglichen und wesentlich zu erleichtern; denn 
auch die Realschüler können wir im Polizeidienst in 
Nordrhein-Westfalen mehr als gut gebrauchen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir haben fast 150 Spezialistinnen und Spezialisten 
eingestellt, die sich um Extremismus im Netz küm-
mern und ihn noch besser bekämpfen. 

Ein schlimmes Thema ist der Bereich Kinderporno-
grafie. Auch die Nachrichten, die uns heute erreicht 
haben, sind mit schrecklichen Bildern verbunden. Es 
ist gut, dass wir gemeinsam einen Untersuchungs-
ausschuss einberufen haben, 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

der klären wird, was alles falsch gelaufen ist, und 
Vorschläge unterbreiten wird, was man besser ma-
chen kann. 

Es ist auch gut und war das gute Recht der Fraktio-
nen in diesem Hohen Haus, dass sie die Landesre-
gierung aufgefordert haben, ein Handlungskonzept 
für besseren Kinderschutz zu erarbeiten. Auch da 

sind wir gemeinsam auf dem richtigen Weg. 5 Millio-
nen Euro stehen im Haushaltsjahr 2020 in diesem 
Bereich zusätzlich zur Verfügung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle in diesem 
Hohen Hause sind uns sicherlich einig: Was in Lügde 
und anderswo passiert ist, sollte in diesem Land nie 
wieder passieren. 

(Allgemeiner Beifall)  

Der dritte Bereich, den ich ansprechen möchte, sind 
Lösungen für eine lebenswerte Zukunft, auch für die 
kommenden Generationen. 

Auf 2,5 Milliarden Euro belaufen sich die jährlichen 
Zinskosten des Landes Nordrhein-Westfalen, die wir 
für die riesigen Schulden zu leisten haben, die das 
Land insbesondere unter Verantwortung der SPD in 
Nordrhein-Westfalen gemacht hat. 

(Michael Hübner [SPD]: Helmut Linssen!) 

Das ist ein riesiger Schuldenberg – viel höher als in 
anderen Bundesländern. Was könnten wir mit die-
sem Geld alles finanzieren! Zwar könnten wir nicht 
das finanzieren, was Lutz Lienenkämper als Finanz-
minister vorhin beziffert hat, als er die Vorschläge der 
Opposition genannt hat, deren Umsetzung in 
Summe 43 Milliarden Euro ausmachen würde. Aber 
wir könnten eine Menge für die Menschen in unse-
rem Land tun, wenn Nordrhein-Westfalen 45 Jahre 
solide gewirtschaftet hätte. Da nehme ich gerne alle 
beteiligten Fraktionen und Parteien mit ins Boot. Aber 
einige sind nun einmal besonders für eine unsolide 
Finanzpolitik in Nordrhein-Westfalen verantwortlich. 

Die FDP hat im Jahre 2012 beispielhaft für solide Fi-
nanzpolitik gestanden und einen Schuldenhaushalt 
von Herrn Walter-Borjans abgelehnt. Neuwahlen wa-
ren die Folge. Und – das finde ich besonders bemer-
kenswert – die FDP wurde für diesen Mut belohnt. 
Sie wurde seinerzeit für diesen Mut belohnt. Insofern 
setzen wir diesen soliden Finanzkurs in der aktuellen 
NRW-Koalition seitens der FDP gemeinsam mit un-
serem Partner, der CDU, natürlich fort. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Bei Rekordsteuereinnahmen muss eine Koalition 
selbstverständlich in die Zukunft investieren: in Infra-
strukturen, in Bildung, in Innovationen, in Umwelt-
schutz und in Sicherheit. 

Ganz nebenbei, liebe Kolleginnen und Kollegen, ent-
lasten wir sogar die Bürger. Denn mit dem NRW-
Modell für faire Straßenbaubeiträge sorgen wir für 
eine wesentliche Entlastung der Bürgerinnen und 
Bürger in unserem Land. Wir haben das alte SPD-
Modell, das viele Menschen in Nordrhein-Westfalen 
in den Ruin getrieben hat, abgelöst. 

Ihre Politik, die Sie heute hier als SPD vorstellen, ist 
unglaubwürdig. Damals waren Ihnen die Menschen, 
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die Sie in den Ruin getrieben haben, doch egal; sonst 
hätten Sie doch die Gesetzgebung geändert. 

(Zuruf von der SPD) 

Heute fordern Sie hingegen die völlige Abschaffung. 
Unglaubwürdiger kann eine Politik auf dem Rücken 
der Menschen in unserem Land nicht sein, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Gleichzeitig kommen wir – ich betone es noch ein-
mal – ohne neue Schulden in diesem Land aus. In-
vestieren, entlasten und keine Schulden machen: 
Das ist die solide Finanzpolitik dieser Regierung. 

Unsere Politik der Zukunftsinvestitionen zahlt sich 
aus. Wir leisten einen wichtigen Beitrag, der die öko-
logischen und ökonomischen Lebensgrundlagen 
auch für nachkommende Generationen schafft und 
erhält. Wir bringen wirksame Maßnahmen auf den 
Weg, statt symbolische Forderungen zu erheben. 

Unsere Maßnahmen greifen ineinander, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Das gilt zum Beispiel für unsere 
Bundesratsinitiative zum Einbezug der Sektoren 
Wärme und Verkehr in den Handel mit CO2-Zerti-
fikaten. Diese Initiative ist nicht nur absolut seriös und 
logisch, sondern war auch überfällig. Denn wir müs-
sen alle Sektoren in diesem Bereich zusammenneh-
men, um am Ende unsere CO2-Ziele zu erreichen. 

Wir erleichtern den Menschen in unserem Land den 
Umstieg auf die Bahn und den Radverkehr. Hendrik 
Wüst hat einen Rekordetat für den Bereich Mobilität. 
Fast 3 Milliarden Euro sind es mehr, übrigens 1,8 Mil-
liarden Euro davon allein für den öffentlichen Nahver-
kehr. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir modernisieren Stadt-, U-Bahn- und Straßen-
bahnsysteme. 

(Jochen Ott [SPD]: Mit Bundesmitteln!) 

Wir investieren mehr in den Bau und Ausbau von 
Radwegen – übrigens mehr, als Rot-Grün es jemals 
getan hat. Noch einmal: Wir stecken mehr Geld in 
Radwege, als Rot und Grün jemals dort hineinge-
steckt haben. Das ist eine bemerkenswerte Aussage; 
denn viele Menschen meinen – vielleicht haben sie 
bei den Grünen automatisch dieses Gefühl –, wenn 
die Grünen in der Regierung seien, werde viel mehr 
in den Bereich Radverkehr gesteckt. Diese Regie-
rung zeigt: Gefühle können manchmal trügen. Zah-
len sind viel besser. Fakt ist: Keine Regierung – auch 
unter grüner Beteiligung – hat jemals mehr Geld in 
den Radverkehr gesteckt als diese NRW-Koalition 
hier in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Jochen 
Ott [SPD]: Woher kommt denn das Geld?) 

Der Haushalt investiert über 180 Millionen Euro ge-
zielt in die Digitalisierung der Verwaltung. Wenn wir 
von Industrie 4.0 und Digitalisierung reden, dann 
müssen wir dieses Ziel auch bei der Veraltung errei-
chen; denn nur wenn wir diesen Weg gemeinsam be-
schreiten, werden wir unsere Ziele erreichen, und 
dazu gehört zwingend auch die Verwaltung. 

Schließlich, liebe Kolleginnen und Kollegen: Der 
Staat, das Land kann Rahmenbedingungen schaffen 
und Impulse für eine lebenswerte Zukunft für alle 
Menschen in diesem Land geben. Den größten Bei-
trag leistet allerdings nicht der Staat. Den größten 
Beitrag leisten die Menschen in unserem Land 
selbst, zum Beispiel im Ehrenamt, im Sport, in der 
Kirche, in Parteien und in Vereinen. In ganz vielen 
Institutionen bringen die Menschen in unserem Land 
motiviert Nordrhein-Westfalen nach vorne. 

(Vereinzelt Beifall von der FDP) 

Deshalb ist es der FDP und der NRW-Koalition be-
sonders wichtig, auch in diesem Haushalt das Ehren-
amt und alles, was dazugehört, zu stärken. Die 1 Mil-
lion Euro zusätzlich für die Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements ist nur ein kleines Beispiel 
von vielen. 

Das Sportstättenförderprogramm der Landesregie-
rung wird hervorragend angenommen. Davon profi-
tieren alle Städte und Gemeinden im Land Nord-
rhein-Westfalen gleichermaßen. 

(Michael Hübner [SPD]: Das ist nur für Ver-
eine!) 

Der Stellenwert des bürgerschaftlichen Engage-
ments und des gesellschaftlichen Miteinanders ist in 
dieser Koalition ganz besonders groß. Darauf bin ich 
besonders stolz. 

Meine Damen und Herren, große Herausforderun-
gen brauchen Lust auf Gestaltung, Investitionen für 
die Zukunft und – das ist ganz wichtig, und das un-
terscheidet uns von den Kollegen der Opposition – 
Vertrauen in die Menschen in unserem Land. Sie 
brauchen keine Bevormundung und keine Verbote. 
Die Menschen haben Ideen. Sie wollen eine saubere 
Umwelt sowie Chancen, Sicherheit und beste Bil-
dung für sich und auch für die nachfolgenden Gene-
rationen. 

Genau diesen Geist atmet der Haushaltsentwurf, den 
die Landesregierung heute eingebracht hat. – Herz-
lichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der FDP und der CDU)  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rasche. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der AfD der Abgeordnete Wagner 
das Wort. Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 
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Markus Wagner (AfD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Landesregierung bringt heute ihre Vorstel-
lung von einem Haushalt für das Jahr 2020 ein – so, 
wie in jedem Parlament in jedem Jahr die Regierung 
ihren Haushalt einbringt; soweit nichts Ungewöhnli-
ches; so, wie wir das als AfD ebenso tun werden, so-
bald wir regieren. 

(Vereinzelt Lachen) 

– Das haben ja nicht Sie zu entscheiden, sondern 
der Wähler. Das ist das Schöne. 

(Zuruf: Ja, klar!) 

Aber was unterscheidet uns dabei von Ihnen? – Zu-
nächst einmal muss man sich immer wieder verge-
genwärtigen, dass wir es hier doch tatsächlich mit ei-
ner Landesregierung zu tun haben, die – man glaubt 
es im parlamentarischen Alltag kaum – von CDU und 
FDP gestellt wird. Damit hätte man früher bestimmte 
Vorstellungen verknüpft; zum Beispiel, dass gut ge-
wirtschaftet wird und dass so etwas wie wirtschafts- 
und finanzpolitische Kompetenz da ist – genauso, 
wie früher allgemein vermutet wurde, die SPD sei für 
den sprichwörtlichen kleinen Mann da. Das eine ist – 
ich kann es vorwegnehmen – so vorbei wie das an-
dere. 

80 Milliarden Euro hat die Landesregierung in die-
sem Jahr zur Verfügung. Das sind 80.000 Millionen 
Euro; eine gewaltige Summe, mit der man viel Gutes 
für die Menschen auf den Weg bringen könnte – vor 
allem, wenn man bedenkt, dass Schwarz, Rot, Gelb 
und Grün in diesem Haus in den letzten Jahrzehnten 
gemeinsam einen gigantischen Schuldenberg von 
sage und schreibe 144 Milliarden Euro angehäuft ha-
ben. 

Man könnte also denken, dass da jetzt endlich or-
dentlich getilgt wird, damit unsere Kinder und Enkel 
nicht auch noch unsere Schulden abbezahlen müs-
sen. 

(Beifall von der AfD) 

Aber leider ist dem nicht so. Darauf haben Herr La-
schet und Herr Lienenkämper mal wieder keine Lust. 
Wenigstens in Sonntagsreden sprechen sie doch 
gerne von Generationengerechtigkeit. Aber mehr als 
Sonntagsreden haben sie an dieser Stelle leider 
nicht zu bieten. 

Das, meine Damen und Herren, unterscheidet uns fi-
nanzpolitisch zuallererst von Ihnen. Wir haben den 
klaren Willen, zu sparen und zu tilgen. Anders als Sie 
denken wir nicht nur in Legislaturperioden und an die 
Wiederwahl. Vielmehr haben wir ein langfristiges In-
teresse an der Zukunft unseres Landes. Und zu einer 
sorgenfreien Zukunft gehört im Staatlichen wie im 
Privaten die Schuldenfreiheit. 

(Beifall von der AfD) 

Dass die Landesregierung dabei auch noch mutwillig 
die Expertise des Landesrechnungshofes in den 
Wind schlägt, ist eine Sünde an der Zukunft unseres 
Landes, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der AfD) 

In den drei Jahren ihrer Haushaltsverantwortung hat 
die Landesregierung zusätzliche Steuern von knapp 
18 Milliarden Euro vereinnahmt. Zurückgelegt, um 
damit Schulden abzubezahlen, hat sie ganze 572 
Millionen Euro. Das ist ungefähr so, als hätte eine Fa-
milie 144.000 Euro Schulden. Nun nimmt sie in den 
letzten drei Jahren 18.000 Euro netto zusätzlich ein 
und bezahlt davon ganze 572 Euro Schulden ab. 

Das ist die Tilgungsleistung dieser Landesregierung, 
meine Damen und Herren. Niemand auf der Welt 
käme auf die Idee, das bürgerlich und solide zu nen-
nen. Und so kommt auch niemand auf die Idee, diese 
Politik bürgerlich und solide zu nennen. 

Wenn Herr Löttgen vorhin sagte, dass es künftig we-
niger vom Mehr geben wird, dann können wir uns in 
etwa vorstellen, was das für die Tilgungsleistung die-
ser Landesregierung bedeutet. Da wird es künftig 
wahrscheinlich gar nichts mehr geben. 

(Beifall von der AfD) 

Dazu passt auch, dass der Ministerpräsident nun 
meint, der Bund solle NRWs Schulden übernehmen. 
Was für ein armseliges und unbürgerliches Gejam-
mer! Man selbst macht Jahrzehnte Schulden, und 
nun sollen andere zahlen, weil Schwarz und Gelb es 
hier im Land nicht können und auch nicht wollen. 

Klar, man kann das Geld über den Bund erstreiten. 
Das ist in Ordnung; wir wollen auch alles für NRW. 
Aber das kann doch nicht die erste und fast einzige 
Idee sein. Zuallererst muss man sich doch selbst be-
mühen, im Privaten wie in der Politik. 

Als AfD-Fraktion stehen wir auch finanzpolitisch für ein 
selbstbewusstes und eigenverantwortliches Nord-
rhein-Westfalen – ein Nordrhein-Westfalen, das für 
selbst gemachte Schulden auch selbst aufkommt und 
nicht als Erstes bei anderen dreist betteln geht. Schon 
allein die Tatsache, dass wir in diesem Jahr mit über 
1 Milliarde Euro am Tropf des Länderfinanzausgleichs 
hängen, müsste dieser Regierung eigentlich peinlich 
sein.  

Ich finde, dass das eine Schande für Nordrhein-
Westfalen ist. Ich will ein Land, auf das die Menschen 
stolz sein können, und keines, für dessen kraftlose 
Finanzpolitik man sich schämen muss. 

(Beifall von der AfD) 

Allein diese Bilanz, allein diese Haltung, die da bei 
Ihnen zutage tritt … Und dann lässt Herr Laschet 
auch noch Gerüchte streuen, er könne angeblich 
Kanzler. Kanzler, Herr Laschet, wurden eigentlich 
einmal Politiker, die etwas geleistet hatten und ihre 
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Kompetenz unter Beweis gestellt hatten. Womöglich 
haben Sie sich gedacht: AKK kann es ja auch nicht. 
Warum soll ich es dann nicht auch nicht können? 

(Vereinzelt Lachen von der AfD) 

So langsam wird es gruselig, wenn man sieht, wie 
wenig brauchbares Personal die ehemaligen Volks-
parteien noch in Reserve haben. Denn wir haben ja 
nicht nur einen selbst ernannten Kanzlerkönner aus 
den Reihen der Schwarzen im Haus; nein, wir haben 
auch gleich noch einen selbst ernannten SPD-
Beinahe-Vorsitzenden und damit auch angeblichen 
Kanzlerkönner in unserer Runde. 

Allerdings verkommt – wie das bei der SPD so ist – 
selbst das zur Farce. Als sich Herr Kutschaty zum 
neuen SPD-Chef ausrief, stimmte überhaupt nie-
mand aus den eigenen Reihen in den Ruf ein. Mitt-
lerweile tummeln sich bei der SPD-Castingshow di-
verse Nordrhein-Westfalen, nur einer nicht – der, der 
sich gleich am Anfang für einen der Besten hielt, Herr 
Kutschaty. Er hatte nicht den Hauch einer Chance, 
obwohl, sieht man einmal vom Bundesfinanzminister 
ab, die Konkurrenz doch eher drittklassig ist. Der 
Sturz der SPD gerade auch in Nordrhein-Westfalen 
wird hier besonders deutlich. 

(Beifall von der AfD) 

Aber zurück zur Haushaltsvorlage: Wenn man etwas 
tiefer in die Zahlen einsteigt, wird es noch unsolider, 
noch viel weniger bürgerlich. Sehen wir uns doch ein-
mal an, wie die Landesregierung ihre vermeintliche 
schwarze Null in diesem Jahr zustande bringt. 

Da sind zum Beispiel über 17.000 unbesetzte, offene 
Stellen im Landesdienst. Die werden mal eben frech 
als Minderausgabe und damit als angebliches Spa-
ren gebucht, und das auf dem Rücken der Beschäf-
tigten, die ja die Jobs der Nichteingestellten tagtäg-
lich miterledigen müssen. 

Das ist nicht nur den Beschäftigten gegenüber unso-
zial, sondern auch den Bürgern gegenüber; denn uns 
allen fehlen doch die Lehrer, Polizisten, Staatsan-
wälte und Richter. Was an deren Nichteinstellung soll 
bitte schön solide und bürgerlich sein, meine Damen 
und Herren? Ich sage es Ihnen: Gar nichts daran ist 
solide und bürgerlich. 

(Beifall von der AfD) 

Aber der eigentliche Grund für die noch gehaltene 
schwarze Null ist ja neben einigen landespolitischen 
Taschenspielertricks die Nullzinspolitik der Europäi-
schen Zentralbank – so wie in den letzten Jahren 
auch. Das ist eine Folge der von allen anderen Par-
teien hier im Hause vertretenen sogenannten Euro-
Rettungspolitik, die immer absurdere, aber vor allem 
immer schädlichere Auswirkungen für die Menschen 
mit sich bringt. 

So schreibt der ehemalige Richter am Bundesverfas-
sungsgericht, Paul Kirchhof, in der „WeLT“ zu Recht: 

Die Auswirkungen der Nullzinspolitik sind für den 
Normalsparer besonders erheblich. 

„Die Inflation der Immobilienpreise in Ballungsge-
bieten, in denen dieser arbeitet und wohnen will, 
ist so hoch, dass der Normalverdiener sich ein 
Grundstück nicht mehr leisten kann. … 

Der Bürger verliert Vertrauen in das Wirtschafts-
system, in die Rechtsstaatlichkeit der europäi-
schen Organe, in die Glaubwürdigkeit der Politik“, 

so Kirchhof weiter. 

„Mit ihrer Niedrigzinspolitik gibt die EZB zugleich 
das Instrument aus der Hand, das sie bei einer 
möglichen Rezession dringend benötigt. Sollte 
die Wirtschaftskraft in Europa schwächer und 
dadurch der Geldwert gefährdet werden, hat die 
EZB den Auftrag, dem gegenzusteuern. Ihr In-
strument wäre eine Verbilligung des Geldes. 
Wenn sie aber den Geldzins bereits auf null ge-
senkt oder ‚negativ‘ gestaltet hat, fehlt ihr jetzt das 
dringend benötigte Handlungsinstrument.“ 

Soweit der Mann, den Angela Merkel einstmals zum 
Finanzminister machen wollte. 

Er spricht dabei einen neuralgischen Punkt an. Wir 
haben die ersten rezessiven Tendenzen, und die No-
tenbank ist blank, was ihre Mittel zum Gegensteuern 
angeht. Es ist unverantwortlich, dass die deutsche 
Politik nicht gemeinsam klar und deutlich gegen die-
sen Irrsinn aufsteht. Stattdessen gibt es Symptomde-
batten zum Beispiel darüber, wie man Kleinsparer 
vor Strafzinsen schützt. 

Meine Damen und Herren, über 648 Milliarden Euro 
haben Deutschlands Sparer schon durch die niedri-
gen Zinsen verloren, wie die DZ Bank für den Zeit-
raum von 2010 bis 2019 ausgerechnet hat. Das sind 
pro Kopf der deutschen Bevölkerung mehr als 7.000 
Euro.  

Mit Gunther Schnabl warnt einer der renommiertes-
ten deutschen Ökonomen vor verheerenden Folgen 
der ultralockeren Geldpolitik für Sparer. 

„Die Niedrigzinspolitik der EZB wird deutsche 
Sparer nach Ansicht des Wirtschaftswissen-
schaftlers Gunther Schnabl noch für sehr lange 
Zeit belasten. ‚Sparer müssen damit rechnen, 
dass sie auf dem Sparbuch auf Jahrzehnte hin-
aus keine Zinsen mehr erhalten werden oder so-
gar für ihre Einlagen bezahlen müssen‘, schreibt 
der Leiter des Instituts für Wirtschaftspolitik der 
Universität Leipzig in einem Gastbeitrag für das 
Nachrichtenmagazin FOCUS. Durch die niedri-
gen Zinsen auf Sparbücher bei gleichzeitig stei-
gender Inflation stehe die deutsche Mittelschicht 
vor einer ‚schleichenden Entwertung ihrer Erspar-
nisse‘, so Schnabl weiter. 
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Der Leipziger Ökonom befürchtet, dass die ultra-
lockere Geldpolitik zu ‚wachsenden gesellschaft-
lichen und politischen Spannungen‘ führen wird“ 

– und das alles, weil die alte politische Klasse sich 
und den Bürgern auf Teufel komm raus nicht einge-
stehen will, was ihnen doch so viele Volkswirte sa-
gen, nämlich dass der Euro auf diese Art eine öko-
nomische Fehlkonstruktion ist, dass Länder wie Grie-
chenland gegen jede versprochene Regel aufge-
nommen wurden und nun künstlich und mit fatalen 
Folgen im Währungsraum gehalten werden sollen, 
dass gegen jedes Versprechen die Schulden ande-
rer Staaten übernommen werden.  

Das ist neben dem ökonomischen Wahnsinn auch 
wieder so ein tiefenwirksames Beispiel für den durch 
die politische Klasse selbst verschuldeten Vertrau-
ensverlust – dieses ständige Brechen von Verspre-
chen. 

Das Brechen von Versprechen scheint bei Ihnen 
groß in Mode zu kommen; denn nun verrät die politi-
sche Klasse auch noch den ohnehin fragwürdigen 
Kohlekompromiss. Die versprochene Strompreisent-
lastung scheint einfach unter den Tisch fallen zu sol-
len. – Herr Laschet, ich erwarte von Ihnen ein ganz 
klares Bekenntnis zu diesen Mindestzusagen im so-
genannten Kohlekompromiss.  

Aber zurück zu unseren Sparern und Lebensversi-
cherten: Wer nun also die Folgen Ihrer desaströsen 
Eurorettungspolitik sieht und davor warnt, ist dann 
angeblich ein Europafeind.  

Nein, meine Damen und Herren, wer dem Sparer sei-
nen Zins belassen will, ist kein Europafeind, sondern 
erkennt die Leistung der Menschen an, die ja jeden 
Euro sauer verdient haben. Er erkennt an, dass es 
zu den deutschen Erfolgsgeheimnissen gehörte, 
dass die Bürger gespart haben, anstatt alles in den 
sofortigen Konsum zu setzen. Ihn interessiert eben 
das Schicksal der ganz normalen Mittelschicht, die 
mittlerweile Probleme hat, die Mietwohnung zu 
wechseln oder gar Eigentum zu schaffen, weil die 
Politik für die unseriöse Währungspolitik horrende 
Immobilienpreise in Kauf nimmt, weil die Anleger na-
türlich nach Rendite suchen, die sie in Immobilien zu 
finden hoffen. 

Mit diesen bewusst in Kauf genommenen Fehlsteue-
rungen zulasten der Bürger muss endlich Schluss 
sein. 

(Beifall von der AfD) 

Die AfD setzt sich mit aller Kraft dafür ein, die Brüs-
seler Immobilien- und Mietpreistreiberei abzustellen. 
Für uns bedeutet Europa Frieden und Freundschaft 
souveräner Nationen untereinander, um gemeinsam 
mehr Freiheit, Wohlstand und Sicherheit zu schaffen, 
aber zum Beispiel nicht, dass die Bürger mit explo-

dierenden Mieten belastet werden und sich die Haus-
halte, wie der der Landesregierung, auf Kosten der 
Bürger vermeintlich schuldenfrei halten. 

(Beifall von der AfD) 

Aber wer glaubt, damit wäre die Situation am Woh-
nungsmarkt für die alten Fraktionen schon ange-
spannt genug, der muss dann auch noch mit anse-
hen, wie die Mieten gerade in den auch für die Mittel-
schicht und untere Mittelschicht bezahlbaren Objek-
ten dadurch in die Höhe treiben, dass Sie knapp 2 
Millionen sogenannte Flüchtlinge ungesteuert und 
unbegrenzt ins Land holen; denn es ist klar, dass die 
nun um genau die Wohnungen konkurrieren müs-
sen, die auch von den deutschen und gut assimilier-
ten ausländischstämmigen Bürgern nachgefragt 
sind. 

Dann haben die Menschen mit viel Glück eine neue 
Wohnung gefunden, aber wie steht es mittlerweile 
um die Sicherheit im öffentlichen Raum, auf unseren 
Straßen und Plätzen? Immer mehr Menschen fühlen 
sich unwohl. Insbesondere in den Innenstädten tref-
fen sie zu bestimmten Uhrzeiten immer wieder auf 
Gruppen, die von den alten Parteien und Medien ver-
schämt „Jugendliche“ oder „junge Männer“ genannt 
werden. Dabei wissen wir doch alle, dass sich diese 
Gruppen auch noch etwas genauer eingrenzen las-
sen. Es sind nämlich in der Regel die von Ihnen ins 
Land geholten sogenannten Schutzbedürftigen. Tat-
sächlich fühlen sich insbesondere Frauen in unse-
rem Land mittlerweile zunehmend schutzbedürftig.  

Diese Situation stellt für die Menschen einen massi-
ven Freiheitsverlust dar. Anstatt unbeschwert die 
Straße entlangzugehen und zu entspannen, nachzu-
denken oder sich mit beruflichen Lösungen zu be-
schäftigen, ist man gezwungen, sich um seine Si-
cherheit zu sorgen. 

Anstatt in der U-Bahn einfach mal herunterzukom-
men oder sich auf das Abendessen mit der Familie 
zu freuen, muss man oder frau sich Gedanken ma-
chen, ob man womöglich angegriffen wird, ob einem 
etwas passiert. Es ist schon klar: In der Regel tritt der 
befürchtete Fall nicht ein, und man kommt heil nach 
Hause. Aber alleine, dass die Möglichkeit mittlerweile 
nicht mehr irreal erscheint, ist doch ein Verlust an Le-
bensqualität und ein Verlust an Freiheit, meine Da-
men und Herren.  

(Beifall von der AfD) 

Ich bin Ihnen daher dankbar, Herr Reul – das will ich 
ausdrücklich sagen –, dass Sie nun eine Dunkelfeld-
studie angestoßen haben, die Teilbereiche dessen 
beleuchten soll, was auch die AfD immer wieder an-
spricht, weil es die Menschen bewegt. 

Wir haben diese Vorkommnisse, die oft nicht in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik auftauchen, mittler-
weile auch in Freibädern. Außerdem haben wir die 
unsere Regeln missachtenden und verachtenden 
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türkisch-orientalischen Chaoshochzeiten. Wir haben 
ganze Straßenzüge, die geprägt sind von arabischen 
Clans, die man jahrzehntelang einfach hat machen 
lassen. 

In all diesen Zusammenhängen muss ich sagen: Es 
ist nicht rechtspopulistisch, wenn man seine Grenzen 
so sichert wie seine Haustür. Es ist nicht rechtspopu-
listisch, wenn man seine Schulden zurückzahlt, um 
sie nicht seinen Kindern zu hinterlassen. Es ist nicht 
rechtspopulistisch, wenn man zu jeder Zeit sicher 
durch jede Straße seiner Stadt gehen will. Und es ist 
nicht rechtspopulistisch, wenn man den hinauswirft, 
der sich nicht benimmt, obwohl man ihn verköstigt 
und ihm eine Wohnung gibt. 

(Beifall von der AfD) 

Ließen Sie sich, meine Damen und Herren von 
Schwarz, Rot, Grün und Gelb, das privat zu Hause 
gefallen? Nein, natürlich nicht. Deshalb haben Sie 
auch keine echten oder vermeintlichen Flüchtlinge 
bei sich privat zu Hause. Das wälzen Sie schön auf 
den Rest des Volkes ab und überhöhen sich dann 
auch noch moralisch, wenn die Menschen auf die re-
alen Probleme hinweisen, die mit dieser Politik ver-
bunden sind – Probleme, die jeder sieht, die Sie aber 
nicht sehen wollen.  

Schon das Beschreiben von Realitäten ist für Sie 
rechtspopulistisch oder gleich Nazi. So kann man na-
türlich auch Nazis produzieren. Man muss nur jeden 
so nennen, der das fordert, was bis vor ein paar Jah-
ren unter Demokraten ganz normal war – ich erin-
nere mich beispielsweise an die Leipziger Rede von 
Frau Merkel im Jahr 2004 –, und schon hat man jede 
Menge angeblicher Nazis, gegen die man sein darf. 
Das ist einfach grotesk.  

Besser wäre es, Sie hätten Ihren eigentlichen Job ge-
macht. Seit Jahrzehnten haben Sie alle hier gemein-
sam unsere Infrastruktur verrotten lassen. Zwar gilt 
im Verkehrsbereich, was oft auch in den anderen 
Ressorts konstatiert werden kann: Ja, es ist minimal 
besser als unter Rot-Grün. Das ist so, und da freuen 
wir uns angemessen minimal mit. Aber man muss 
auch ehrlich sein: Gegen Rot-Grün würde wohl fast 
jede Regierung besser aussehen. 

Allerdings, Herr Wüst, ist der desaströse Zustand der 
Infrastruktur in unserem Land doch tatsächlich ein 
Gemeinschaftswerk aller Vorgängerregierungen, ob 
sie nun von CDU und FDP oder SPD und Grünen 
gestellt wurden. Sie alle haben den Zustand unserer 
Straßen zu verantworten. 

Über die Hälfte der Landstraßen sind aktuell in den 
allerschlechtesten Kategorien eingestuft. Von 920 
bisher inspizierten Brücken sind 637 nach heutigen 
Standards nicht mehr ausreichend belastbar und 
tragfähig. In 573 Fällen hilft nur noch der Abriss und 
Neubau. Das ist nur der aktuelle Prüfstand im 
Stauland Nummer eins, in dem nicht einmal 10 % der 

Menschen Glasfaserkabel zur Verfügung haben und 
in dem ich, auf mir vertrauten Autobahnen fahrend, 
Geschäftsfreunde am Telefon immer mal vor dem 
nächsten Funkloch warnen muss. Was passiert, 
wenn ich mit der Bahn reise, muss ich gar nicht mehr 
erzählen. Alle wissen schon, was da schiefläuft. 

Meine Damen und Herren, man erlebt den Verfall ei-
nes Landes und eine Politik, die sich um Nebensäch-
lichkeiten wie Gender-Toiletten und anderen Firle-
fanz kümmert, aber nicht um die Substanz, von der 
wir seit Jahrzehnten zehren.  

(Beifall von der AfD) 

Zu dem ständigen parteipolitischen Klein-Klein nur 
ein paar Beispiele aus den letzten Monaten: Dass 
der Staat gezuckerte Milchprodukte fördert, ist ja 
schon absurd genug. Wie es aber noch absurder 
geht, beweist Ihr Umgang mit unserem Antrag, diese 
Subventionen endlich einzustellen. 

Wo jedem mit gesundem Menschenverstand – das 
war ein Thema von Herrn Lienenkämper – von vorn-
herein klar ist, dass Kinder nicht überzuckert auf-
wachsen sollen, fiel Ihnen nichts Besseres ein, als 
meinen Kollegen Dr. Vincentz hier anzugreifen und 
ihm als Arzt zu sagen, er hätte keine Ahnung und 
wolle Schaden anrichten, so die CDU. Die FDP 
glaubte zu wissen, dass die AfD foodwatch hinterher-
liefe und ähnlichen Dummsinn. Natürlich lehnten Sie 
ab. Lieber gezuckerte Milch für Kinder subventionie-
ren, als der AfD und 15 anderen Bundesländern zu-
zustimmen.  

Aber wie so oft holte die Realität Sie ein, und nur 
zwei, drei Monate nach Ihrer vollmundigen Ableh-
nung setzt das Ministerium unsere Forderung um.  

Meine Damen und Herren, genau von diesen Polit-
spielchen fühlt sich der Bürger völlig zu Recht ge-
nervt. Die AfD-Fraktion gibt den Gedanken, dass es 
immer erst um die Sache gehen muss, nicht auf. Wir 
werden weiterhin selbst den Grünen zustimmen, 
wenn sie denn mal recht haben, ganz egal, ob sie 
uns hier negativ bescheiden, obwohl wir doch so 
häufig recht haben. 

Das gilt zum Beispiel für unseren Antrag, hier endlich 
ein Landespflegegeld nach bayerischem Vorbild ein-
zuführen. Warum soll es Pflegenden, die meine 
ganze Hochachtung haben, in Nordrhein-Westfalen 
schlechter gehen als denen in Bayern? Sie helfen ih-
ren Angehörigen in Dortmund und Euskirchen doch 
genauso aufopferungsvoll wie in München und in 
Augsburg. 

Die SPD hier im Hause faselte sogar von einer „Herd- 
und Bettprämie für pflegende Angehörige“. Damit of-
fenbaren Sie einmal mehr Ihr furchtbares Menschen- 
und Familienbild, meine Damen und Herren von der 
SPD.  

(Beifall von der AfD) 
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Auch hier: AfD wirkt! Denn entgegen Ihren Einlas-
sungen denkt Ihre Familienministerin Frau Giffey in 
Berlin mittlerweile genau in unsere Richtung und 
nicht in Ihre Richtung hier im Landtag. 

Dass Sie unseren Antrag zur Flughafensicherheit 
erst ablehnen und ein Jahr später kopiert selbst ein-
bringen, passt genauso in das Bild des Abgesangs 
einer ehemaligen Volkspartei.  

Ganz besonders entsetzt hat mich die parteitaktische 
Art und Weise, als der tausendfache Fall des sexuel-
len Missbrauchs an den Kindern in Lügde ans Licht 
kam. Ob des massiven staatlichen Versagens in die-
sem Fall wollten die Schwarzen zuerst ihren Innen-
minister schützen und die Roten ihre Landräte. Mo-
natelang habe ich wieder und wieder hier vor Ihnen 
stehen müssen, um endlich einen Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss zu erhalten, damit 
wir gemeinsam daran arbeiten, das Versagen zu 
analysieren und abzustellen.  

Abstellen sollten Sie endlich auch die von Ihnen mit-
verantwortete Strompreistreiberei. Die Rekordstrom-
preise sind eine direkte Folge der völlig verpfuschten 
Energiewende. Angesichts des nun beschlossenen 
Ausstiegs aus der Kohleenergie und der Tatsache, 
dass bis heute keine großen Energiespeicher zur 
Verfügung stehen, werden sich die Bürger auf weiter 
steigende Preise einstellen müssen. Zwar werden 
die Netznutzungsentgelte bis 2023 durch die be-
schlossene bundesweite Angleichung leicht sinken, 
dies dürfte aber durch die steigenden Kosten und die 
dringend benötigten Reservekraftwerke sowie die 
ungebremste Subventionierung der erneuerbaren 
Energien kaum ins Gewicht fallen. 

Ergebnis: Die Preise steigen weiter, wie mein Bun-
destagskollege Leif-Erik Holm richtig analysiert. 

Und weiter: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist 
ein Fass ohne Boden und gehört abgeschafft. Wa-
rum sollen die Bürger ein nicht funktionierendes Pro-
jekt jedes Jahr mit noch mehr Milliarden subventio-
nieren? Bis zur Beerdigung dieses planwirtschaftli-
chen Monstrums namens EEG fordern wir wenigs-
tens eine schnelle Entlastung der Bürger. Das wäre 
über eine Aussetzung der Stromsteuer und die De-
ckelung der EEG-Umlage möglich. Da würden die 
Verbraucher nämlich sofort entlastet. 

Die Abschaffung des EEG ist aber auch eine Frage 
der sozialen Gerechtigkeit. Das ist ja immer Ihr be-
sonderes Thema. Denn was bitte schön ist gerecht 
daran, wenn die Seniorin mit ihrer Grundrente, mit 
dem Strompreis, den sie zu bezahlen hat, dem Leh-
rerehepaar die Solaranlage auf dem Dach ihres Hau-
ses finanziert? Ich will es Ihnen sagen: Nichts daran 
ist sozial gerecht. 

(Beifall von der AfD) 

Ungerecht ist es auch, dass die Schüler in Nordrhein-
Westfalen so viel weniger lernen dürfen als ihre Al-
tersgenossen in Sachsen oder Bayern. So sind auch 
die Schlagzeilen der Presse zum Kernthema 
„Schule“ zum Teil desaströs: „In NRW droht eine Bil-
dungsapartheid“, „Fast jede zweite neue Lehrerstelle 
in NRW unbesetzt“, „Gebauer stehen noch härtere 
Zeiten bevor“, Ministerin muss noch zulegen. Nicht 
zuletzt wird Frau Gebauer tituliert als die „Mutter aller 
Schulprobleme“, so zumindest die Presse.  

Da ist zunächst das Problem des massiven 
Lehrermangels. Trotz aller möglichen Bemühungen 
hat sich die Besetzungsquote gegenüber dem Vor-
jahr verschlechtert. Dieses Jahr konnten von den 
rund 10.000 Stellen nur 58 % besetzt werden. Im 
Vorjahr lag der Wert noch bei 61 %. In konkreten 
Zahlen heißt dies, dass in NRW rund 4.000 Lehrer 
fehlen. Der Lehrermangel an Grundschulen ist dabei 
besonders riskant. 

Nun müssen mal eben rund 200.000 Kinder aus der 
Flüchtlingswelle in unser Schulsystem integriert wer-
den. Einigen Oberbürgermeistern von SPD und CDU 
hat das übrigens immer noch nicht gereicht. Denn 
anders sind ihre Willkommensparolen für noch mehr 
Zuwanderung aus außereuropäischen Staaten nicht 
zu verstehen, wenn man sich vor Augen hält, dass 
wir die entstandenen Probleme immer noch nicht an-
satzweise im Griff haben. Aber demnächst sind Kom-
munalwahlen, und wir werden dann entsprechend 
dazugewinnen. 

Der Lehrerverbandspräsident Heinz-Peter Meidinger 
referierte erst kürzlich in einem Interview bei der 
„Passauer Neue Presse“ – ich zitiere –: 

„Meiner Kenntnis nach ist dies mit Ausnahme der 
unmittelbaren Nachkriegszeit der größte Lehrer-
mangel, den wir in Deutschland in den letzten 
Jahrzehnten jemals hatten.“ 

Weiter führt er aus: 

„Wir werden Qualitätsprobleme im deutschen Bil-
dungswesen kriegen … Das werde sich beson-
ders an den Grundschulen zeigen.“ 

Und weiter: 

„Wir hatten bereits bei der letzten Grundschulstu-
die zum ersten Mal einen Rückschritt zu verzeich-
nen. Ich fürchte, das wird sich fortsetzen.“ 

Doch leider setzt es sich sogar noch schlimmer fort. 
Wir haben mittlerweile zahlreiche Schulen ohne 
Schulleiter. Die Vakanzen im Schulleiterbereich wer-
den zu strukturellen Problemen. In NRW ist jede 
siebte der 5.105 öffentlichen Schulen ohne regulären 
Leiter. Über alle Schulformen hinweg sind 707 Chef-
sessel und 939 Vizeposten vakant. Bei den allge-
meinbildenden Schulformen haben Grund-, Haupt- 
und Realschulen einen besonders hohen Bedarf an 
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Leitungspersonen. Ein Beispiel: An den 2.732 öffent-
lichen Grundschulen fehlen 350 Schulleiter und 540 
Stellvertreter.  

Wen wundert das auch, wenn man beispielsweise 
weiß: Alleine 2018 sind an NRW-Schulen 263 Lehrer 
Opfer von Körperverletzungen geworden, und dies 
sind nur die statistisch erfassten Fälle. Erst zu Schul-
jahresbeginn wurde ein Schulleiter aus Duisburg von 
einem 14-Jährigen geschlagen und schwer verletzt. 
Anschließend durfte er sich im Krankenhaus behan-
deln lassen. Unsere Fraktion wünscht selbstver-
ständlich auf diesem Wege gute Besserung.  

Aber – ganz toll – die Landesregierung will im Früh-
jahr 2020 und 2022 eine Woche des Respekts an 
Schulen ausrufen. Die wird wahrscheinlich genauso 
helfen wie die Flyer des Innenministers gegen Cha-
oshochzeiten, nämlich gar nicht. 

Aber weiter zu den Folgen der Politik des Mangels im 
Bildungsbereich: Alleine im Primarbereich wurde bei-
spielsweise eine Verschlechterung der Handschrift 
mit einem Negativwert von rund 90 % nachgewiesen. 
Das ist ein alarmierendes Ergebnis, welches Leis-
tungsabfall begünstigt. Auch der Zeitumfang be-
schwerdefreien Schreibens fällt erschreckend aus. 
Nur zwei von fünf Schülern können länger als 30 Mi-
nuten beschwerdefrei schreiben. 

Beim INSM-Bildungsmonitor 2019 belegt NRW ge-
rade einmal Platz 13, bei der Ausgabenpriorisierung 
sogar Platz 15. Lediglich Bremen hat schlechter ab-
geschnitten, und Bremen schneidet immer schlech-
ter ab, meine Damen und Herren. 

Schlecht abgeschnitten trifft es denn auch insgesamt 
ganz gut. Was Sie hier heute vorgelegt haben, ist ein 
der schädlichen Nullzinspolitik geschuldeter, nur ver-
meintlich ausgeglichener Haushalt. Die Schulden zu-
rückzuzahlen, sie endlich wirksam zu tilgen, das fällt 
Ihnen gar nicht erst ein. Investitionen in die Kernauf-
gaben des Staates? – Unzureichend. Grenzsiche-
rung will Herr Laschet nicht. Abschiebungen? – To-
talversagen von Herrn Stamp.  

Wenn das ernsthaft der Haushalt sein soll, mit dem 
sich Armin Laschet bei möglichen Neuwahlen im 
Bund als Kanzlerkandidat empfehlen wollte, dann 
geht der Schuss sprichwörtlich nach hinten los. So 
kann NRW nicht als Beispiel für den Rest der Nation 
dienen, höchstens als schlechtes. Unser Anspruch 
ist da ein anderer. – Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. 
Das war der Abgeordnete Wagner. – Als nächster 
Redner hat für die Landesregierung Herr Minister Li-
enenkämper das Wort.  

Lutz Lienenkämper, Minister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! We-
nigstens ein paar Ausführungen möchte ich richtig-
stellen, bevor wir in den intensiveren Austausch im 
Haushalts- und Finanzausschuss, in allen anderen 
Ausschüssen und dann auch wieder hier im Plenum 
eintreten. 

Herr Kollege Kutschaty, ich habe mir bei Ihnen mal 
die Wohnraumförderung herausgesucht. Sie haben 
Frau Kollegin Scharrenbach dafür kritisiert und ihr 
sinngemäß unterstellt, sie sei im Bündnis mit den Un-
ternehmern gegen die Mieterinnen und Mieter. Das 
finde ich persönlich angesichts der unfassbar vielen 
Termine, die Frau Kollegin Scharrenbach in der ge-
samten Wohnungswirtschaft mit Mietern und Eigen-
tümern durchführt, ausgesprochen fragwürdig. Au-
ßerdem ist es auch noch falsch. 

Ich will Ihnen sagen, wie die Volumina der Wohn-
raumförderung in Ihrer Regierungszeit ausgesehen 
haben. Im Durchschnitt betrug das Volumen der 
Wohnraumförderung von 2011 bis 2016  858 Millio-
nen Euro. Dabei habe ich zu Ihren Gunsten schon 
das starke Jahr 2016 eingerechnet, das wegen der 
flüchtlingsbedingten Bundeshilfen ein ganz besonde-
res Ausreißerjahr nach oben war. 

Das Volumen der Wohnraumförderung unter dieser 
Landesregierung und Ministerin Ina Scharrenbach 
lag 2018 bei 1,1 Milliarden Euro, 2019 bei 1,1 Milliar-
den Euro, und es liegt 2020 bei 1,1 Milliarden Euro, 
2021 bei 1,1 Milliarden Euro, 2022 bei 1,1 Milliarden 
Euro.  

(Sven Wolf [SPD]: Und wie viel ist abgerufen 
worden?) 

Sogar Sie werden den Durchschnitt ermitteln kön-
nen: 1,1 Milliarden Euro. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Thomas 
Kutschaty [SPD]: Und wie viel davon sind Bun-
desmittel?) 

Sowohl beim Mietwohnungsneubau als auch bei der 
Eigentumsförderung, bei den Modernisierungen im 
Bestand, bei den Quartiersmaßnahmen und beim 
studentischen Wohnungsbau sind darin Steigerun-
gen enthalten. Beim Mietwohnungsneubau sind es 
prozentual die weitaus größten Steigerungen. Das 
entkräftet den Vorwurf, diese Landesregierung sei 
eine Regierung, die Eigentümerförderung, aber 
keine Mietwohnungsförderung betreibe. 

(Sven Wolf [SPD]: Herr Lienenkämper, Strich 
drunter: Wie viele Wohnungen sind denn ent-
standen?)  

Wir kümmern uns um die kleinen Leute genauso wie 
um die Wohnungswirtschaft. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Das waren nun die Volumina. Sie sind Fachmann 
und wissen, dass man die Ergebnisse davon unter-
scheiden muss. 

(Christian Dahm [SPD]: So ist das!) 

Das Ergebnis für 2018: 8.662 geförderte Wohnein-
heiten in der Wohnraumförderung; 923,4 Millionen 
Euro echtes Fördervolumen. Das ist ein Plus von 
5,5 % gegenüber dem Ergebnis von 2017 und das 
beste Förderergebnis seit 2012. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn Sie dieses Thema also weiter bearbeiten wol-
len, dann empfehle ich Ihnen die Beachtung eines al-
ten amerikanischen Sprichworts, lieber Kollege 
Kutschaty: If you sit in a hole, stop digging. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Kommen wir zum Bereich der Justiz. Herr Kollege 
Kutschaty, Sie haben der Landesregierung vorge-
worfen, wir hätten massiv Vertrauen bei der Justiz 
verspielt. Falls Sie damit die Justizpolitik gemeint ha-
ben sollten, 

(Thomas Kutschaty [SPD]: Nein!) 

darf ich Ihrer Aufmerksamkeit zuführen, dass wir … 

(Thomas Kutschaty [SPD]: Sie wissen, was 
ich gemeint habe!) 

– Dazu komme ich gleich ja noch. 

Falls Sie damit die Justizpolitik gemeint haben soll-
ten, darf ich Ihrer Aufmerksamkeit zuführen,  

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

dass wir in den vergangenen Jahren unserer Regie-
rungszeit die Regierung waren, lieber Herr Justizmi-
nister a. D., die die meisten zusätzlichen Stellen in 
der Justiz geschaffen hat. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Sven Wolf 
[SPD]: Und wie viele davon sind besetzt?) 

Im nächsten Jahr wird das fortgesetzt: 257 neue Stel-
len im kommenden Jahr – 56 neue Stellen bei den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften, Stärkung des 
Justizvollzugs, Bewältigung der Klagewelle in der 
Sozialgerichtsbarkeit, und wir streichen zusätzlich 
noch kw-Vermerke. 

Die Justizpolitik kann sich also wirklich sehen lassen. 
Herr Justizminister a. D., Sie wären froh gewesen, 
wenn Sie diese Stellen hätten schaffen können. Wir 
tun es jetzt, und das ist gut für die Justiz in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Sven Wolf 
[SPD]: Herr Kutschaty hat Stellen geschaffen 
und besetzt! Das schafft Herr Biesenbach 
nicht!) 

Und falls Sie, lieber Kollege Kutschaty, mit Ihrer Be-
merkung den Fall „Sami A.“ gemeint haben sollten 

(Christian Dahm [SPD]: Na guck mal! – Zuruf 
von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

und damit Herrn Kollegen Stamp indirekt vorgewor-
fen haben, das Vertrauen und das Verhältnis zur Jus-
tiz nachhaltig beschädigt zu haben, ist die erste Bot-
schaft: Inzwischen ist rechtskräftig entschieden, dass 
diese Maßnahmen des Kollegen Stamp rechtmäßig 
waren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ist es wirklich Ihre Position, dass Sie dem Oberver-
waltungsgericht, welches so entschieden hat, vor-
werfen, dass damit das Verhältnis dieses Oberver-
waltungsgerichts zum Rest der Gerichtsbarkeit ge-
stört ist? Glauben Sie das wirklich? Oder glauben Sie 
sogar ernsthaft, dass es Ihre Position sein kann, dass 
Joachim Stamp sich dafür bei der Justiz entschuldi-
gen muss, dass Sami A. jetzt in Tunesien ist? 

Überlegen Sie mal, wie Sie das den Menschen erklä-
ren. Ich finde es gut, dass es rechtmäßig ist, dass 
Sami A. jetzt in Tunesien ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf von 
Gregor Golland [CDU] – Sven Wolf [SPD]: 
Und was ist mit der Debatte davor, Herr Li-
enenkämper? Die hat geschadet!) 

Dann kommen wir, liebe Frau Kollegin Düker, zur In-
vestitionsquote. Darüber werden wir ganz bestimmt 
noch viel miteinander diskutieren. Ich will aber versu-
chen, einige Dinge ins Verhältnis zu rücken. 

Ihre Vorwürfe wären glaubwürdiger, wenn Sie in Ihrer 
Regierungszeit entweder eine höhere Investitions-
quote gehabt hätten als wir oder in Ihrer Mittelfristi-
gen Finanzplanung eine steigende Investitionsquote. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Ja!) 

Beides war nicht der Fall. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Ihre Mittelfristige Finanzplanung für 2016 bis 2020 
sah sinkende Investitionsquoten vor – von 8,8 % auf 
8,3 % in 2020.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Ja, da war die 
Schuldenbremse!) 

Wir sprechen jetzt über 10,0 % in 2020 und im Haus-
haltsentwurf bis 2023 über dann 9,1 %. Unsere 
schlechteste Zahl ist besser als Ihre beste. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Monika 
Düker [GRÜNE]: Da musste man die Schul-
denbremse einhalten!) 

Und da ich Sie wirklich zu den echten Fachleuten in 
dieser Debatte rechne, will ich noch etwas ergänzen, 
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was Sie wahrscheinlich tatsächlich noch nicht be-
rücksichtigen konnten, was wir nun aber berücksich-
tigen sollten; das ist gar kein Vorwurf. Als das Kabi-
nett den Entwurf des Haushalts in der Mittelfristigen 
Finanzplanung beschlossen hat, war der „Zukunfts-
vertrag Studium und Lehre stärken“ für die Hoch-
schulen noch nicht abgeschlossen. Das heißt, wir 
konnten Mittel aus diesem Pakt naturgemäß in der 
Mittelfristigen Finanzplanung noch nicht berücksich-
tigen. 

Zwischenzeitlich ist dieser Pakt abgeschlossen, und 
er sieht ein Volumen von 490 Millionen Euro für 2022 
und 678 Millionen Euro für 2023 vor.  

Im Sinne der Investitionsquote sind das Investitio-
nen, und damit würde die Investitionsquote 2022 auf 
10,3 % steigen und 2023 noch stolze 9,9 % betra-
gen. Das wird in den nächsten Haushaltsentwürfen 
der Fall sein.  

Sie sehen, dass die Investitionen de facto ungefähr 
auf dem Niveau bleiben werden, auf dem sie jetzt 
sind, selbst wenn man die Quote betrachtet. 

Nun zu den echten Zahlen – Bodo Löttgen hat es an-
gesprochen, dass sie manchmal aussagekräftiger 
als die Quote sind.  

Während Ihrer Regierungszeit waren für das Plan-
jahr 2020 6,244 Milliarden Euro an Investitionsaus-
gaben vorgesehen. Das Ist dieser Regierung beträgt 
in Summe 7,987 Milliarden Euro. Das entspricht ei-
ner Steigerung um 28 %. Jetzt sagen Sie bitte noch 
einmal, wir würden zu wenig investieren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie wissen genau wie ich – in dieser Hinsicht haben 
wir sogar die gleiche Auffassung –, dass die Investi-
tionsquote, so wie sie im Moment gesetzlich vorge-
schrieben ist, nicht unbedingt die tatsächlich wirksa-
men Zukunftsausgaben abbildet.  

Beispielsweise zählen die Ausgaben im Bildungsbe-
reich nach der Definition nicht zu der Investitions-
quote. Wenn wir etwa in die Kinderbetreuung 
662 Millionen Euro zusätzlich stecken, findet das im 
Sinne der Investitionsquote keine Berücksichtigung. 

Sie sind aber eine klassische Zukunftsausgabe für 
die Kinder in Nordrhein-Westfalen für bessere Bil-
dung, für bessere Teilhabe. Das ist die Vorausset-
zung für diese Kinder, den Aufstieg in diesem Land 
zu schaffen. Deswegen sind das in diesem politi-
schen Sinne auch Investitionen.  

Sie sehen also, dass der Vorwurf, wir würden zu we-
nig investieren, völlig falsch ist. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Lienenkämper. – Gibt es weitere Wort-
meldungen? – Das ist nicht der Fall. Dann sind wir 
am Schluss der Aussprache zu diesem Teil. 

Wir kommen zur Einbringung des Entwurfs des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes 2020. Dazu er-
teile ich für die Landesregierung Frau Ministerin 
Scharrenbach das Wort. Bitte sehr, Frau Ministerin. 

Ina Scharrenbach*), Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Gleichstellung: Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Immer wenn der Landeshaushaltsplan 
in das Hohe Haus eingebracht wird, ist auch der Zeit-
punkt gekommen, an dem wir die Gemeindefinanzie-
rung für das Folgejahr vorlegen. 

Sie wissen, welche Aufgaben Gemeinden und Ge-
meindeverbände in Summe zu tragen haben: Sie 
kümmern sich um die kommunalen Straßen, um 
Schulen und Kindertageseinrichtungen, Sportein-
richtungen, Infrastruktur, um die klassische Daseins-
vorsorge, also um all das, was das Leben in einer 
Kommune letztlich ausmacht.  

Das ist Sache der Gemeindefinanzierung, denn die 
Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten im 
Wege des Finanz- und Lastenausgleichs zur Ergän-
zung ihrer eigenen Erträge aus den kommunalen 
Steuern allgemeine und zweckgebundene Zuwei-
sungen für die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Die Gemeindefinanzierung, die wir Ihnen nun für das 
Jahr 2020 vorlegen, kann sich blicken lassen. Es 
handelt sich um eine vorläufig verteilbare Finanzaus-
gleichsmasse in Höhe von rund 12,7 Milliarden Euro, 
die im kommenden Jahr den nordrhein-westfälischen 
Städten und Gemeinden zugewiesen werden soll.  

Das sind noch einmal rund 2,6 % mehr als im laufen-
den Jahr 2019 – und der Steuerverbundzeitraum ist 
noch nicht beendet, denn Stichtag ist der 30. Sep-
tember. Dann rechnen wir, wie Sie wissen, noch ein-
mal neu und können Ihnen die Modellrechnung vor-
legen, sodass für die kommunalen Haushaltsplanun-
gen Verlässlichkeit gegeben ist. 

Mit dem GFG 2020 endet aber auch eine lange Ära, 
denn zum ersten Mal seit 2006 wird der Anteil der 
Kommunen an den Steuereinnahmen des Landes 
wieder bei echten 23 % liegen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Erstmals seit der Gemeindefinanzierung im Jahr 
2006 kann auf die Einplanung des sogenannten pau-
schalen Belastungsausgleichs für etwaige Überzah-
lungen im Rahmen der Kommunalbeteiligung an den 
Einheitslasten des Landes – Stichwort: Finanzierung 
der Deutschen Einheit – verzichtet werden.  

Im laufenden GFG im Jahr 2019 ist immerhin noch 
ein Belastungsausgleich von rund 623 Millionen Euro 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Tritschler. – Als nächste Rednerin 
hat für die Landesregierung Frau Ministerin Schar-
renbach das Wort, wenn sie möchte. – Sie möchte 
nicht. 

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir am 
Schluss der Aussprache und kommen zu den Ab-
stimmungen. 

Zunächst stimmen wir ab über die Überweisung des 
Haushaltsgesetzes 2020. Der Ältestenrat empfiehlt 
die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 17/7200 sowie der Finanzplanung Drucksa-
che 17/7201 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss – federführend – sowie an die zuständigen 
Fachausschüsse mit der Maßgabe, dass die Bera-
tung des Personalhaushalts einschließlich aller 
personalrelevanten Ansätze im Haushalts- und 
Finanzausschuss unter Beteiligung seines Un-
terausschusses Personal erfolgt. 

Ich darf fragen, wer der Überweisungsempfehlung in 
dieser Form zustimmen möchte. – Das sind die Ab-
geordneten der Fraktion der CDU, der Fraktion der 
SPD, der Fraktion der FDP, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen, der Fraktion der AfD. Enthaltun-
gen? – Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. 
Dann ist diese Überweisungsempfehlung einstimmig 
so angenommen worden. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über die 
Überweisung des Haushaltsbegleitgesetzes 
2020. Hier empfiehlt uns der Ältestenrat die Überwei-
sung des Gesetzentwurfs Drucksache 17/7203 so-
wie der Finanzplanung Drucksache 17/7201 an 
den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen, an den Verkehrsausschuss so-
wie an den Ausschuss für Kultur und Medien. 

Ich darf fragen, wer gegen diese Überweisungsemp-
fehlung stimmen möchte. – Enthaltungen? – Dann ist 
das mit Zustimmung aller Fraktionen in Abwesenheit 
der fraktionslosen Abgeordneten so angenommen 
worden. 

Ich lasse drittens abstimmen über die Überweisung 
des Gesetzentwurfs zur Änderung der Landes-
haushaltsordnung Drucksache 17/7318. Hierzu 
hat der Ältestenrat die Empfehlung ausgesprochen, 
den Gesetzentwurf Drucksache 17/7318 an den 
Haushalts- und Finanzausschuss zu überweisen. 
Gibt es hierzu Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist das einstimmig so angenommen und diese 
Überweisung so ausgesprochen worden.  

Viertens lasse ich über die Überweisung des Ge-
meindefinanzierungsgesetzes 2020 abstimmen. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 17/7202 an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend – so-
wie an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 

Bauen und Wohnen. Gibt es gegen diese Überwei-
sungsempfehlung Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Dann stelle ich auch hier die einstimmige Zu-
stimmung aller Fraktionen fest. Damit ist die Über-
weisung so erfolgt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am 
Ende von Tagesordnungspunkt 1 und kommen zur 
Beratung von Tagesordnungspunkt 

2 Älteren Menschen mit Migrationsgeschichte 
den Zugang zu Pflege- und Altenhilfe erleich-
tern und ihre Lebensleistung würdigen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/4455 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Integrationsausschusses 
Drucksache 17/7343 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/7295 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/7373 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU Frau Kollegin Gebauer das Wort. Bitte 
sehr, Frau Abgeordnete. 

Katharina Gebauer (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Nach ausgiebigen Beratungen in den Fachaus-
schüssen liegen uns heute zwei Entschließungsan-
träge vor, über die es zu entscheiden gilt. 

Vorab: Ich freue mich darüber, dass es uns gelungen 
ist, einen gemeinsamen Antrag von CDU, SPD und 
FDP zu formulieren, der heute hier mit Mehrheit be-
schlossen werden kann. Uns alle eint bei diesem 
Thema eine Leitfrage: Wie können wir die Lebenssi-
tuation für Menschen mit Pflegebedarf in unserem 
Land nachhaltig verbessern? 

Der demografische Wandel stellt die Versorgung 
pflegebedürftiger Menschen nicht nur in Nordrhein-
Westfalen vor große Herausforderungen. Hinzu 
kommt eine zunehmende Vielfalt an ethnischen und 
kulturellen Unterschieden, die eines hohen Maßes 
an Kultursensibilität bedarf. Daher ist es unsere Auf-
gabe, die interkulturelle Öffnung der Institutionen der 
Altenpflege und Altenhilfe weiter voranzutreiben und 
auszubauen. 




	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 17/65
	Nordrhein-Westfalen Plenarprotokoll 17/65

